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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich begrüße ganz herzlich alle Mitglieder des Innenaus-
schusses und des Integrationsausschusses. Ganz besonders begrüße ich den Vorsit-
zenden des Integrationsausschusses, meinen Kollegen Dr. Kaiser. Ich begrüße die 
Vertreter der Landesregierung, Herrn Minister Herbert Reul, Frau Ministerin Paul, 
Herrn Staatssekretär Bahr, alle Zuhörerinnen und Zuhörer sowie die Vertreterinnen 
und Vertreter der Medien und heiße Sie willkommen zur 38. Sitzung des Innenaus-
schusses und zur 22. Sitzung des Integrationsausschusses. 

Den Ausschuss habe ich mit Einladung 18/893 zu dieser Sitzung einberufen. 

Die Sitzung wird vereinbarungsgemäß per Live-Videostream im Internet übertragen. 

Bevor in die Tagesordnung einsteigen, wollen wir der Opfer und Verletzten des An-
schlags von Solingen gedenken. Dafür darf ich Sie bitten, sich zu erheben. 

(Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen.) 

Unsere Gedanken sind bei den Angehörigen, Einsatzkräften und Trauernden. Der 
Schmerz, die Trauer und Fassungslosigkeit sind kaum zu ermessen. Dennoch ist es 
mehr denn je an der Zeit, klar zu zeigen, dass diese Menschen nicht alleine sind, dass 
wir alle beisammenstehen. 

Am vergangenen Freitagabend um kurz nach halb zehn hat ein Attentäter auf dem 
friedlichen Fest zum Stadtgeburtstag der Stadt Solingen grauenhafte Morde, schwere 
Verletzungen und unfassbar viel Leid verbreitet. Diesen Akt des Terrors, motiviert 
durch islamistischen Extremismus, werden wir nicht vergessen. 

Mit seinem hinterlistigen und abscheulichen Anschlag gegen friedliche und schutzlose 
Bürgerinnen und Bürger trifft der Täter mitten ins Mark unserer freiheitlichen Gesell-
schaft. Dank des mutigen Einsatzes der Ersthelfer, die ohne zu zögern einschritten, 
konnte noch Schlimmeres verhindert werden. Ihnen genauso wie unseren Ermittlungs-
behörden, maßgeblich der nordrhein-westfälischen Polizei, gilt unser aufrichtiger 
Dank. Durch das schnelle Handeln der Sicherheitsbehörden konnte der Täter so 
schnell festgenommen werden. Der Generalbundesanwalt ermittelt nun. 

Unser tiefes Mitgefühl gilt allen Angehörigen und Betroffenen. Allen Verletzten wün-
schen wir eine baldige und vollständige Genesung. Im Gedenken an alle Verstorbenen 
darf ich Sie um einen Moment der Stille bitten. – Herzlichen Dank. 

(Die Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein.) 
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 Erkenntnisse der Landesregierung zum mutmaßlichen IS-Terroranschlag in 

Solingen (s. Anlagen 1–3) 

Vorsitzende Angela Erwin: Die Sondersitzung wurde von der Fraktion der SPD mit 
Schreiben vom 25. August 2024 beantragt. Auch von der Fraktion der FDP und von 
der Fraktion der AfD wurde mit Schreiben vom 24. bzw. 25. August 2024 je ein Antrag 
auf Durchführung einer Sondersitzung zu dem Thema eingereicht. Diese erreichten 
aber nicht das gemäß § 53 Abs. 2 GO-LT erforderliche Quorum. Ich habe dem Antrag 
der SPD gemäß § 53 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung entsprochen und zur heutigen 
Sitzung eingeladen. 

Wir werden zunächst den Bericht der Landesregierung hören. Einleitend wird der Be-
richt von Herrn Minister Reul erfolgen, und sodann wird Frau Ministerin Paul ihren Be-
richt geben. Anschließend wird die Aussprache zu den beiden Berichten gemeinsam 
erfolgen. 

Minister Herbert Reul (IM): Diese Freitagnacht war nicht nur für das Thema „Sicher-
heit“ bedeutsam, sondern auch für mich sehr persönlich. Die Nacht werde ich garan-
tiert nicht mehr vergessen, nicht weil ich dahin musste, weil alles durcheinander war 
und alles anders war, sondern weil man das Erleben an diesem Tatort einfach nicht 
mehr vergisst.  

Deshalb – auch wenn ich das jedes Mal mache, aber es ist so – ist mir am Wichtigsten: 
Meine Gedanken sind bei den Menschen, die davon betroffen sind. Damit meine ich 
die drei toten Menschen – zwei Männer im Alter von 56 und 67 Jahren und eine Frau 
im Alter von 56 Jahren – und vor allen Dingen deren Angehörige, natürlich auch die 
Angehörigen von Schwerverletzten und Leichtverletzten. Gott sei Dank sind sie aus 
dem Stadium heraus, lebensgefährlich verletzt zu sein. Ich kann Ihnen mitteilen – das 
ist die gute Nachricht –: Im Krankenhaus befinden sich nur noch drei der Verletzten. 
Da entwickelt sich Gott sei Dank alles zum Guten. 

Diese Tat von Solingen macht deutlich, dass ein solcher Terrorakt stattfinden kann. 
Wenn Sie sich erinnern, dann wissen Sie, dass alle Sicherheitsbehörden – das ist 
keine Spezialität für uns in Nordrhein-Westfalen, sondern gilt bundesweit – in den letz-
ten Monaten immer darauf hingewiesen haben, dass wir eine große abstrakte Gefahr 
haben, die jederzeit – es heißt abstrakte hohe Gefährdungslage – an einem Ort auch 
ganz konkret werden kann in einer Art und Weise, dass sich ein Täter, der sich offenbar 
unbemerkt radikalisiert hat, mit haushaltsüblichen Gegenständen bewaffnet und dann 
an einem willkürlichen Ort zuschlägt. Dieser Ort lässt sich in der Regel nicht vorhersa-
gen, zumindest nicht mit den Möglichkeiten, die wir heute haben. 

Deswegen noch ein Dankeschön an alle Einsatzkräfte, Rettungskräfte, Polizisten. In der 
Spitze waren über 500 Beamtinnen und Beamte in Nordrhein-Westfalen im Einsatz: die 
Polizistinnen und Polizisten des Wachdienstes, der Bereitschaftspolizei, Diensthunde-
führer, Polizeihubschrauber, Kriminalpolizistinnen und Kriminalpolizisten, Mitarbeiter 
des Verkehrsdienstes, psychosoziale Unterstützung, natürlich alle Kräfte der Spezial-
einheit und viele, viele Mitglieder der Blaulichtfamilie von Feuerwehr, Rettungsdienst, 
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Notfallseelsorgerinnen und -seelsorger. Sie hatten in dieser Nacht und in den Tagen 
danach im wahrsten Sinne des Wortes alle Hände voll zu tun. 

Wir hatten die Gelegenheit, mit den Einsatzkräften zu reden. Da bekommt man ein 
Gefühl dafür, was diese Menschen aushalten müssen oder – umgekehrt – wie wahn-
sinnig wirkungsvoll sie gearbeitet haben. 

Wir reden in diesen Tagen sehr häufig über den Staat, der angeblich nicht funktioniert. 
Vielleicht ziehe ich das mal vor: 

Erstens. Der Staat hat funktioniert. Nach 24 Stunden war der Bursche verhaftet. 

Zweitens. Der Staat hat funktioniert, weil die Rettungskräfte ganz vielen Menschen das 
Leben gerettet haben. Messerangriffe – das wissen Sie alle, insbesondere die Mitglie-
der des Innenausschusses – haben eine wahnsinnige unmittelbare Wirkung, und da 
sind die Mittel sehr begrenzt. Die Leistung war granatenmäßig toll und großartig. Der 
Eindruck, der ich mir dort selber gemacht habe, unterstützt das. Darüber will ich nicht 
mehr viel reden.  

Die Ermittlungen sind nicht abgeschlossen, sondern in vollem Gange. Der Satz be-
deutet, es wird ganz viel Neues täglich hoffentlich ermittelt, und ich erfahre davon re-
lativ wenig, eigentlich gar nichts. Das ist auch gut so, denn der Generalbundeswalt hat 
übernommen und hat dafür gesorgt, dass er sorgfältig ermitteln kann. Ich sage das 
vorneweg, weil die Zeitungen voll sind mit Berichten von Leuten, die alles wissen und 
alles genau gewusst haben. Ich kann Ihnen zu dem, was da ermittelt wird, nur das 
sagen, bei dem wir selber beteiligt waren und was bis zum heutigen Tage feststeht. 

Es wird aber weiterermittelt. Das sage ich, damit nicht jemand denkt, da würde nicht 
weitergearbeitet. Der Generalbundesanwalt ist zuständig, aber rund 130 Ermittlerin-
nen und Ermittler allein beim Polizeipräsidenten in Düsseldorf arbeiten aktuell an dem 
Fall, unterstützt von LKA und BKA. Die Gelegenheit will ich auch nutzen: Die Zusam-
menarbeit mit den Bundesbehörden ist die ganze Zeit über außerordentlich gut gewe-
sen und ist sie auch jetzt. 

Deswegen werden wir heute nicht jede Frage beantworten können, die Sie sich stellen 
oder mir stellen, sondern es gibt eine Menge Fragen, die ich mir selber stelle, die ich 
aber auch nicht beantworten kann. 

Heute kann ich sagen: Am vergangenen Freitag, 23.08., erhielt die Polizei Wuppertal 
um 21:37 Uhr eine Vielzahl von Notrufen von Besuchern des Solinger Stadtfestes. 
Erste Zeugenangaben sprachen von einem Mann, der vor einer Veranstaltungsbühne 
auf dem Fronhof, einem Platz in der Solinger Innenstadt, plötzlich auf andere Besucher 
eingestochen haben soll. Anschließend flüchtete der Täter im Gewirr vom Tatort. 

Natürlich waren im Rahmen der Vorplanungen einer großen Veranstaltung bereits Po-
lizistinnen und Polizisten vor Ort. Die hatten aber während des Messerangriffs an einer 
anderen Stelle des Platzes gerade eine Person kontrolliert und waren nicht in unmit-
telbarer Nähe. Die Beamten sind sofort eingeschritten, haben auch erste Hilfe geleis-
tet. Übrigens waren auch mobile Straßenblockaden – Sie kennen das von den Weih-
nachtsmärkten – aus Sicherheitsgründen aufgestellt. 
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Das ganze Geschehen wurde durch die Tatortbehörde Wuppertal zunächst als 
Amoklage bewertet. Das bedeutet die Übernahme durch eine besonders leistungsfä-
hige, sogenannte §-4-Behörde – das war in dem Fall Düsseldorf –, Kriminalhauptstel-
lenverordnung. Wenn das passiert, greifen unverzüglich bestimmte festgelegte auto-
matische Handlungs- und Maßnahmenkonzepte. 

In den ersten Minuten bedeutet das: Einrichtung einer Besonderen Aufbauorganisa-
tion, Alarmierung aller verfügbaren Polizistinnen und Polizisten, Alarmierung der Be-
reitschaftspolizei, Alarmierung der Spezialeinheiten, Absperrung des Tatortes, Einrich-
tung einer LKA-Informationssammelstelle und Information der Öffentlichkeit. 

Übrigens: Damit mehr Polizistinnen und Polizisten zur Verfügung standen, wurde der 
Spätdienst des Polizeipräsidiums Wuppertal im Dienst gehalten. Nach einiger Zeit und 
nach den ersten Erkenntnissen wurde die Lage dann als Anschlag eingeordnet – das 
war gegen 23:20 Uhr –, änderte im Prinzip am Ablauf nichts. 

Es ging also weiter: Einleitung einer groß angelegten Fahndung, Sicherung und Aus-
wertung von Videos, Beweissuche am Tatort und in Fluchtrichtung sowie Zeugenver-
nehmungen vor Ort. Es galt, sich ein Bild zu machen und sofort eine Täterbeschrei-
bung zu erhalten, um an alle Erkenntnisse zu kommen, die nötig waren, um den Täter 
zu finden. 

Um den Täter zu finden, wurde auch ein Mantrailer-Diensthund eingebunden, also ein 
speziell trainierter Hund zur Personensuche. 

Sie sehen, es wurde ein umfangreicher Maßnahmenkatalog in Gang gebracht. Die 
Polizei hat darüber hinaus unmittelbar ein Hinweisportal eingerichtet. Da gingen zahl-
reiche Hinweise ein, bis heute knapp 900. Das heißt, auf der einen Seite wahnsinnig 
viele Hinweise, Spuren, Erkenntnisse, Aussagen, Bilder, auf der anderen Seite ein irr-
sinniger Zeitdruck, weil der Täter ja noch flüchtig war. Das ist die Mammutaufgabe, die 
unter Hochdruck erledigt werden muss. 

Übrigens: Noch am Samstag habe ich verfügt, dass die Polizeipräsenz gerade bei an-
deren Festen und Veranstaltungen im Land massiv und sichtbar erhöht wird. Dass 
trotzdem Straßenfeste und Veranstaltungen abgesagt wurden, kann ich aber auch gut 
nachvollziehen. Das ist in der Entscheidung der jeweiligen örtlichen Behörde passiert. 

Die Polizeipräsenz in Solingen ist bis heute, auch durch den Einsatz der Bereitschafts-
polizei, sichtbar erhöht – aus unterschiedlichen Gründen, sehr stark, um den Bürge-
rinnen und Bürgern ein Gefühl von Sicherheit zu geben. 

Zu den Ermittlungen, soweit wir sind: Wie Sie auch der Presse entnehmen konnten, 
führten erste Zeugenaussagen zu einem 15-jährigen Jugendlichen, der am Samstag-
morgen zunächst festgenommen wurde. Aufgrund des noch jugendlichen Alters kann 
ich dazu leider nicht mehr sagen, außer dass es nicht unser gesuchter Täter war. Also, 
dies hat nach heutigem Stand der Ermittlungen keine Bedeutung für die Tat. 

Im Beisein eines Pflichtverteidigers und seiner Mutter wurde der 15-Jährige befragt. Er 
ließ sich allerdings nicht zur Sache ein und wurde schlussendlich entlassen, da sich 
der Tatverdacht nicht erhärtete. 
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Da die Beschreibung des Messertäters – im Laufe der Zeit kommen ja immer mehr 
Informationen zusammen – nicht auf den 15-Jährigen passte, liefen Ermittlungen und 
Fahndung natürlich parallel weiter auf Hochtouren. 

Ein weiterer Verdächtiger wurde am Samstagabend festgenommen. Er wurde durch 
einen Besucher des Stadtfestes auf einem Foto identifiziert. Auch gegen diese Person 
hat sich der Verdacht aber nicht erhärtet, sodass auch er am Sonntagnachmittag wie-
der entlassen wurde. 

In der Nähe des Tatortes konnte Kleidung gefunden werden, die einen Bezug zu dem 
potenziellen Messertäter erkennen ließ. Auch ein blutverschmiertes Messer wurde in 
der Nähe gefunden, wie wir inzwischen wissen, sehr wahrscheinlich das Tatmesser. 

Durch akribische Ermittlungsmaßnahmen und viele kleine Details konnte sehr schnell 
der Tatverdacht auf eine bestimmte Person gelenkt werden. Er wurde dann erst einmal 
an einer Wohnungsanschrift einer Kommunalen Unterbringungseinrichtung gesucht. 
Dort wurden zwei Verdächtige, zwei Bewohner dieser Kommunalen Unterbringungs-
einrichtung, am Samstagabend festgenommen. Auch bei diesen beiden handelte es 
sich letztlich nicht um die Täter der Terrortat, sodass sie in der Nacht zum Sonntag 
wieder entlassen wurden. 

Sie sehen daran, dass wir jeder Spur nachgegangen sind, sehr intensiv nachgegangen 
sind, und das konsequent, auch mit Festnahmen, auch wenn man sich da noch gar 
nicht sicher war, sondern nur einen Verdacht hatte.  

Um 22:47 Uhr am Samstag wurde im Rahmen der Bestreifung im Nahbereich des 
Tatortes eine männliche Person festgestellt. Das Verhalten und auch sein Erschei-
nungsbild waren den Polizisten verdächtigt. Deswegen wurde er direkt angesprochen 
und sofort festgenommen. Anders als Sie in manchen Zeitungen lesen, war das also 
der Ablauf. Die Polizei hat diesen Menschen gesehen, ihn als Verdächtigen identifi-
ziert, ist auf ihn zugegangen und hat ihn dann festgenommen. 

Am Sonntag wurde der 26-jährige syrische Staatsangehörige – das war dieser Mensch – 
in Begleitung von Spezialeinsatzkräften zum Bundesgerichtshof gebracht und vorge-
führt. Ergebnis: Haftbefehl, das heißt Gefängnis. 

Lassen Sie mich noch einen Satz zu den Mutmaßungen sagen, dass es einen Hinweis 
eines ausländischen Nachrichtendienstes gegeben habe. Ich kann generell nur davor 
warnen, solche Diskussionen öffentlich zu führen. Sie wissen aus der Vergangenheit: 
Die Arbeit von Nachrichtendiensten funktioniert nur durch Ermittlungsarbeit mit Quel-
len, mit Informanten. Da muss man bei jeder Spekulation vorsichtig sein, übrigens 
auch dann, wenn sie nur heiße Luft ist. Sie könnte, wenn sie keine heiße Luft ist, na-
türlich auch die Arbeit gefährden, weil diejenigen, die da angeschaut werden, mit jeder 
Spekulation vorsichtig umgehen werden. Solche Diskussionen machen die Sache also 
nur schwieriger, helfen uns aber nicht weiter. Was uns weiterhelfen würde, wäre eine 
Diskussion darüber, wie wir unsere eigenen Dienste vor allen Dingen rechtlich so aus-
statten können, dass wir selbst noch mehr Hinweise bekommen. 
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Was wissen wir über diese Person? Wie Sie sicherlich verstehen, kann ich nicht so 
umfangreich und vollständig berichten, wie ich es gern tun würde. Auch, ob die Tat 
tatsächlich dem sogenannten Islamischen Staat zuzuordnen ist, bleibt abzuwarten und 
ist Bestandteil der laufenden Ermittlungen. Es deutet aber sehr vieles darauf hin. 

Wie Sie sicherlich bereits der Presse entnommen haben, gibt es bereits ein Bekenner-
video. Das wird aktuell von meinen Expertinnen und Experten genauestens überprüft 
und bewertet. Es würde auch in die IS-Propagandastrategie passen, insbesondere 
selbstradikalisierte Einzeltäter und autonom agierende Kleinstgruppen zu Anschlägen 
zu animieren. Überraschend ist das nicht. Das gilt insbesondere seit dem Terrorangriff 
der Hamas auf den Staat Israel. Die Bedrohungslage, das wissen Sie, ist und bleibt 
abstrakt hoch. Eine absolute Sicherheit gegen solche Anschläge gibt es nicht. Auch 
das ist ein Teil der Wahrheit. Wir müssen Islamismus, das macht diese Tat deutlich, 
auch weiterhin sehr ernst nehmen. 

Allein in Nordrhein-Westfalen leben 185 islamistische Gefährder, die wir im Auge ha-
ben. Aber zu diesen Personen zählte der Täter aus Solingen nicht; denn polizeilich 
oder mit Bezug zu Staatsschutzdelikten – beides – ist dieser Mensch vorher nie auf-
getreten, nie in Erscheinung getreten, wurde nirgendwo registriert. Das heißt: Kein 
Mensch in der Polizei oder im Staatsschutz hatte den mit irgendwelchen Vortaten auf 
dem Schirm. 

Sie wissen, dass die Zuständigkeit für ausländerrechtliche Maßnahmen bei der Aus-
länderbehörde liegt. Dazu sage ich jetzt nichts. Das wird nachher noch gut erklärt. Die 
Polizei ist an einer Stelle tangiert, nämlich wenn sie gefragt wird, im Wege der soge-
nannten Amts- und Vollzugshilfe tätig zu werden, also zu helfen. Das findet nicht immer 
statt, aber es gibt Fälle, wo die Ausländerbehörden um Hilfestellung bitten. Dann findet 
das natürlich statt. 

Noch ein paar persönliche Sätze zur Einschätzung, die ich schon vorgetragen habe. 
Es war leider nicht der erste Terroranschlag dieser Art, den es in der Bundesrepublik 
gegeben hat. Damit meine ich, dass es nicht der erste Asylbewerber war, der in unser 
Land kam, unsere Gutmütigkeit und unsere Schutzversprechen ausgenutzt hat und 
aus mutmaßlich islamistischer Motivation heraus einen Anschlag verübt hat und damit 
viel Leid angerichtet hat. Wir erinnern uns an den Anschlag auf dem Weihnachtsmarkt 
am Berliner Breitscheidplatz. 13 Menschen sind gestorben, 67 wurden schwer verletzt. 
Ich erinnere aber auch an die Messerattacke in Duisburg – die ist noch gar nicht so 
lange her: April 2023 – mit einem Toten und vier Schwerverletzten. Vor Kurzem, Ende 
Mai dieses Jahres, gab es eine Messerattacke in Mannheim, bei der ein Polizeibeamter 
getötet und fünf Menschen verletzt wurden.  

Ich bitte ganz dringend um eines, und zwar nicht, weil man das nicht tun darf oder so, 
sondern je länger ich solche Fälle erlebe, desto mehr kapiere ich, wie wichtig es ist, 
dass man in solchen Fällen jeder Versuchung widersteht – das ist schwer –, diese 
Taten zu instrumentalisieren oder die schnelle Antwort zu finden. 

Es verbietet sich, alle diese Taten allen Zugewanderten zuzuschreiben, die bei uns leben, 
und sie über einen Kamm zu scheren. Das wäre absurd und total falsch. Hunderttausende 
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Flüchtlinge, die vor Terror geflohen sind, leben friedlich in unserem Land und sind 
dankbar für den Schutz, den wir ihnen gewähren. Ob das in Form von Versammlungen 
oder auch in anderen Veranstaltungen passiert – wir haben am Montag den Fall ge-
habt, dass der Hitlergruß gezeigt wurde –, oder ob es Internetzhetze mit der Überschrift 
„Remigration“ gibt: Hetze hilft uns nicht weiter, vergiftet das Klima, löst keines der 
Probleme und hilft den Falschen.  

Es ist aber, glaube ich, an der Zeit, ernsthaft zu schauen, was wir verändern müssen. 
Solche Fälle müssen einen wach machen oder vielleicht besser nachdenklich machen. 
Man muss überlegen: Was ist da zu tun? – Bitte keine Symptomhandlungen. Bitte 
keine Schnellschussantworten. Bitte nicht denken: Wenn man das gemacht hätte, 
wäre alles in Ordnung. – Diese Menschen, die das wissen, beglückwünsche ich. Die 
verfügen über eine Fähigkeit, über die die ganzen Sicherheitskräfte nicht verfügen, 
nämlich Hellsehen und auf alles eine Antwort zu haben.  

Deswegen bin ich auch so zurückhaltend – ich bitte da um Verständnis – bei den De-
batten über eine Verschärfung des Waffengesetzes. Der Täter aus Solingen, um das 
Beispiel mal zu nennen, hat ein Messer benutzt, wie es wahrscheinlich viele in ihrer 
Küche haben. Das Führen eines solchen Messers in der Öffentlichkeit ist heute schon 
verboten. Dieser Mensch hätte mit diesem Messer gar nicht rumlaufen dürfen. Da hätte 
auch kein Verbot geholfen. Das ist so. Die Diskussion über die Verschärfung, die wir 
jetzt hören, finde ich, lenkt ab oder es besteht die Gefahr, dass sie ablenkt.  

Wahr ist: Nicht die Waffen töten Menschen, sondern Menschen töten Menschen. 
Wenn ein Mensch jemanden töten will, einen Anschlag begehen will, dann interessie-
ren ihn vermutlich auch keine Verbote. Es muss also immer um den Blick auf die Men-
schen gehen und darum, was wir da tun können oder was wir früher wissen können 
und wie wir das hinkriegen. Es muss darum gehen, dass wir einerseits – das glaube 
ich für mich persönlich mittlerweile – weniger Menschen ins Land hineinlassen, die 
keine Bleibeperspektive haben. Dafür ist aber eine andere politische Ebene zuständig. 
Wir müssen andererseits über die Befugnisse reden.  

Wir reden bei der Tat von Solingen über einen terroristischen Akt, mutmaßlich beein-
flusst durch den Islamischen Staat. Wenn das so ist, glaube ich, muss man die Frage 
stellen, ob man da nicht auch Informationshilfen braucht, um frühzeitiger zu wissen: 
Wo ist was los? Was passiert? – Das ist eine sehr schwierige Debatte. Die kann man 
nicht mit Ja oder Nein beantworten. Das will ich mal so präzise sagen. Da muss man 
genau hinschauen: Wo und wann und welches Instrument braucht man? – Ich glaube, 
genauso wenig, wie wir die allgemeine Hetze wollen, wollen wir einen allgemeinen 
Überwachungsstaat. Aber dazwischen gibt es ja noch was, was Menschen, wenn sie 
den Kopf einsetzen, an Lösungen finden. 

Offensichtlich reicht das, was wir haben, im Moment nicht aus. Wir brauchen für die 
Sicherheitsbehörden eine sachliche, ruhige, ernsthafte, nachdenkliche Debatte darüber: 
Welches Rüstzeug brauchen die Sicherheitsbehörden? Reicht das aus? Reicht das 
nicht aus? Was braucht man zusätzlich? 
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Das gilt übrigens auch für die Debatte, die wir hier demnächst zum Thema „Neufas-
sung des Verfassungsschutzgesetzes“ vor uns haben. Sie wissen, das hatte ich ja 
angekündigt, wir müssen das Verfassungsschutzgesetz ändern, weil es eine Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichtes dazu gibt.  

(Marc Lürbke [FDP]: Wann kommt das?) 

– Herr Lürbke, was war das? 

(Marc Lürbke [FDP]: Wann kommt denn das?) 

– Es kommt dann, wenn es fertig ist, weil wir gründlich arbeiten. Ich gehöre nicht zur 
Abteilung „Schnellschüsse, Besserwisser und anderes“, sondern ich bin für die Abtei-
lung „Gründlichkeit“ zuständig, weil ich mich am Ende dafür rechtfertigen muss, was 
ich mache. 

Deswegen bin ich immer sehr, sehr sorgfältig bei diesen Fragen unterwegs, und diese 
Frage ist nicht einfach, genau wie die anderen, die ich gerade beschrieben habe. Glau-
ben Sie: Wenn Sie auf so einem Platz stehen und die Toten sehen, dann haben Sie 
Lust, zu sagen: „Wir machen das“, und dann ist die Welt in Ordnung. Aber wenn Sie 
ein bisschen vernünftig sind und ein paar kluge Menschen haben, die einem sagen: 
„Halblang, erst mal nachdenken“, dann bewahrt einen das davor, so schnell etwas zu 
sagen, was man schnell sagen wollte, um sich selbst zu befreien. Aber das hat keinen 
Sinn. 

Ich will deswegen wenigstens einen Satz zu dem sagen, was ich gestern vorgestellt 
habe und was ich für den Innenausschuss schon angemeldet hatte, nämlich zum 
Thema „Messerkonzept“. Darüber reden wir heute nicht, weil es gar nicht Gegenstand 
dieses Problems ist. Solingen war eine Terrortat. 3.500 Fälle von Messerangriffen ha-
ben wir im Jahr 2023 gehabt. Das sind keine Terrortaten, sondern das sind die ande-
ren, die wir alle miteinander diskutiert haben. Da braucht man logischerweise ganz 
andere Antworten als auf die Terrortaten. Das wollte ich Ihnen in der nächsten Aus-
schusssitzung vorstellen. Jetzt ist alles ein bisschen durcheinandergekommen. Aber 
das machen wir. Ich will das heute aber nicht vermischen, weil das verschiedene Sa-
chen sind. Wir wollen ja heute über Solingen reden. – Soweit die Informationen, die 
ich Ihnen heute geben kann.  

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Der schreckliche menschenverachtende An-
schlag von Solingen beschäftigt uns alle. Er wird uns noch lange beschäftigen, und 
das auch richtigerweise. Er hat drei Menschen das Leben gekostet. Er hat Menschen 
teils schwerverletzt und schwerstverletzt zurückgelassen. Gott sei Dank sind sie mitt-
lerweile außer Lebensgefahr, und ich wünsche ihnen schnelle Genesung nicht nur an 
Leib, sondern auch an Seele. 

Dem Dank des Innenministers an alle Einsatzkräfte, die so schnell reagiert haben, 
kann ich mich nur ausdrücklich anschließen. Dieser Anschlag hat Solingen, hat die 
ganze Stadt, hat all ihre Menschen ins Herz getroffen. Er hat aber auch alle Menschen 
in NRW, in ganz Deutschland tief getroffen – ein brutaler Akt islamistischen Terrors. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 11 - APr 18/638 

Innenausschuss (38.) 29.08.2024 
Integrationsausschuss (22.) 
Gemeinsame Sitzung (Sondersitzung) (öffentlich) st 
 
 
Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, dass wir jetzt einerseits die Tathintergründe und 
auch alle sicherheitsrelevanten Hintergründe konsequent aufklären, andererseits aber 
auch die berechtigten Fragen beantworten, die sich im Zusammenhang mit den Um-
ständen der Abschiebung, aber auch insgesamt mit den Umständen der Frage von 
Rückführung, Rücküberstellung und deren Gelingen stellen.  

Herr Minister Reul hat soeben zu den sicherheitsrelevanten und sicherheitspolitischen 
Fragen ausgeführt. Nun werde ich zu den ausländerrechtlichen Fragen ausführen, und 
ich werde Ihnen darstellen, welche Erkenntnisse wir zum jetzigen Zeitpunkt zum Asyl-
verfahren des mutmaßlichen Täters und zu der versuchten Abschiebung haben. Mir 
ist wichtig zu betonen, dass es sich bei diesen Erkenntnissen im vorliegenden Fall um 
den derzeitigen Sachstand handelt, wie er sich nach unserem derzeitigen Wissens- 
und Aufklärungsstand darstellt.  

Die ersten Sofortmaßnahmen haben wir bereits umgesetzt. Darauf gehe ich später 
auch noch mal ein. Natürlich kann es mit fortlaufenden Gesprächen und Erkenntnissen 
weitere Maßnahmen geben, die wir dann auch angehen. Ganz grundsätzlich werden 
wir auch über die Weiterentwicklung der Dinge reden, die in unserer Zuständigkeit 
sind, selbstverständlich auch gemeinsam mit den anderen Ländern, mit dem Bund und 
über die Ebenen hinweg, weil hier – Minister Reul hat darauf hingewiesen – Hand-
lungsbedarfe identifiziert werden müssen. Wir müssen das gemeinsam angehen. 

Wir haben uns in den letzten Tagen in meinem Haus sehr intensiv den Einzelfall, aber 
damit zusammenhängend auch das gesamte Verfahren angeschaut und die uns vor-
liegenden Informationen ausgewertet. Wir haben, das kann ich Ihnen sagen, an ver-
schiedenen Stellen intensivste Nachforschungen betrieben. Wir haben uns sehr, sehr 
genau angeschaut, was auch im Bereich unserer Zuständigkeit rund um die Frage der 
Überstellung passiert ist. 

Die Ergebnisse der Nachforschungen möchte ich Ihnen nun vorstellen. Ich möchte 
vorwegnehmen, dass wir zwar mittlerweile viele Fragen zum Asylverfahren und der 
Abschiebung beantworten können, es aber weiterhin offene Fragen gibt, die wir wei-
terhin klären.  

Zum Ablauf des Asylverfahrens und um das besser verstehen zu können, ist eine Sa-
che zentral, und mir ist wichtig, das zu sagen: Zu dem tatverdächtigen Mann lagen 
meinem Haus und den Ausländerbehörden bis zur Tat am vergangenen Freitagabend 
keine sicherheitsrelevanten Erkenntnisse vor. Aus Sicht der am Asylverfahren betei-
ligten Behörden war es damals – und das muss man eben so sagen – ein Fall, wie es 
ihn an vielen anderen Stellen auch gibt. 

Seit der Tat am Freitagabend in Solingen bzw. seitdem der tatverdächtige Mann iden-
tifiziert ist, handelt es sich natürlich nicht mehr um einen normalen Fall. Mittlerweile 
wissen wir, zu welch schrecklichen Taten dieser Mensch bereit war. Trotzdem muss 
man sagen: Im Vorhinein waren weder dem MKJFGFI noch den Ausländerbehörden 
sicherheitsrelevante Erkenntnisse zu dieser Person bekannt.  

Wenn wir jedoch nun bewerten, was vor der Tat genau passiert ist und wie einzelne 
Behörden im Asylverfahren dieser nun tatverdächtigen Person gehandelt haben, ist es 
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aus meiner Sicht wichtig, dies zu berücksichtigen; denn wenn die Behörden Informati-
onen gehabt hätten, dass es sich um einen Gefährder oder eine sicherheitsrelevante 
Person handelt, dann wäre anders gehandelt worden, wie das in den Verfahren fest-
geschrieben ist und wie sie durch unsere Behörden auch durchgeführt werden. 

Diese Klarstellung ist mir wichtig, auch wenn dieser Fall nun in der öffentlichen und 
politischen Debatte Fragen aufwirft, die die Rückführung von abgelehnten Asylbewer-
berinnen und Asylbewerbern betreffen, und zwar auch von Personen, die zuvor eben 
nicht als Gefährder oder sicherheitsrelevante Personen eingestuft waren. 

Um das ganz klar zu sagen, diese Fragen müssen wir uns stellen, und wir müssen uns 
vor Augen führen, dass deutschlandweit lediglich 10 bis 15 % aller Dublin-Überstellun-
gen erfolgreich sind. Das bedeutet, dass sich nicht nur in Nordrhein-Westfalen, son-
dern überall, in allen Bundesländern und in allen zuständigen Ministerien, Fragen nach 
Verfahrensabläufen stellen und vor diesem Hintergrund diese Fragen auch schon viel-
fach gestellt worden sind. Sie müssen jetzt aber wirklich auf den Prüfstand, sodass wir 
auf allen Ebenen zu Verbesserungen kommen. 

Im zweiten Teil würde ich auf bisherige Maßnahmen, aber eben auch auf Vorschläge 
hinweisen wollen.  

Was wissen wir konkret zum Asylverfahren des Tatverdächtigen? Ich möchte Ihnen 
gerne einmal den derzeitigen Sachstand darstellen.  

Es handelte sich bei dem Tatverdächtigen um einen am 20. Januar 1998 geborenen 
Mann syrischer Staatsangehörigkeit. Am 27. Januar 2023 hat er in Deutschland einen 
Asylantrag bei der Außenstelle des BAMF in Bielefeld gestellt. Die nach seiner Einreise 
eingeleitete erkennungsdienstliche Prüfung ergab, dass der Mann bereits zuvor in Bul-
garien einen Asylantrag gestellt hatte. Daher wurde sein Asylantrag in Deutschland 
zunächst wegen Nichtzuständigkeit abgelehnt und gemäß Dublin-Verordnung die 
Überstellung des Mannes nach Bulgarien vorbereitet.  

Ich möchte kurz etwas im Zusammenhang mit der Dublin-III-Verordnung erläutern, weil 
sie einfach in diesem Zusammenhang wichtig ist. Die europäische Dublin-III-Verord-
nung regelt, welches Land für die Prüfung eines Asylantrags zuständig ist. Die Dublin-
Verordnung sowie die entsprechenden Durchführungsrechtsakte legen den Rahmen 
fest, den die Mitgliedstaaten nutzen, um die Modalitäten für die Dublin-Überstellungen 
festzulegen. In Deutschland obliegt diese Aufgabe der Bundesebene. Insofern können 
die Mitgliedstaaten die Übergabemodalitäten für die Überstellung festlegen, also Rah-
menbedingungen wie Überstellungszeiten, Vorgaben in Krankheitsfällen etc. Darauf 
will ich gleich noch einmal eingehen, weil das in diesem Zusammenhang wichtig ist.  

Zunächst noch einmal zu den weiteren Verfahrensabläufen. Am 7. Februar 2023 hat 
das BAMF im Zuge des Dublin-Verfahrens ein Übernahmeersuchen an Bulgarien ge-
richtet. Am 20. Februar 2023 hat Bulgarien der Überstellung zugestimmt. Ab hier be-
ginnt eine Frist ab dem 20. Februar von sechs Monaten zur Überstellung, die EU-Mit-
gliedstaaten im Zuge des Dublin-Verfahrens haben. Gelingt eine Überstellung in dieser 
Zeit nicht, wird der Mitgliedstaat zuständig, in dem sich der Asylbewerbende auffällt. 
Der Fall geht dann ins sogenannte nationale Verfahren über.  
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Allerdings muss das BAMF zunächst die Abschiebung anordnen, bevor sie durch die 
durchführende Behörde auch tatsächlich umgesetzt werden kann. Diese Anordnung folgte 
24 Tage später, also 24 Tage nach dem Beginn der Überstellungsfrist am 20. Februar 
2023. So gab Bulgarien im Sommer 2023 die Überstellungsmodalitäten vor. Die werden 
jeweils aktualisiert, so es Aktualisierungen gab. 

Wir haben uns das angeschaut für die Modalitäten, nach denen sich zum damaligen 
Zeitpunkt das Verfahren zu richten hatte. Für den Sommer 2023 gab Bulgarien also 
vor, dass es nur Menschen aufnimmt, bei deren Einreise folgende Kriterien bei der 
Überstellung eingehalten wurden. Man kann sich das eben nicht so vorstellen, dass 
man einfach irgendeinen Flug buchen oder irgendwo ein Ticket kaufen kann, sondern 
Bulgarien – wie alle anderen EU-Mitgliedstaaten – legt die Kriterien fest, nach denen 
zu überstellende Personen nach erfolgter Übernahmeerklärung überstellt werden können.  

In diesem Fall handelte es sich um die Kriterien, dass diese Überstellungen nach Bul-
garien nur montags bis donnerstags zwischen 9:00 und 14:00 Uhr stattfinden können, 
also dass dann in Bulgarien die Person ankommt. Es muss den bulgarischen Behör-
den neun Werktage im Voraus mitgeteilt werden. Landüberstellungen aus Deutschland 
sind nicht möglich. Es werden auch nur ausschließlich Flüge akzeptiert, die am Flug-
hafen Sofia ankommen, und auch da nur drei Fluglinien, mit denen das im Endeffekt 
möglich ist. Es werden auch keine Charterflüge akzeptiert. Das heißt, man kann nicht 
einen speziellen Flug chartern, sondern nur über reguläre Linienmaschinen von drei 
Fluglinien. Und auch dort wird nur eine beschränkte Anzahl von Personen pro Flug 
akzeptiert, nämlich zwei. 

Das bedeutet, dass bundesweit für eine Überstellung nach Bulgarien zum damaligen 
Zeitpunkt täglich zehn Plätze zur Verfügung gestanden haben. Darüber hinaus gibt es 
Nachbarländer, die keine Direktflüge nach Bulgarien haben, nach Sofia haben, die 
auch auf diese Flüge buchen können.  

Am 16. März 2023 hat das BAMF die Überstellung vollziehbar angeordnet. Ab hier ist 
die Zentrale Ausländerbehörde dafür zuständig, die Überstellung durchzuführen. Sie 
vollzieht lediglich die Abschiebeanordnung des BAMF. Das BAMF bleibt weiter verfah-
rensführend.  

Am 20. März hat die ZAB Bielefeld einen Standardfragebogen zur Vorbereitung der 
Überstellung an die Notunterkunft Paderborn gesendet. Darin wird beispielsweise er-
fragt, wie der gesundheitliche Zustand der rückzuführenden Person ist, aber auch, ob 
die Person beispielsweise regelmäßig anwesend ist. Demnach gab es keine besonderen 
Erkenntnisse. Es wurde angegeben, dass sich die Person regelmäßig in der Unterkunft 
aufhalte.  

Mit Zusendung des Fragebogens hat die ZAB Bielefeld unmittelbar nach der Abschiebe-
anordnung des BAMF die Überstellung in die Wege geleitet. Am 21. März 2023 hat die 
ZAB Bielefeld einen Flug über die Zentralstelle für Flugabschiebungen NRW angemeldet 
und am selben Tag einen Flug für den 5. Juni 2023 bestätigt bekommen. Das war der 
erste Flug, der zu diesem Zeitpunkt für die Rücküberstellung dieser Person möglich war, 
weil natürlich auch weitere Personen nach Bulgarien nach der Dublin-III-Verordnung 
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überstellt werden müssen. Das heißt, zu diesem Zeitpunkt war am 5. Juni der erst-
mögliche Flug, in dem noch ein Platz für die Überstellung nach Bulgarien frei war. 

Um diese – auch aus der Sicht der Zentralen Ausländerbehörde – Zwangspause von 
elf Wochen zu verstehen, muss ich Ihnen noch etwas zu den Modalitäten und den 
damit verbundenen Verfahrensabläufen erläutern. In diesem Fall handelt es sich tat-
sächlich um eine Zwangspause. Die ZAB hat den Flug angemeldet, und die Zentral-
stelle für Flugabschiebungen hat dann diesen Termin zurückgemeldet. Die Zentral-
stelle für Flugabschiebungen NRW nimmt die Buchung der Rückführungsflüge für die 
ABHs und ZABs und weitere Abstimmungen mit der Bundespolizei vor, so dies not-
wendig ist. 

Diese elf Wochen zwischen dem 11. März und dem 5. Juni stellte die Vorlaufzeit dar, 
die aufgrund der von Bulgarien vorgegebenen Überstellungsmodalitäten und den War-
tezeiten bis zum Erreichen eines freien Flugtermins von der ZAB Bielefeld hinzuneh-
men war. So warnte die Zentralstelle für Flugabschiebungen Anfang 2023, dass Flüge 
nach Bulgarien mit mehr als 11 bis 13 Wochen Vorlaufzeit geplant werden sollten. Die 
ZAB Bielefeld hat dem Rechnung getragen und unmittelbar nach Erhalt der Mitteilung 
durch das BAMF die Flugbuchung veranlasst. Hintergrund ist, dass zur Flugüberstel-
lung von Deutschland eben nur zehn Plätze insgesamt bundesweit auf Linienflügen 
zur Verfügung stehen. Auf diese Problematik will ich gerne gleich noch einmal eingehen.  

Aber erst noch einmal weiter zum weiteren Ablauf. Am 5. Juni 2023 erfolgte der Zugriff 
um 2:30 Uhr in der Unterkunft, da der Abflug für 7:20 Uhr ab Düsseldorf vorgesehen 
war. Die betroffene Person war zu der Zeit nicht anzutreffen. Die betreffende Person 
war am Vorabend in der Unterkunft beim Abendessen anwesend und auch am Tag 
der geplanten Überstellung beim Mittagessen in der Unterkunft anwesend. Es ist nicht 
bekannt, wo sich die Person zwischenzeitlich aufgehalten hat. Zum damaligen Zeit-
punkt war es den Behörden rechtlich aber nicht möglich, weiträumiger die Einrichtungen 
abzusuchen.  

Am 5. Juni 2023 meldete die ZAB dem BAMF, dass die Überstellung nicht vollzogen 
werden konnte, weil die Person nicht angetroffen werden konnte – auch das fristge-
recht.  

Am 20. August 2023 ist die halbjährliche Frist zur Dublin-III-Überstellung abgelaufen. 
Mit Ablauf der Dublin-Überstellungsfrist wurde der Betroffene vom BAMF ins normale 
nationale Verfahren genommen. Das heißt, der Asylantrag wurde vom BAMF nun auch 
inhaltlich geprüft. Bis dahin hat kein zweiter Überstellungsversuch stattgefunden. Die 
ZAB hat dies uns gegenüber wie folgt erklärt: 

Bei einer Buchung eines weiteren Fluges für eine andere Person, die nach Bulgarien 
überstellt werden musste … Am 1. Juni, also vor der gescheiterten Rückführung der 
betreffenden Person, hat man einen weiteren Flug gebucht – am 1. Juni –, für eine 
andere Person. Dabei hat man als Flugtermin den 30. August erhalten. Das liegt nach 
der Überstellungsfrist. Weitere Buchungen für andere Fälle, in denen auch nach Bul-
garien überstellt werden musste – vom 6. Juni –, haben Buchungstermine oder Über-
stellungstermine für den 22. August sowie für den 4. September nach Bulgarien 
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ergeben. All diese Flugtermine lagen nach Ablauf der Überstellungsfrist. Deswegen 
konnten keine weiteren Schritte zur Buchung unternommen werden. Über diese ent-
scheidenden Punkte der Flugkapazitäten wird weiter zu sprechen sein.  

Am 28. August wurde dann der Tatverdächtige nach Solingen zugewiesen. Am 13. De-
zember hat das BAMF einen subsidiären Schutzstatus zuerkannt.  

Das sind die wesentlichen Informationen, die wir zum Asylverfahren zum jetzigen Zeit-
punkt haben.  

Nun möchte ich dazu erste Einordnungen vornehmen aus dem jetzigen Stand heraus. 
Wenn man sich den vorliegenden Fall anschaut, dann stellt man fest, dass es eine 
Fallkonstellation ist, bei der möglicherweise viele ungünstige Zufälle zusammenge-
kommen sein könnten. Tatsache ist aber, dass diese Fallkonstellation eher die Regel 
ist und nicht die Ausnahme, weil die Überstellungsfristen so sind, wie ich vorhin be-
schrieben habe. Das bedeutet in der Konsequenz, dass bundesweit nur 10 bis 15 % 
der Dublin-Überstellungen tatsächlich durchgeführt werden können, selbst wenn das 
Übernahmeersuchen durch das jeweilige Land, in das überstellt werden soll, positiv 
beschieden wird. Die Modalitäten, die das jeweilige Land festlegt, führen oftmals dazu, 
dass eine tatsächliche Durchführung nicht möglich ist.  

Durch derartige Fälle wird deutlich, wie defizitär dieses Dublin-System ist, an dem viele 
unterschiedliche Stellen beteiligt sind. Die mangelnde Bereitschaft einzelner EU-Staa-
ten zur Rücknahme bzw. die restriktiven Überstellungsmöglichkeiten sowie kompli-
zierte Verfahren, an denen viele Ebenen beteiligt sind, tragen einhergehend mit 
Schnittstellenproblemen dazu bei, dass Dublin-Überstellungen aus Deutschland in an-
dere Staaten derzeit als mangelhaft zu betrachten sind.  

Es ist deswegen richtig – das ist bereits angekündigt worden –, dass jetzt zwischen 
Bund und Ländern nicht nur zu diesem, aber auch zu diesem Verfahren Gespräche 
intensiv aufgenommen werden sollen. Ich begrüße das. Denn wir alle haben die glei-
che Sachlage. Das ist in allen Bundesländern und in allen zuständigen Ministerien die 
gleiche Sachlage. Wir haben die gleichen Verfahrensproblematiken, die gleichen 
Schwierigkeiten in der tatsächlichen Umsetzung. Aber uns eint auch der Wille, das in 
Angriff zu nehmen und dort wirklich zu systematischen Verbesserungen zu kommen.  

Parallel zur Aufarbeitung des Asylverfahrens im vorliegenden Fall habe ich mich mit 
den Kolleginnen und Kollegen in meinem Haus dazu beraten, welche Sofortmaßnah-
men wir umsetzen können und an welchen weiteren Stellen Handlungsbedarfe weiter-
hin identifiziert werden können. Gerne möchte ich Ihnen dazu einige Punkte skizzieren. 
Sie liegen zum Teil in Nordrhein-Westfalen, sie sind zum Teil aber eben auch aufgrund 
der Zuständigkeiten bei Rückführungen und Rücküberstellungen ebenenübergreifend.  

Das Land gewährt den Zentralen Ausländerbehörden ab sofort Zugriff auf das An- und 
Abwesenheitserfassungssystem der Landeseinrichtungen. Viele Dublin-Überstellun-
gen und -Abschiebungen scheitern daran – wie in diesem Fall auch –, dass die be-
troffene Person zum Zeitpunkt der Überstellung bzw. der Abschiebung nicht anzutref-
fen ist. Das kann unterschiedliche Gründe haben, denn die betroffene Person wird in 
der Regel von der ZAB nicht im Vorfeld über das Abschiebedatum informiert. Sie kann 
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also beispielsweise alltäglichen Dingen nachgehen und sich irgendwo anders aufhal-
ten. Die Landeseinrichtungen für Geflüchtete verfügen über An- und Abwesenheitser-
fassungssysteme, wo live nachgehalten wird, welche Bewohnerinnen gerade in der 
Unterkunft sind. Die Dienstleister erfassen mit diesem System auch die Essensaus-
gabe an die Bewohner.  

Wir haben am Dienstag einen Erlass veröffentlicht, der es den Zentralen Ausländer-
behörden ermöglicht, auf diese Systeme zuzugreifen, damit sie, bevor ein Zugriff 
durchgeführt wird, prüfen können, ob sich die Person in der Einrichtung aufhält, und 
auch Erkenntnisse darüber im Vorfeld haben, wann sie denn regelhaft da ist, beispiels-
weise bei Essenszeiten, wo also eine Zugriffszeit an diesem Tag günstig erscheint, um 
die Durchführung auch tatsächlich durchsetzen zu können.  

Das Land weist gleichermaßen die Einrichtungen der Zentralen Unterbringungsein-
richtungen ab sofort an, die Zentralen Ausländerbehörden umgehend zu informieren, 
wenn eine Person, die zuvor bei einer Überstellungsmaßnahme nicht angetroffen wer-
den konnte, wieder in der Einrichtung ist. Ich will aber auch betonen, dass das aufgrund 
der umständlichen Modalitäten, der Schwierigkeiten in diesem konkreten Fall nicht 
zwangsläufig hätte dazu führen können, dass eine Überstellung möglich gewesen 
wäre.  

Im vorliegenden Fall war die betroffene Person am Mittag des Tages, an dem die Über-
stellung hätte durchgeführt werden sollen, beim Mittagessen anwesend. Es wäre also 
möglich gewesen, hier nachzuhalten, dass die Person da ist. Auch wenn sich in die-
sem Fall wie auch in vielen anderen Fällen eben nichts daran geändert hätte, dass die 
Überstellung nicht fristgerecht hätte erfolgen können, ist es doch gut, wenn Einrich-
tungsleitungen hierüber die Zentralen Ausländerbehörden informieren. Dazu besteht 
bislang keine ausdrückliche Verpflichtung. Insofern schaffen wir nun Klarheit zu den 
Verfahrensweisen. 

Die Meldung soll auch dann erfolgen, wenn sich aus der Anwesenheit – beispielsweise 
beim Essen – ergibt, dass eine Person in der Einrichtung ist, die zuvor bei der Über-
stellungsmaßnahme nicht angetroffen werden konnte, sich aber möglicherweise trotz-
dem in der Einrichtung aufgehalten haben könnte. Dies hätte im vorliegenden Fall nicht 
dazu geführt, eine Überstellung fristgerecht zu ermöglichen. Die limitierenden Fakto-
ren hätten das trotzdem nicht ermöglicht. Diese Information ist, wie gesagt, sehr neu 
und muss umfassend bewertet werden. 

Das Land weist die Zentralen Ausländerbehörden darüber hinaus ab sofort an, stärkere 
Bemühungen zu unternehmen, nach gescheiterten Überstellungsversuchen an andere 
frei gewordene Flugkapazitäten zu gelangen. Mit einem entsprechenden Erlass werden 
wir die Zentralen Ausländerbehörden auffordern, Nachbuchungen für Rückführungen 
noch genauer zu prüfen und durchzuführen. Auch dies führt aber nicht zwangsläufig 
dazu, dass eine fristgerechte Überstellung möglich wird, es kann aber in Einzelfällen 
helfen. Regelhaft wäre ein solcher Flug zur Überstellung nicht fristgerecht möglich ge-
wesen. Bei der geringen Anzahl an Überstellungsflügen, die täglich bundesweit über-
haupt zur Verfügung stehen, ist es nicht zwangsläufig der Fall, dass ein stornierter 
Flug fristgerecht zur Verfügung steht. 
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Was haben wir in NRW, aber auch darüber hinaus, bereits getan, um Rückführungen 
organisatorisch besser aufzustellen? Das Land unterstützt die Kommunen bei den 
Rückführungstransporten. Durch Verbesserungen bei der Koordinierung der Rückfüh-
rungsfahrten führen die Zentralen Ausländerbehörden immer mehr Rückführungen für 
die kommunalen Ausländerbehörden durch. Dabei werden Rückführungen von verhal-
tensauffälligen Personen, Störern und Personen, die sich in Abschiebehaft befinden, 
sowie zeitintensive Rückführungen auf dem Landweg dort, wo sie möglich sind, priori-
siert. In diesem Fall wäre eine Landüberstellung nicht möglich gewesen. 

Das Land stärkt die Zentralen Ausländerbehörden darüber hinaus durch mehr Res-
sourcen. Mit dem Haushalt 2024 stehen dauerhaft jährlich zusätzlich 5 Millionen Euro 
mehr für die Zentralen Ausländerbehörden zur Verfügung. Die Mittel fließen im Zuge 
eines sukzessiven Aufbaus in mehr Personalausstattung und in weitere Qualifizierung.  

Wie Sie erkennen, haben wir bereits vor der schrecklichen Tat in Solingen Verbesse-
rungen aufenthaltsbeendender Maßnahmen umgesetzt. Wir arbeiten die bestehenden 
Verfahrenslücken akribisch auf und haben mit den Erkenntnissen aus dem vorliegenden 
Fall weitere Maßnahmen in die Wege geleitet. Ich erwarte aber auch, dass sich alle 
Ebenen an den notwendigen Diskussionen um Verfahrensvereinfachungen beteiligen. 

In Nordrhein-Westfalen werden wir zur Identifizierung von Vereinfachungen mit den 
Kommunen ins Gespräch gehen. Wir werden darüber hinaus natürlich auch mit den 
fünf Zentralen Ausländerbehörden weiter über Verfahrensverbesserungen und Ent-
wicklungen ins Gespräch gehen. Auf Bundesebene, wo die Verfahrensführung für die 
Dublin-Überstellungen liegt, sollten die Zuständigkeiten überprüft und angepasst werden. 

Einer der neuralgischen Punkte des Asylverfahrens ist sicherlich die Zuständigkeit von 
vielen unterschiedlichen Stellen. Der vorliegende Fall zeigt exemplarisch: Für die Ver-
fahrensführung und die Entscheidung in Dublin-III-Fällen ist und bleibt das BAMF zu-
ständig. Für die weiteren Maßnahmen wird aber eine andere Behörde angewiesen.  

Die Forderung, Maßnahmen aus einer Hand zu organisieren, um Schnittstellen zu 
schließen, ist nicht neu und stellt auch keine neue Erkenntnis dar. Zum letztmaligen 
Zeitpunkt hat die Konferenz der Innenminister im Juni 2024 noch einmal darauf hinge-
wiesen. Damals haben alle Länder einen Beschluss verabschiedet, der genau darauf 
hinweist, dass die Verfahrensführung und auch die Rücküberstellungsverfahren in einer 
Hand, also beim Bund, konzentriert werden sollten. 

Ich habe Minister Reul darum gebeten – das liegt in unserer Zuständigkeit, aber die 
Innenministerkonferenz liegt natürlich in der Zuständigkeit des Innenministers –, dass 
wir gemeinsam diese Initiative unterstützen, was wir auch getan haben. Es braucht dar-
über hinaus, um die geringen Kapazitäten, die es gibt, auch ausnutzen zu können, eine 
bundesweite Plattform für Stornierungen von Flugbuchungen. 

Noch mal: Das führt aufgrund der engen Fristen nicht automatisch dazu, dass alle 
Rücküberstellungen auch möglich gemacht werden, aber es gibt für andere Bundes-
länder dann weitere Chancen dort, um beispielsweise auf Stornierungen besser zu-
greifen zu können. 
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Es muss also darum gehen, die engen Fristen und die hohen Stornierungszahlen, die 
es zum Teil gibt, in Einklang zu bringen und die wenigen Plätze, die für Rückführungen 
zur Verfügung stehen, noch anderweitig nutzbar zu machen.  

Es braucht auch praxistaugliche Überstellungsmodelle. Bei dem Beispiel Bulgarien 
kann nur montags bis donnerstags in der Zeit zwischen 9 und 14 Uhr überstellt werden: 
keine Charterflüge, keine Landüberstellung und auch nur nach Sofia. Weil es sich um 
Vereinbarungen zwischen Nationalstaaten handelt, sind das Punkte, die auf Bundes-
ebene weiterverhandelt werden müssen, damit sich die Verbesserungen, die wir alle 
wollen, an dieser Stelle auch durchsetzen lassen. 

Das europäische Asylrecht sieht vor, dass Rücküberstellungen an Länder vorzuneh-
men sind, in denen der erste Asylantrag gestellt wurde. Dann muss aber auch sicher-
gestellt werden, dass das faktisch umsetzbar ist. Hier handelt es sich um ein europäi-
sches Recht. Mir ist wichtig, noch einmal zu betonen, dass wir jetzt genau hinschauen 
müssen, weil sich jetzt so exemplarisch zeigt und der Fokus richtigerweise darauf liegt, 
dass diese Verfahrensweisen dysfunktional sind. 

Wir versuchen aber nach wie vor, aus Nordrhein-Westfalen heraus Optimierungen an 
unseren Stellschrauben vorzunehmen. Bei Abschiebungen, also bei Rückführungen, 
wenn Menschen hier kein Bleiberecht haben und das rechtsstaatlich auch so festge-
stellt ist, besteht die Schwierigkeit, dass es oftmals nicht möglich ist, Menschen rück-
zuführen, weil die jeweiligen Staaten, in die die Menschen zurückgeführt werden müssen, 
das nicht akzeptieren. 

Dennoch führt das Land selbstverständlich im bestehenden Rahmen, der ihm vorge-
geben ist, zurück. Die Rückführungen für das Jahr 2023 belaufen sich auf 3.663, hinzu 
kommen zusätzlich fast 2.500 freiwillige Ausreisen. Auch in dem ersten Halbjahr die-
ses Jahres hat es bereits über 2.000 erfolgreiche Rückführungen und über 700 Dublin-
Überstellungen durch Nordrhein-Westfalen gegeben. 

Ich will auch sagen, dass ich mich Minister Reul insofern anschließe, dass dieser Terrorakt 
vieles verändert und neu in den Blick bringen muss. Es ist aus meiner Sicht nicht sach-
gerecht, komplett Asylfragen und sicherheitsrelevante Fragen in den Blick zu nehmen. 
Deshalb ist es wichtig, dass einerseits die sicherheitspolitischen Fragen, die Sicher-
heitsarchitektur unseres Landes genau in den Blick genommen werden muss. Gleich-
ermaßen ist aber auch richtig, dass wir Verfahrensfragen rund um das Asyl, aber eben 
auch Rückführungen und Rücküberstellungen in den Blick nehmen müssen. Das gilt 
für das Land, das gilt für alle Ebenen. Das gilt aber auch mit Blick darauf, dass das 
Land diese Dinge allein nicht umsetzen kann. Deshalb ist es wichtig, dass wir gemein-
sam mit dem Bund hier und jetzt zu Veränderungen kommen. 

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Frau Ministerin, für Ihren ausführlichen 
Bericht. Wir starten mit der Aussprache.  

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Eine Bemerkung zu Beginn der heutigen Sondersit-
zung: 
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Als SPD-Fraktion sind wir geschockt und bestürzt über den furchtbaren Anschlag von 
Solingen. Unsere Gedanken sind bei den Opfern und ihren Angehörigen. In Solingen, 
Nordrhein-Westfalen und ganz Deutschland herrschen nach diesem grausamen An-
schlag vom vergangenen Freitag weiterhin Trauer, Ohnmacht und Anteilnahme. Drei 
Menschen sind ums Leben gekommen, acht wurden schwer verletzt. Es gibt den be-
rechtigten Ruf nach Aufklärung, Aufklärung, was in Nordrhein-Westfalen schiefgelaufen 
ist. 

Der Bundeskanzler, die Bundesinnenministerin, der Ministerpräsident des Landes und 
auch Minister Reul waren unmittelbar nach der Tat in Solingen. Sie aber, Frau Minis-
terin, haben sich Ihrer Verantwortung nicht gestellt. Vielmehr hat man keine Notiz von 
Ihnen genommen. Sie waren tagelang öffentlich untergetaucht. Sie haben sich vier 
Tage nach dem Vorfall zum ersten Mal öffentlich geäußert. 

Ich würde das alles nicht erwähnen, wenn Sie nicht am Dienstag als allererstes die 
Schuld den Kommunen zugeschoben hätten, den Kommunen, die ohnehin in Ihrem 
Regelungschaos untergehen und überlastet sind, weil Sie Ihren Aufgaben nicht aus-
reichend nachkommen. 

Als Sie also vier Tage nach dem Anschlag erstmals öffentlich in Erscheinung treten, 
ist das Erste, was sie tun, die Verantwortung auf andere abzuwälzen. Sie sprachen 
dabei von Versäumnissen, aber nicht von eigenen Fehlern. Frau Ministerin, das ist 
nicht nur schwach, das ist feige. 

(Beifall von der SPD) 

Wir hätten von Ihnen als zuständige Ministerin wirklich erwartet, dass Sie von Anfang 
an zu Ihrer eigenen Verantwortung stehen, zu der Verantwortung, die Sie für Ihren 
Zuständigkeitsbereich haben. Stattdessen haben Sie alle anderen verantwortlich ge-
macht, Menschen, die seit Jahren versuchen, den Laden am Laufen zu halten, weil 
Sie es ja nicht tun, und die sich kümmern. Aber dazu werden wir noch später kommen.  

Vielleicht ist aber auch der Grund, warum Sie vier Tage brauchten, dass Sie sich erst 
mal die nötige Sachkenntnis verschaffen mussten, weil Sie in Wahrheit völlig ahnungs-
los sind, weil Ihr Desinteresse Sie in völlige Ahnungslosigkeit geführt hat. Und dann 
stellen Sie sich aber hier hin und sprechen über dysfunktionale Asylverfahren und von 
Systemversagen – ein System, für das Sie doch die Verantwortung haben und um das 
Sie sich schlichtweg zu wenig gekümmert haben. Systemversagen, Frau Paul – Sie 
sind doch der Kopf des Systems. Sie steuern dieses System bzw. Sie hätten es steu-
ern sollen. 

Wir sind heute hier, um Antworten zu hören, Antworten auf die vielen Fragen, die sich 
stellen, die sich die Hinterbliebenen stellen, die wir uns stellen und die sich die Men-
schen in Solingen, in Nordrhein-Westfalen stellen. Sie haben ein Recht darauf, Ant-
worten zu erhalten, und es ist unsere Pflicht, diese Fragen zu stellen. 

Und so möchte ich als Erstes fragen: Frau Ministerin, wann waren Sie nach dem At-
tentat erstmals in Solingen vor Ort? 
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Meine zweite Frage lautet: Warum haben Sie nicht gemäß der BAMF-Leitlinie eine 
Nachtzeitverfügung ausgesprochen, um sicherzustellen, dass der Tatverdächtige zum 
Zeitpunkt der geplanten Abschiebung auch tatsächlich anzutreffen ist? 

Und meine dritte Frage lautet: Warum haben Sie das Gemeinsame Zentrum zur Un-
terstützung der Rückkehr, auf welches die Länder zugreifen können, wenn ein erster 
Überstellungsversuch scheitert, nicht genutzt, obwohl dort innerhalb von wenigen Ta-
gen ein neuer Flug organisiert werden kann? 

Marc Lürbke (FDP): Ich finde, wir dürfen trotz aller Aufarbeitung und Diskussion nicht 
vergessen, worüber wir hier reden. Der brutale Anschlag von Solingen ist meines Wis-
sens seit dem Terror des Breitscheidplatzes der erste Anschlag auf deutschem Boden, 
zu dem sich der IS bekannt hat. Und es macht immer noch wütend. Es macht fas-
sungslos. Mir geht es da ein wenig wie der Frau Kollegin Kapteinat. Wenn wir dann 
hier über solche Sätze sprechen wie: „Das sind dysfunktionale Verfahrensweisen bei 
der Rückführung“, dann mag ich mir gar nicht vorstellen, wie das eigentlich in den 
Ohren der Angehörigen, die Menschen bei diesem Anschlag verloren haben, klingen 
mag. 

Unser Mitgefühl ist bei den Opfern, bei den Angehörigen dieser schrecklichen Tat, bei 
deren Freunden und Familienangehörigen. Aber Mitgefühl reicht nicht. Die Menschen 
haben ein Recht darauf, dass der Rechtsstaat, dass Politik so handelt, dass die Frei-
heit der Menschen bestmöglich geschützt wird und dass hier alle Fragen geklärt wer-
den. 

Herr Minister Reul, ich fand das übrigens stark … 

(Minister Herbert Reul [IM] spricht mit der Vorsitzenden.) 

– Herr Minister, ich möchte Sie loben. 

(Heiterkeit) 

Ich fand es stark, dass Sie in der Nacht noch direkt nach Solingen gefahren sind und 
den Menschen in Solingen und auch den Einsatzkräften dort Mut zugesprochen ha-
ben. Das nötigt mir Respekt ab. 

Sie haben gesagt, es sei nicht der erste Anschlag in Nordrhein-Westfalen. Das stimmt. 
Das wissen alle, die hier im Innenausschuss lange Politik machen. Nordrhein-Westfa-
len ist nun mal ein waschechter Hotspot für radikalen Islamismus. Wir stehen hier be-
sonders im Fokus, und das hat auch Gründe, über die wir schon vielfach diskutiert 
haben. Und an die müssen wir ran, weil es reicht. 

Wenn ich sage: „Wir müssen da ran“, dann will ich ausdrücklich sagen: auch gern 
gemeinsam. In diesen Fragen braucht man in der Tat breite Mehrheiten, um da heran-
zukommen. Wir müssen der zunehmenden Radikalisierung einen Riegel vorschieben. 
Wir dürfen nicht weiter zuschauen, wenn Hassprediger an Rhein und Ruhr unterwegs 
sind, bei all diesen Dingen, über die wir gesprochen haben. Wir müssen denen die 
Bühnen nehmen. Wir müssen auch den längst bekannten radikalen Moscheen hier in 
Nordrhein-Westfalen die Türen schließen, so schwierig das ist – das weiß ich auch –, 
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aber wir müssen dafür Lösungen finden. Wir müssen auch die Prävention viel, viel 
stärker ausbauen. Und es braucht insgesamt mehr Konsequenz.  

Herr Minister, ich habe in dieser Runde an Sie eigentlich nur eine Frage. Haben Sie 
Erkenntnisse dazu, wie sich der mutmaßliche Attentäter radikalisiert hat? Gibt es einen 
Zusammenhang zu radikalen Personen, Moscheen oder Gefährdern, beispielsweise 
in Solingen? Können Sie uns dazu etwas sagen? 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen aber nicht nur an den Symptomen arbeiten, 
sondern brauchen einen realistischen Blick auf die Ursachen. Frau Ministerin Paul, ich 
werde nicht müde, zu betonen, dass wir deutlich mehr Steuerung, mehr Ordnung, 
mehr Konsequenz und auch eine Begrenzung bei der Migration brauchen. Anders wird 
es nicht gehen.

Wir alle haben diesen Satz „Wir schaffen das“ noch im Ohr. Die Wahrheit ist aber 
längst, dass wir das so nicht mehr schaffen. Unsere Städte, unsere Kommunen und 
unsere Gemeinden sind längst am Limit. Es gibt Überlastungsanzeigen im Wochen-
takt. Integration findet mangels Ressourcen oftmals überhaupt nicht statt. Es mangelt 
an Sprachkursen, an Unterbringungsmöglichkeiten, an Kitaplätzen, an Schulplätzen, 
an Lehrerinnen und Lehrern, an Erzieherinnen und Erziehern. Das sind übrigens alles 
Dinge, bei denen das Land die Verantwortung dafür trägt, Lösungen zu finden  

Herr Minister, die Alltagskriminalität in Nordrhein-Westfalen steigt seit Jahren. Es gibt 
Gewaltdelikte, die Kinder- und Jugendkriminalität steigt, und auch die Zahl der Messe-
rattacken steigt immer weiter. Sie haben sich gestern dazu geäußert. Das können wir 
nicht ausblenden, und auch diese schwarz-grüne Landesregierung darf das nicht aus-
blenden.  

Auch wenn Sie gleich intervenieren werden, mögen Sie mir beim Blick auf die Zahlen 
meinen realistischen Blick verzeihen: Trotzdem wird in Nordrhein-Westfalen bei der 
Polizei gespart, und auch beim Verfassungsschutz werden die Gelder gekürzt. Unsere 
Justiz kommt aufgrund akuter Überlastung nicht mehr hinterher. Es ist kein Staatsge-
heimnis, dass in Nordrhein-Westfalen 300 Staatsanwälte fehlen, dass über 250.000 
Ermittlungsverfahren nicht erledigt sind und dass aufgrund von Überlastung viele Ver-
fahren eingestellt werden und so die Idee der Strafe auf dem Fuße oftmals zur Farce 
wird.  

Ich sprach gerade davon: Beim Thema „Migration“ bleiben wirksame Maßnahmen, um 
Pullfaktoren zu reduzieren, auf der Strecke. Es gibt noch immer keine Bezahlkarte, und 
offenbar wird sie in Nordrhein-Westfalen auch nicht auf dem Gesetzesweg eingeführt. 
Auch darüber müssen wir diskutieren. Wenn wir nicht zu konsequenten Maßnahmen 
kommen, dann werden wir die Probleme nur schwerlich in den Griff bekommen, und 
dann kommen immer mehr Menschen ohne Bleiberecht nach Nordrhein-Westfalen, 
die auch noch Sozialleistungen erhalten. Rückgeführt wird fast überhaupt nicht.  

Frau Ministerin, Sie haben gerade dargestellt, wo die Probleme liegen. Die Ausländer-
behörden sind personell miserabel aufgestellt. Zwei von drei geplanten Abschiebungen 
finden oftmals nicht statt bzw. gelingen nicht. Das ist der nackte Befund, der dazugehört, 
wenn wir einen realistischen Blick auf diese Fragen werfen. Ehrlicherweise ist das ein 
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Stück weit politisch von Teilen der Grünen auch so gewollt. In den letzten Jahren wur-
den wirksame Maßnahmen vielfach insbesondere von grüner Seite blockiert.  

Jetzt richten sich die Scheinwerfer besonders auf diesen Fall der fehlenden Konse-
quenzen irregulärer Migration in Nordrhein-Westfalen. Frau Ministerin, Sie haben eben 
gesagt: Das ist mehr die Regel als die Ausnahme. – Das ist wahr. Es reicht nicht, nach 
Berlin zu zeigen oder der Bezirksregierung Detmold die Schuld in die Schuhe zu schie-
ben. Die hat sogar öffentlich interveniert – was ein beispielloser Vorgang! So sorgt 
man für mehr Chaos und untergräbt das Vertrauen. 

Der alte Satz: „Eine Regierung stolpert nicht über die Krise, sondern über den Umgang 
damit“, scheint sich hier langsam zu bewahrheiten. Von Ihnen gab es vier Tage lang 
kein Wort zu diesem Fall. Man muss das so deutlich sagen: Nicht der mutmaßliche 
Attentäter war abgetaucht – wie wir mittlerweile wissen –, sondern die zuständige Mi-
nisterin. Das wird dem Fall nicht gerecht. 

Frau Ministerin, Sie haben Ihre Möglichkeiten bzw. Planungen gerade in sehr vielen 
Details dargestellt. Das klang für mich nicht weniger bürokratisch als vorher. Können 
Sie es auf den Punkt bringen: Welche Versäumnisse von wem sehen Sie in diesem 
Fall konkret? Wer trägt dafür die Verantwortung? 

Frau Kapteinat hat gerade über das Thema „Flüge“ gesprochen. Auch Sie haben das 
sehr ausführlich getan. Dauert es wirklich so lange, einen Flug zu bekommen? Wenn 
ich richtig informiert bin, dann hätte ein Flug nach Bulgarien auch über das 2017 ge-
schaffene Gemeinsame Zentrum zur Unterstützung der Rückkehr innerhalb weniger 
Tage organisiert werden können, falls ein erster Überstellungsversuch scheitert. Wa-
rum wurden das in diesem Fall nicht versucht? 

Sie haben gerade gesagt, der mutmaßliche Attentäter habe vorher noch gefrühstückt 
und zu Mittag gegessen. Was ist in der Folgezeit passiert? Hat er noch wöchentlich 
sein Taschengeld in der Einrichtung abgeholt? Was zeigen die Buchungssysteme? 
Hat er auch nach dem gescheiterten Rückführungsversuch die ganze Zeit über sein 
Taschengeld und Sozialleistungen bzw. allgemein Leistungen erhalten? Wurde über-
haupt versucht, festzustellen, ob der Attentäter nur zufällig nicht in seiner Unterkunft 
angetroffen wurde? Wer wäre dafür konkret zuständig gewesen?  

Frau Ministerin, die wichtigste Frage lautet: Wie wollen Sie solche Versäumnisse künf-
tig verhindern? Sie haben die Buchungssysteme und eine andere Abstimmung ange-
sprochen. Ich sagte es gerade: Das klingt sehr bürokratisch.  

Die personelle Ressourcenausstattung der Zentralen Ausländerbehörden hätten wir 
eher haben können. Ich weiß, dass der Minister gleich sagen wird: Herr Lürbke hat es 
immer schon gewusst. – Nein, das habe ich nicht; auch ich habe da nicht die Weisheit. 
Ich weiß aber, welche Haushaltsanträge wir gestellt haben, weil wir die Personalnot in 
den Zentralen Ausländerbehörden gesehen haben. Sie haben diese Anträge zwei 
Jahre lang mit dem Hinweis abgelehnt, diese hätten genug Personal. Das klingt jetzt 
ein wenig anders, und ich bin froh, wenn wir diesbezüglich zu Veränderungen kom-
men. Die Wahrheit ist aber: Wir hätten schon früher in der Lage sein können, vor die 
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Lage zu kommen. Wo sehen Sie die konkreten Versäumnisse, und wer trägt die Ver-
antwortung? 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Dieser schreckliche Terroranschlag hat mich und unsere 
Fraktion zutiefst schockiert. Wir sind entsetzt, und wir trauern mit den Angehörigen und 
Freunden. Wir denken auch an all jene, die an diesem Tag physische und psychische 
Wunden davongetragen haben, deren Heilung noch sehr lange dauern wird.  

Ich danke den hauptamtlichen, den ehrenamtliche sowie den ersthelfenden Einsatz-
kräften vor Ort von Herzen. Ich danke auch all denjenigen, die das Fest der Vielfalt 
feiern wollten und den Platz ruhig und ohne Panik verlassen haben. Auch das hat dazu 
beigetragen, dass die Sicherheitskräfte ihre Arbeit machen konnten.  

Wir sind es den Opfern schuldig, jetzt genau zu prüfen, was passiert ist und wie wir 
das System verbessern können. Wie konnte diese Tat passieren? Wir sind hier, um 
Fragen zu stellen und Antworten zu finden. Das werden wir heute und auch in Zukunft 
tun.  

Bringen wir es auf den Punkt: Wir müssen uns mit islamistischem Terrorismus in Nord-
rhein-Westfalen beschäftigen. Islamismus tötet und greift unsere Gesellschaft an. Hier 
darf es keine falsche Rücksichtnahme und keine Entschuldigung geben. Gleichzeitig – 
und das habe ich in der Diskussion eben vermisst – ist Terrorismusbekämpfung innen-
politisch komplex, und deswegen müssen wir uns genau mit den Fragen beschäftigen. 
Jeder, der vermeintlich einfache Antworten auf komplexe Fragen liefern möchte, um 
damit die Gesellschaft zu spalten, bewusst zu zündeln, einfach mal ein starkes Argu-
ment rauszuhauen oder ein Blame Game für einen vermeintlich politischen Gelände-
gewinn zu spielen,  

(Hartmut Ganzke [SPD]: Macht doch keiner!) 

sollte bedenken, was durch Terror erreicht werden soll und was der IS – es war ver-
mutlich ein IS-Anschlag – erreichen will. Durch Terror sollen immer Unsicherheit in die 
Gesellschaft gebracht und die demokratischen Werte infrage gestellt werden. Das Ziel 
von Terror ist eine gesellschaftliche Destabilisierung; er greift die offene Gesellschaft 
an.  

Dieser islamistische Terroranschlag hat unser Land im Kern getroffen. Als demokrati-
sche Fraktionen sind wir alle gemeinsam dafür verantwortlich, dass der Kern unserer 
Demokratie, unsere freiheitliche demokratische Grundordnung und unser gesellschaft-
licher Zusammenhalt, dadurch nicht ausgehöhlt wird. Dann hätten der IS bzw. der Ter-
ror gesiegt. Im Hinblick darauf bitte ich alle, zu überdenken, ob das, was man vielleicht 
gerade denkt und fühlt, hier wirklich gesagt werden muss.  

Eigentlich wollte ich es nicht sagen, aber der Wortbeitrag der SPD gerade war ein ganz 
schön starkes Stück von der SPD, die dieses System im Bund verantwortet und der 
eigentliche Kopf des Systems ist. 

(Hartmut Ganzke [SPD]: Im Gegensatz dazu ist dieser Wortbeitrag 
ziemlich abgehoben! – Zuruf von Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]) 
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Man muss darüber nachdenken, weil dieses System … 

(Sven Wolf [SPD]: Erst über demokratische Werte sprechen und dann 
Haltungsnoten verteilen! – Zuruf von der SPD) 

– Ich glaube, ich bin dran. 

Vorsitzende Angela Erwin (CDU): Ich erteile den Abgeordneten das Wort – ich darf 
doch bitten! Frau Kollegin Dr. Höller ist an der Reihe. Jeder kann sich melden, dann 
kommt er auf die Redeliste.  

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Es geht darum, dass wir über Systemfehler sprechen. Sie 
haben damit angefangen, zu fragen, wer schuld sei. Sie haben nicht über die Fehler 
im System gesprochen, sondern das Erste und Einzige, was Sie gefragt haben, war: 
Wer ist schuld?  

(Zuruf von Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]) 

Wenn man dann über Köpfe im System spricht, wenn es um unsere Asylverfahren 
geht, wenn es um die Aushandlung der Abkommen geht, ist das der Grund. Wir alle 
müssen eine lückenlose Aufklärung betreiben und über verschiedene Themenkom-
plexe sprechen.  

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

Es geht um Terror, um Islamismus und um Radikalisierung.  

Herr Minister Reul, Sie haben zum Einsatz ausführlich Stellung genommen. Können 
Sie noch einmal sagen, wie der Polizeieinsatz genau ablief? Wann waren die ersten 
Polizeikräfte vor Ort? Können Sie irgendetwas zu den Einsatzreaktionszeiten sagen? 
Wie ist es genau abgelaufen? Wir alle müssen auch die Einsatzkräfte vor Ort im Blick 
haben. Wie sah die Betreuung der Einsatzkräfte während des Einsatzes und auch im 
Nachgang aus?  

Ich habe eine Frage unabhängig von diesem Einsatz. Wir haben im Innenausschuss 
in den letzten Monaten viel über das Thema „Islamismus“, den ISPK und den IS ge-
sprochen. Können Sie die aktuelle Bedrohungslage für NRW zusammenfassen und 
für Nordrhein-Westfalen einordnen?  

Wir müssen im Sinne der Sicherheit der Menschen in Nordrhein-Westfalen härter ge-
gen den Islamismus vorgehen, und zwar noch härter, als wir es schon tun. Wir brau-
chen einen stärkeren Ermittlungsdruck auf islamistische Netzwerke und stärkere Ver-
einsverbote. Wir brauchen auch einen noch stärker das Internet umfassenden Kampf 
gegen Radikalisierung. Wir sehen neue Phänomene wie die Islamismus-Influencer auf 
TikTok. Hier müssen wir genauer hingucken. Außerdem müssen wir das Frühwarnsys-
tem unserer Sicherheitsbehörden personell und materiell so ausstatten, dass sie diese 
Aufgaben auch tatsächlich wahrnehmen können. 

Es geht aber nicht nur um die innenpolitischen Fragen, sondern auch um Systemfehler 
an Schnittstellen. Wir alle haben gelernt – zumindest diejenigen, die zugehört haben –, 
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dass diese auf den unterschiedlichen Ebenen liegen und dass das der Kern ist. Es geht 
um die Frage: Was müssen wir im System ändern, damit unser Rechtsstaat zu jedem 
Zeitpunkt handlungsfähig ist? Diesbezüglich sind wir uns wohl komplett einig. Frau 
Paul hat dazu umfassend ausgeführt. Ich habe aber noch folgende Fragen. 

Über die Komplexität des Dublinverfahren bzw. des Dublinsystems haben wohl wir alle 
in den letzten Tagen viel gelernt. Es wird deutlich, dass es nicht funktioniert. Es wird 
auch deutlich, dass etwas passieren muss. Frau Ministerin, können Sie kurz erläutern, 
was genau passieren muss? 

Sie beschreiben sehr überschaubare, im Rahmen aller Bedingungen und rechtlichen 
Möglichkeiten verfügbare konkrete Flüge, die für die Überstellung gebucht werden 
können. Ich habe noch nicht verstanden, wie priorisiert wird, wer auf die Plätze in die-
sen begrenzten Flügen gebucht wird. Können Sie dazu ausführen? 

Markus Wagner (AfD): Wir haben eben von Ministerin Paul gehört, warum es so 
schwierig ist, Rückführungen bzw. Rücküberstellungen durchzuführen. Wir haben vor-
hin eine Chronik des kompletten Staatsversagens auf allen Ebenen gehört – auf der 
Bundesebene, auf der Landesebene, überall.  

Auch wenn es NRW nicht betrifft, möchte ich kurz erwähnen, dass in Hamburg das 
jüdische Grindelfest abgesagt wurde, weil die Veranstalter das Risiko nach dem So-
linger Messerangriff als zu hoch eingestuft haben. Eine Bankrotterklärung folgt der 
nächsten! 

Wenn wir jetzt schon wissen, dass das alles nicht geht, dass das alles schwierig ist, dass 
die Rücküberstellungen – von Abschiebungen will ich überhaupt nicht sprechen – 
schwierig sind, dann will ich zunächst eines feststellen: Die letzte Landesregierung aus 
Schwarz und Gelb war zwar eine Landesregierung des Abschiebeversagens, aber sie 
war trotzdem willens, abzuschieben. Die jetzige Landesregierung aus Rot und Grün  

(Zurufe von der SPD: Was? Falsche Farben!) 

ist eine Landesregierung des Möglichst-nicht-abschieben-Wollens. 

Die Erkenntnis, dass das alles schwierig ist und dass das gesamte System dysfunkti-
onal ist, liegt nicht erst seit heute, sondern seit Jahren vor. Und seit Jahren ist rein gar 
nichts unternommen worden – auch nicht durch diese Landesregierung –, um dieses 
dysfunktionale System funktioneller zu gestalten. 

Wenn ich es schon mit einem dysfunktionalen System zu tun habe, das es erschwert, 
Abschiebungen und Rückführungen durchzuführen, dann muss ich entsprechend rea-
gieren: dann muss dem deutschen Asylrecht wieder Vorrang gegenüber dem europä-
ischen Recht eingeräumt werden und Art. 16a Abs. 2 des Grundgesetzes endlich An-
wendung finden. Demnach haben diejenigen, die aus sicheren Drittstaaten kommen, 
kein Anrecht auf Asyl. Das ist im Grundgesetz niedergelegt. Dieses Grundgesetz wird 
in dem Fall ständig mit Füßen getreten.  

Dafür wäre es notwendig, die deutschen EU-Binnengrenzen zu modifizieren, um Grenz-
kontrollen stattfinden zu lassen. Wenn wir es schon nicht schaffen, Leute abzuschieben 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 26 - APr 18/638 

Innenausschuss (38.) 29.08.2024 
Integrationsausschuss (22.) 
Gemeinsame Sitzung (Sondersitzung) (öffentlich) ha 
 
 
und zurückzuführen, dann müssen wir es wenigstens schaffen, sie überhaupt nicht 
erst ins Land zu lassen. Das tut aber niemand, und ich sehe auch keine einzige Initia-
tive dieser Landesregierung, auf Bundesebene darauf hinzuwirken, dass das ge-
schieht. Daher verwundert es nicht, dass die Zahlen so schlecht sind, wie sie es sind.  

Der Innenminister sprach von einer hohen abstrakten Gefahr. Woher kommt diese 
hohe abstrakte Gefahr? Diese hohe abstrakte Gefahr überquert tagtäglich und unkon-
trolliert unsere Grenzen. Das ist die hohe abstrakte Gefahr, mit der wir es zu tun haben. 
Wir wissen nicht, wer zu uns kommt und warum er zu uns kommt. Wir haben keine 
Maßnahmen, die dafür sorgen, dass wir unsere Grenzen sichern und selbst entschei-
den, wer zu uns kommen darf und wer nicht. Das sind die Ergebnisse dieser Politik, 
die seit Jahren auf einem völlig falschen Dampfer unterwegs ist. 

Herr Reul, Sie sprachen davon, man müsse vorsichtig sein, wenn man darüber spreche, 
ob ausländische Geheimdienste bei der Ergreifung des Täters beteiligt gewesen seien. 
Ich würde gerne vorsichtig sein, das brauche ich aber gar nicht mehr, denn die WELT 
berichtet bereits darüber. Daher würde ich gerne Näheres erfahren, möglicherweise 
auch in einer Sitzung unter Ausschluss der Öffentlichkeit. 
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Wenn wir über Sinnfragen sprechen, dann will ich deutlich machen, dass ich die Auf-
gabenverteilung in den Ministerien für falsch halte. Gerade Abschiebungen und Rück-
führungen gehören endlich wieder ins Innenministerium. Asylfragen sind sicherheits-
relevant; das haben auch wir hier gesehen. Es wird berichtet, dass wiederum Augen-
zeugen berichtet haben, dass der mutmaßliche Täter verstärkt islamistischen Content 
auf seinem Handy konsumiert habe. Augenzeugen aus der Solinger Asylunterkunft 
berichten, dass der Sicherheitsdienst im März 2024 einschreiten musste, weil die Be-
wohner – also der mutmaßliche Täter und seine Mitbewohner – in ihrem Zimmer eine 
schwarze ISIS-Flagge an der Wand befestigt hätten. 

Die Frage lautet: Sind solche Vorfälle bekannt? Ist es verpflichtend, dass in Asylbe-
werberunterkünften solche Vorfälle gemeldet werden? Wenn es nicht verpflichtend ist: 
Warum ist es nicht verpflichtend? Wäre diese Meldung nämlich geschehen, dann hätte 
man die Person möglicherweise doch schon auf dem Schirm gehabt. Wer eine ISIS-
Flagge in seinem Zimmer aufhängt, der ist wahrscheinlich ein Anhänger dieser Terror-
organisation. Sonst würde er nämlich keine Flagge aufhängen. 

Es wurde immer wieder darüber berichtet, dass der mutmaßliche Täter eine Moschee 
in Solingen besucht habe. Ich möchte wissen, welche Moschee das war und ob es 
eine beim Verfassungsschutz auf der Liste stehende Moschee ist; davon gibt es ja 
einige. Gerade Solingen ist da kein unbeschriebenes Blatt. 

Wenn die Antwort auf diesen Terroranschlag und auf all die anderen Taten und An-
schläge, die wir in diesem Jahr und in den Jahren zuvor erlebt haben, darin bestünde, 
dass die Bundesregierung im Ausland auf Arabisch Werbung dafür macht, wie leicht man 
doch den deutschen Pass bekommen könne, dann wäre das die nächste Bankrotter-
klärung. Es ist ein Schlag ins Gesicht aller Opfer und deren Angehöriger, die durch 
solche Täter entweder ermordet oder erheblich in Mitleidenschaft gezogen werden. 

Diese Politik muss sich grundsätzlich ändern. Es reicht nicht, an ein paar Stellschrauben 
zu drehen, um ein dysfunktionales System etwas weniger dysfunktional zu machen, 
sondern im Bereich der Integrations- und der Zuwanderungspolitik muss eine komplette 
Kehrtwende stattfinden. Die Binnengrenzen müssen gesichert werden, da die EU nicht 
in der Lage ist, die EU-Außengrenzen zu sichern. Hierauf müssen also ganz andere 
Antworten gegeben werden als das, was wir bisher gehört haben. Wenn Sie sagen, 
das seien alles einfache Antworten: Sie haben gar keine Antwort. Das ist das Problem. 
Sie haben seit Jahren keine Antwort. Seit Jahren hören wir immer wieder die gleichen 
wortreichen Bekundungen von Politikern, wenn es mal wieder Opfer ihrer verfehlten 
Zuwanderungspolitik gegeben hat. Damit muss endlich Schluss sein. 

Gregor Golland (CDU): Die CDU-Landtagsfraktion trauert mit den Angehörigen der 
Opfer. Der schreckliche Terror ist nach Nordrhein-Westfalen gekommen. Wir danken 
ausdrücklich allen beteiligten Einsatzkräften: Polizei, Feuerwehr und Rettungssanitä-
tern. Vertreten waren auch das Rote Kreuz und alle möglichen anderen Organisatio-
nen, die ich nicht abschließend aufzählen möchte. Darunter sollen sehr junge Men-
schen gewesen sein, die freiwillig im Einsatz waren und die durch diese Tat sicherlich 
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für ihr Leben geschockt und geprägt werden. Blutlachen, so groß wie der Innenbereich 
dieses Raumes, sollen dort gewesen sein. Jeder, der dabei war, wird diese Bilder nie 
vergessen. 

Diese schreckliche Tat führt uns vor Augen, dass der Terror wieder da ist. Er war nie 
wirklich weg. Es wurde nur viel verhindert. Es wurde viel aufgeklärt, auch dank der 
Hilfe unserer befreundeten und manchmal sogar nicht befreundeten Nachrichten-
dienste, die uns die Hinweise geben, die wir als Deutsche aufgrund mangelnder Be-
fugnisse und Kompetenzen nicht selbst erheben können. Viele Anschläge wurden ver-
hindert, aber jetzt wurde einer leider nicht verhindert, und das gilt es aufzuklären. Dazu 
haben die CDU- und die grüne Landtagsfraktion – das können Sie jetzt auch in der 
Presse nachlesen: dpa etc. – dazu aufgerufen, einen gemeinsamen Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss einzurichten. SPD und FDP sind aufgefordert, daran 
mitzuwirken, dort all diese schon gestellten Fragen aufzuklären. Das sind wir den Op-
fern und deren Angehörigen schuldig. 

Das ist aber auch deshalb wichtig, weil wir aus den Versäumnissen und Fehlern lernen 
müssen. Unser Ministerpräsident Hendrik Wüst hat klar gesagt: Wenn es Versäum-
nisse und Fehler gab, dann muss das konsequent aufgeklärt, abgestellt und für die 
Zukunft verändert werden. – Das muss der Anspruch sein. Wir laden die Genannten 
ein, daran mitzuwirken. 

Das System, was Abschiebungen, Migration etc. angeht, ist nicht nur in Nordrhein-
Westfalen, sondern in ganz Deutschland dysfunktional. Ich kann nur hoffen, dass die-
ses schreckliche Ereignis in Solingen jetzt endlich zu einer grundsätzlichen Wende in 
der deutschen Migrationspolitik führt. In der Tat müssen wir Zuwanderung massiv be-
grenzen; erst recht von Menschen, die unsere Werte, unsere Art zu leben, unsere Ge-
setze und unsere freiheitliche demokratische Grundordnung ablehnen. Diese dürfen gar 
nicht erst ins Land gelassen werden, sprich: Sie müssen durch wirksame Grenzkontrollen – 
durch die tatsächliche Anwendung des eigentlich verabredeten Dublin-Verfahrens – 
außerhalb des Landes gehalten werden, da Deutschland komplett von sicheren Dritt-
staaten umgeben ist. 

Eigentlich hätten nur Leute einen Asylanspruch, die per Flugzeug einreisen, was hin-
reichend schwierig ist und auch faktisch nicht passiert. Sie sind in Griechenland, Kro-
atien und Österreich sicher. Sie sind in allen anderen umgebenden Ländern unseres 
Landes sicher. Also besteht faktisch eigentlich gar kein Grund. Dennoch kommen sie 
zum ganz überwiegenden Teil nach Deutschland. Daher muss man sich die Frage 
stellen: Warum tun sie das? Vielleicht sind die Bedingungen hier ja besonders gut, 
sprich: die sozialen Leistungen besonders hoch. Ich werde gleich noch zum Thema 
„Auffindbarkeit“ kommen. 

Jetzt ist Handeln gefordert. Beileidsbekundungen sind wichtig, aber die Leute wollen 
nach Mannheim, nach Solingen und nach anderen Taten nicht immer die gleichen 
Sätze hören. Wenn wir als Demokraten jetzt nicht handeln, dann wird das die radikalen 
politischen Ränder von Rechts und Links nur stärken. Das sollte nicht in unserem In-
teresse liegen. Die Menschen erwarten, dass die Politik die Probleme endlich ernst 
nimmt, erkennt und Lösungen anbietet. Politik sollte nicht sagen, was alles nicht geht, 
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sondern mal darüber nachdenken, was geht. Dazu gehört es zum Beispiel auch, die 
Kompetenzen für Abschiebungen in einer Hand zu bündeln. Ich weiß nicht genau, wo; 
vielleicht beim Bund, weil die Bundespolizei das am Ende faktisch durchführen muss. 

Nachdem die Ausreiseaufforderung bzw. der Abschiebebefehl gekommen ist, muss 
die Einrichtung aufgesucht und die betreffende Person festgenommen, mitgenommen, 
ins Flugzeug gepackt und zurückgebracht werden. Das darf sich nicht über sechs Mo-
nate hinziehen, sondern muss am besten noch am gleichen Tag geschehen – ohne 
Vorankündigung bzw. ohne Vorwarnzeit. Wenn jemand in der Unterkunft nicht auffind-
bar ist oder sich dem entzieht, dann muss man ihm sofort alle Sozialleistungen kürzen. 
Ich bin mir sicher, dass er dann ganz schnell wieder da wäre. Man muss in diesem 
Land vorhandenes Recht und Gesetz einfach durchsetzen. Das hat die Politik in 
Summe aber so kompliziert gemacht, dass die Ausländerbehörden vor Ort – das sind 
die kleinsten Nummern mit den wenigsten Möglichkeiten – mit den widersprüchlichen 
und komplizierten Verfahren gar nicht mehr klarkommen. 

Ich will niemandem persönlich einen Vorwurf machen, aber es muss der politische 
Wille vorhanden sein, Recht und Gesetz a) endlich durchzusetzen und b) dort zu ver-
schärfen, wo es nicht funktioniert. Das hat in der Vergangenheit leider gefehlt; damit 
meine ich die Bundesrepublik Deutschland und nicht Nordrhein-Westfalen. Es betrifft 
uns alle gleich, und am Ende müssen wir diese Dinge verhindern. 

Noch ein Hinweis: Nicht das Tatmittel ist das Problem, sondern der Täter. Wir haben 
es bei Anis Amri gesehen: Es war ein LKW. Jetzt ist es ein Messer. Messer kann man 
sicherlich sehr verdeckt und gut mitführen. Auch gegen Messergewalt müssen wir et-
was tun. Herbert Reul hat dazu schon gestern einen Zehnpunkteplan vorgestellt. Kein 
anderes Bundesland hat bisher so einen Plan nach vorne gebracht. Das ist hilfreich 
bei Allgemeinkriminalität, es wird aber nicht verhindern, dass jemand, der schon ein-
mal ein verbotenes Messer mit einer Klingenlänge von 15 Zentimetern mitgeführt hat, 
einen Terroranschlag verübt. Zu glauben, dass sich ein Terrorist deswegen abhalten 
lassen wird, ist völlig naiv. 

Wir müssen im Internet auch gegen diese unfassbare Hetze und gegen diesen Hass 
vorgehen. Was auf Instagram abläuft: Die Radikalisierung insbesondere junger Men-
schen durch irgendwelche bekloppten Prediger muss ein- bzw. abgestellt werden. 
Diese Accounts müssen gelöscht werden. Diese Typen müssen am besten verhaftet 
werden. Wenn sie sich im Ausland aufhalten, dann muss man eben auch andere Staa-
ten darum bitten, dagegen vorzugehen. Im Übrigen: Ganz viele islamische Länder ge-
hen sehr rigoros und sehr konsequent gegen Islamisten vor, weil sie genau wissen, 
wie gefährlich die sind. 

Man darf nicht nur, nach 30 Jahren endlich, Blaue Moscheen schließen – das war 
richtig und wichtig –, sondern man muss endlich konsequent etwas gegen diese virale 
Hetze unternehmen. Diese Aufgabe betrifft nicht nur uns in Nordrhein-Westfalen, son-
dern ganz Deutschland. Es gibt viele Ansätze. Die CDU des Bundes hat ein entspre-
chendes Angebot an Olaf Scholz gerichtet; ich will auf die Details jetzt gar nicht einge-
hen. Es ist wichtig, dass wir zusammenstehen. Wenn das nicht funktioniert und wir es 
nicht hinkriegen, dann wird diese Gesellschaft gespalten werden, wovor ja immer 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 30 - APr 18/638 

Innenausschuss (38.) 29.08.2024 
Integrationsausschuss (22.) 
Gemeinsame Sitzung (Sondersitzung) (öffentlich) sv 
 
 
gewarnt wird. Genau dann wird diese Gesellschaft gespalten werden. Es liegt jetzt an 
uns. 

Ich weiß nicht, ob wir weitere Anschläge verhindern können. Ich befürchte, es wird 
weitere geben, aber wir müssen – neben der migrationspolitischen Seite – die Men-
schen, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, außer Landes bringen, und wir dürfen 
keine weiteren nicht anspruchsberechtigten Menschen reinlassen. Wir müssen unsere 
Sicherheitsbehörden endlich mit den notwendigen Dingen ausstatten, die sie brau-
chen, um international mithalten zu können bzw. um zumindest auf das Niveau anderer 
westlicher Demokratien zu kommen. Schlagkräftige Nachrichtendienste, die vielleicht 
auch andere warnen können, wären ein Anfang. 

Liebe FDP, lieber Mark, ihr habt es mit dem Herrn Buschmann mit in der Hand; Stich-
wort: „Vorratsdatenspeicherung“. Das ist ein Aspekt. Es gibt viele andere: Onlinedurch-
suchungen etc. Wir können mehr tun, und unsere Leute sind auch motiviert. Sie müs-
sen es nur dürfen. Im Übrigen zu Deinem Hinweis, wir würden im Haushalt sparen: 
Der Haushalt des Innern wird auch mit der neuen Vorlage wieder einen Rekord ent-
halten. Er wird um weitere 300 Millionen Euro steigen. Wir haben so viele Polizeibe-
amte wie nie zuvor eingestellt. Das haben wir mit euch zusammen getan – das weißt 
du – und tun es weiterhin zusammen mit dem grünen Koalitionspartner. 

Polizeibeamte in Uniform alleine werden das Problem aber nicht lösen. Die Fragen 
lauten also: Wie komme ich an die Täter ran? Wie komme ich hinter die Strukturen? 
Wie stoppe ich die Radikalisierung? 

Eine letzte Bemerkung kann ich mir leider nicht verkneifen: Frau Kapteinat, ich fand es 
gerade schon bemerkenswert, dass Sie mit einer abgelesenen Schuldzuweisung an-
gefangen haben. Bei allem Respekt: Das war erkennbar vorbereitet. Das sollten wir 
uns wirklich für den PUA aufheben. Dort wird noch genug besprochen werden. Das 
war – ich drücke es mal so aus – ein wenig unpassend. 

(Sven Wolf [SPD]: Dafür kannst du dich gleich entschuldigen!) 

Wie gesagt, hoffe ich, dass wir daraus lernen und die richtigen Konsequenzen ziehen. 
Daran kann ich nur appellieren. Alles Weitere wird sicherlich im Verfahren aufzuklären 
sein. Wo Fehler begangen wurden, müssen diese abgestellt werden. Es darf aber nicht 
bei Lippenbekenntnissen bleiben, sonst geschieht der nächste Anschlag, und dann 
kocht irgendwann leider die Stimmung in der Bevölkerung über. Das dürfen wir nicht 
zulassen. 

(Beifall von der CDU) 

Vorsitzende Angela Erwin: Da schon zahlreiche Fragen gestellt wurden und jede 
Fraktion einmal zu Wort gekommen ist, mache ich jetzt einen Cut und bitte zunächst 
Herrn Minister Reul und im Anschluss Frau Ministerin Paul um die Beantwortung der 
an sie gestellten Fragen. 
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Minister Herbert Reul (IM): Viele der gestellten Fragen habe auch ich mir gestellt 
habe und stelle sie mir noch. Ich unterscheide mich bei dem ein oder anderen ein 
bisschen, weil die Antworten, so wie sie hier gegeben werden, manchmal nicht um-
setzbar oder vielleicht auch nicht vollständig sind. Man muss sich das – ich bin für alle 
Wortmeldungen sehr dankbar, die das zum Inhalt hatten – genau angucken und genau 
analysieren, was die Ursache bzw. was der Fall ist und welche Konsequenzen man 
daraus ziehen kann; deswegen der Versuch einer Antwort. 

Wer war das am Anfang? Ich glaube, es war Herr Lürbke: 

Wenn wir es schaffen würden zu analysieren und wenigstens in einigen Punkten – es 
müssen nicht 100 sein – sagen würden: „Das machen wir zusammen“, dann wäre ich 
sofort dabei, denn ich glaube, dass viele dieser Fragen einen Kraftakt erfordern. Viele 
müssen sich bewegen, auch inhaltlich, weil wir in all den Themen, die wir angespro-
chen haben, jetzt an Stellen stoßen, die mit den bisherigen Antworten nicht beantwor-
tet werden können. 

Doch das macht deutlich, dass es nicht darum geht, ob irgendjemand etwas falsch 
gemacht hat – das ist meine Auffassung und meine bisherige Erkenntnis; das kann 
sich alles noch ändern –, denn das hilft nicht weiter. Alle, die jetzt handeln – ob es ein 
Ausländeramt ist oder eine Polizei –, können nur im Rahmen der Gesetze und der 
rechtlichen Möglichkeiten handeln, die wir jetzt haben. Wenn da Handlungsbedarf be-
steht, muss man es, finde ich, benennen und sagen: „Wir kümmern uns darum“, aber 
man darf nicht sagen, da habe irgendjemand Unsinn gemacht.  

Sie haben gefragt, wie er sich radikalisiert hat. Ich stelle mir diese Frage ständig, ich 
kann sie aber nicht beantworten. Ich hoffe, dass wir bei den vielen Untersuchungen 
ein Stück weiterkommen, denn es gibt mehrere Möglichkeiten: Er kann sich zum einen 
theoretisch kurzfristig radikalisiert haben, weil er auf die falschen Leute gestoßen ist – 
im Netz oder in der Realität –, oder er kam schon radikalisiert hierher. Das kann aber 
beides sein. Ich sage Ihnen: Ich weiß es noch nicht. Beides ist denkbar und beides 
führt dann zu anderen Folgerungen. 

Zweitens haben Sie den Hinweis gegeben, Sicherheitsorgane besser finanziell auszu-
statten. Passen Sie mal auf: Da bin ich aber sofort dabei! 

(Heiterkeit) 

Das ist immer besser, wir können gar nicht genug machen. Eines muss man fairer-
weise allerdings sagen: In der nordrhein-westfälischen Politik ist in den letzten Jahren 
bereits eine ganze Menge passiert und trotzdem wird es nie genug sein. Die Frage ist 
viel schwieriger zu beantworten. Man kann sein Geld nicht backen. Wir müssen 
schauen, wie wir mit dem Geld, das aufgrund gewisser Entscheidungen, die in Berlin 
und vor dem Hintergrund des Wirtschaftswachstums getroffen worden sind, vorhanden 
ist, klug umgehen. Wenn jemand diesbezüglich bessere Ideen hat – ich kenne keinen, 
der dagegen sein wird. 

Dann wurde eine Frage – ich glaube, es war Frau Höller – bezüglich der Einsatzzeiten 
etc. gestellt. Die Einsatzreaktionszeit war null, denn in dem Moment, in dem es passiert 
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ist, waren bereits 13 Polizeivollzugsbeamte vor Ort, nicht am Tatort, aber allgemein an 
dem Platz. Es waren also 13 da, und zwar nicht aufgrund der Tat, sondern wegen des 
Volksfests. 

Ich habe es soeben erzählt: Einige waren sogar mit einem ganz konkreten Prüfungsfall 
versehen, doch sie konnten selbst von dort – ich habe nicht im Kopf, wie weit das war, 
aber es waren alles keine riesigen Entfernungen – nicht so schnell da sein. Das geht 
einfach zu schnell, das muss ich Ihnen nicht erzählen. Ein Messer – zack, zack – an 
den Hals, dann ist es passiert. 

Dass er weggelaufen ist – hier sind Personen, die sich in Solingen besser auskennen 
als ich –, geschah aufgrund dessen, dass es extrem günstig war, um dort rüber, die 
Treppe herunter und in die nächste Zone zu gelangen. Das ist der Fall. 

Wir haben dann nachgeführt – um es klar zu sagen –: Es war 21:37 Uhr; um 21:59 hat 
Düsseldorf bereits übernommen. Die Spezialeinheiten wurden um 22:03 Uhr alarmiert. 
Das heißt, es waren alle SEK in ganz Nordrhein-Westfalen alarmiert – gut, die waren 
noch nicht da, die müssen noch dort hinfahren; der eine schneller, der andere langsa-
mer – und wir hatten am Ende – auch das habe ich soeben, glaube ich, vorgetragen – 
rund 500 Leute im Einsatz. Ich glaube also, die Alarmierung der Polizei und das 
schnelle Vor-Ort-Sein waren aufgrund des Tatbestandes, dass schon Menschen da 
waren, extrem schnell und gut. 

Aber wie man lernt: Obwohl da welche waren – es gibt immer auch eine Chance, zu 
entkommen. Mich hat beruhigt, dass wir ihn am Ende doch erwischt haben. „Wahr-
scheinlich erwischt haben“, muss ich sagen, denn es muss alles noch genau überprüft 
werden. Soweit diese Antwort.  

Zu dem Punkt „Islamisten“. Wir haben 185 Gefährder in Nordrhein-Westfalen. Inwie-
weit wir über Anschlagsplanungen Kenntnis haben oder nicht, das entscheidet sich 
von Fall zu Fall. Das ist so. Sie wissen, dass wir in den letzten Monaten mehrere An-
schläge haben verhindern können. 

Auch an dieser Stelle der Hinweis, Herr Wagner: Ich kann das nur so generell beant-
worten. Sie erinnern sich daran, dass uns in vielen dieser Fälle in der Vergangenheit 
auch Hinweise von anderen Diensten aus anderen Staaten geholfen haben. Das ist 
ein Element der Informationsbeschaffung und wird es bleiben. 

Zu diesem Fall werde ich Ihnen gar nichts sagen – ich bitte um Entschuldigung –, denn 
solche Informationen können aus dem Netz abgefangen werden oder durch Informan-
ten kommen. Es gibt verschiedene Wege. Wenn man offenlegt, woher man die Infor-
mationen hat, gefährdet man möglicherweise die Personen, die die Informationen ge-
ben. Insofern sage ich Ihnen: Weder bestätige ich es, noch widerspreche ich Ihnen. 
Es ist wahr, dass es diesen Mechanismus in all den Fällen, die wir hatten, durchaus 
gegeben hat, und ich wäre dankbar – das ist aber nicht an Sie gerichtet –, man würde 
behutsam damit umgehen.  

Dass das Netz die generelle Radikalisierungsmaschine ist, stimmt, das ist unstrittig, 
unabhängig davon, ob es bei ihm jetzt so war oder nicht. Da haben wir ständig Fälle. 
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Deshalb ist eine der herausragenden, schwierigen Fragen: Wie bekommen wir das 
mit? Wie bekommen wir mit, wo wer wann radikalisiert wird, damit wir dann handeln 
können? Wenn ein Lehrer merkt, dass jemand plötzlich anders herumläuft und er sagt, 
dass dort ein Junge ist, der sich verändert hat, dann kann man sich darum kümmern – 
fragen Sie einmal „Wegweiser“ und Co, was die da machen –, doch wenn jemand nicht 
auffällt, wenn jemand sich nicht äußert, wenn es keine Meldung gibt …  

Herr Wagner, auch an Sie gerichtet: Ich kenne bis zum jetzigen Zeitpunkt – das heißt 
nicht, dass das nicht noch kommen kann – keinen Hinweis, dass jemand in der Unter-
kunft etwas gesehen hat. Nach meinem Kenntnisstand hat niemand etwas gemeldet. 
Dann kann er sich zehn Fahnen aufhängen – wenn niemand das meldet, dann bekom-
men es die Sicherheitsorgane nicht mit. 

Sie können auch keinen Menschen dazu zwingen, es zu melden, wenn er etwas merkt. 
Weil wir immer nur begrenzt Informationen bekommen können, ist natürlich jede Infor-
mation, die Menschen weitergeben, weil sie in der Nachbarschaft, in der Schule oder 
sonst wo etwas merken, hilfreich. Man ist diesbezüglich immer sehr behutsam im Äu-
ßern. Warum? Weil man dann an die Schwelle kommt, Denunziantentum zu fördern. 
Aber ich glaube, das ist nicht zu unterschätzen. Es ist eine wichtige Geschichte, wie 
Informationen weitergeben werden. 

Ob Vorfälle bekannt waren, habe ich nun beantwortet. Zu den Fragen „Geheimdienst“ 
und „Ausstattung“ habe ich auch etwas gesagt. 

Zu dem Punkt der Prediger vielleicht noch ein Satz. Herr Lürbke und auch andere – 
mehrere haben es angesprochen –: Natürlich wäre es super toll, wenn man alle dieje-
nigen, die hetzen und im Netz oder sonst wo böse Sachen verbreiten, verhaften 
könnte. Das können Sie aber nicht, das ist doch klar. Ich meine, Rechtsstaatspartei ist 
im Anspruch ja die FDP, und auch alle anderen sagen: Wir leben und arbeiten auf dem 
Boden des Grundgesetzes. 

Können wir Predigen in der Moschee verbieten oder nicht? Können wir Moscheen 
schließen? Ich sage Ihnen: Das ist leider extrem kompliziert und schwierig, und das 
muss sorgfältig gemacht werden. Manchmal denke ich „leider“, das stimmt, aber es ist 
gut, dass wir diesbezüglich Regeln haben. Nun muss man überlegen – das wäre die 
Konsequenz –: Brauchen wir dafür andere Regeln, um schneller handeln zu können? 
Oder wollen wir das nicht, weil uns das so wichtig ist, sodass wir sagen: „Wir leben mit 
diesem zusätzlichen Risiko“? Dann muss man allerdings auch sagen: „Dann ist es so“, 
und kann nachher nicht klagen. Oder man sagt: Wir sind bereit, es zu ändern. 

Die Frage bewegt sich auch in den Raum, wie wir eigentlich Informationsbeschaffung 
im Netz betreiben. Mich hat letztens jemand gefragt: Warum haben Sie eigentlich nicht 
früher gewusst, dass dieser Mensch so gefährlich ist? – Er meinte gar nicht mich per-
sönlich, sondern die Sicherheitsorgane. Das ist relativ einfach: weil er nie aufgefallen 
ist und nie jemand etwas gesehen und gemeldet hat. 

Ich weiß, dass andere Staaten – ich möchte gar keinen nennen – alle Informationen, 
die im Netz kreisen, abgreifen und sortieren. Damit wissen sie sofort, wenn irgendwo 
irgendetwas passiert, denn sie sehen alles. Das ist bei uns so nicht vorgesehen, und 
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das wollen wir nicht. Ich kenne keinen, der das will, rund um die Uhr und permanent. 
Haben wir genug Möglichkeiten oder brauchen wir mehr, und wenn ja, wo? Diese 
Frage zu stellen und sie vor allen Dingen zu beantworten, ist natürlich eine große Her-
ausforderung. 

Wie Sie merken, ist das gar nicht so leicht; da gibt es nicht nur Schwarz oder Weiß. 
Zustände, wie mancher Staat sie hat, möchte ich nicht haben. Ich bin allerdings auch – 
das gebe ich zu – mit den Möglichkeiten, die wir haben, nicht zufrieden. 

Wenn das gemeinsam geht, Herr Lürbke, dann wäre das extrem wertvoll, denn ich 
weiß genau wie Sie, dass es durchaus auch in Ihrer Partei etwas schwieriger ist, wenn 
ich einmal im Voraus … Nein, ich höre jetzt auf mit konkreten Beispielen. Das hat 
keinen Sinn; das artet dann wieder in Streit aus. Man sollte einfach einmal offen her-
angehen und fragen, wo wir uns diesbezüglich verändern müssen. 

Der letzte Punkt noch an Herrn Wagner: Ich kann manche Sorgen und Probleme, die 
Menschen artikulieren und die Sie vorgetragen haben, nachvollziehen, aber ich bitte 
um eines: Wir müssen aufpassen, wenn wir daraus die Allgemeinschelte machen, der 
Staat funktioniere nicht und bekomme nichts in den Griff. Das ist total falsch. Ich finde, 
man muss wenigstens hinzufügen: Hier haben wir es nicht verhindern können – aber 
den Täter haben wir erwischt, die Menschen wurden gerettet. Wir haben in den letzten 
Jahren und Monaten mehrere Anschlagsplanungen verhindert. Der Staat ist durchaus 
handlungsfähig. 

Trotzdem bleibt die Frage offen, ob wir noch besser werden können. Und da bin ich 
sicher: Wir können immer noch besser werden. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Es ist unsere Verantwortung, jetzt aufzuklären 
und aufzuarbeiten, und es ist auch meine Verantwortung, jetzt aufzuklären und aufzu-
arbeiten. Deswegen haben wir in den letzten Tagen so akribisch versucht, herauszu-
bekommen, was wir bislang über diesen konkreten Fall in Erfahrung bringen konnten. 

Wir haben, direkt nachdem der mutmaßliche Täter bekannt geworden ist, Berichtsan-
fragen an die zuständigen Behörden gestellt – Berichtsanfragen an die ZAB Bielefeld, 
aber auch die Bitte um Informationsübersendung an das BAMF. Aber die Sachver-
haltsaufklärung unterlag in einem Fall, der bis zum Freitag einer war wie viele, keiner 
höheren Priorisierung, weil zum Zeitpunkt der Rücküberstellung weder unserem Haus 
noch den Ausländerbehörden sicherheitsrelevante Informationen vorlagen. Das be-
deutet, dass dieser Fall bis zum Freitag einer war, wie es ihn vielfach gibt. Wir haben 
deswegen sehr akribisch – das habe ich Ihnen ausführlich dargestellt – nachvollzogen, 
was die einzelnen Verfahrensschritte waren. 

Nach jetzigem Stand wird es vermutlich nicht den einen Fehler geben, sondern bis 
Freitagabend war es ein Fall in einem höchst fehleranfälligen System. Vor diesem Hin-
tergrund ist das sehr unbefriedigend – das sehe ich auch so –, weil ich nachvollziehen 
kann, dass man doch wissen möchte: Hätte da nicht an dieser und jener Stelle, und 
dann wäre es ganz anders gelaufen? Das ist aber, wie ich vorhin dargestellt habe, 
nicht zwangsläufig so. 
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Zu der Frage, ob und warum die ZUR als Gemeinsames Zentrum zur Unterstützung 
der Rückkehr nicht hinzugezogen worden ist: Die ZUR unterstützt die Länder in ganz 
unterschiedlichen Arten und Weisen, beispielsweise auch bei Gefährdern und Straftä-
tern, wo eine höchste Priorisierung auf Rückführungen stattfindet. Aber noch einmal: 
Zum damaligen Zeitpunkt lagen den Ausländerbehörden keine Erkenntnisse vor, dass 
es sich hierbei um einen Gefährder oder Straftäter handelt. Vor diesem Hintergrund 
bedeutet das, wenn man sich anschaut, wie viele Rücküberstellungen und Rückfüh-
rungen scheitern, dass man das dann jedes Mal sozusagen hochpriorisieren müsste. 
Dann hätte man anschließend sehr viele priorisierte Flüge. Bei nur zehn bundesweit 
täglich verfügbaren Flügen erhöht sich die Zahl also nicht, auch wenn die ZUR hinzu-
gezogen worden wäre. 

Zur Frage der Nachtzeitverfügung, die Sie gestellt haben: Die Nachtzeitverfügung als 
Ordnungsverfügung muss einerseits verhältnismäßig sein und andererseits dem Ziel 
der Rücküberstellung dienen. Ziel ist, dass die Maßnahme erfolgreich ist, Ziel ist nicht 
in erster Linie, darauf hinzuwirken, eine Fristverlängerung zu erwirken, das heißt, es 
muss abgewogen werden, dass im Rahmen einer Ordnungsverfügung unter Umstän-
den ein Zugriffsdatum genannt werden muss. Das erhöht das Risiko eines Untertau-
chens. Vor diesem Hintergrund ist es eine Abwägungsentscheidung, ob man eine Ord-
nungsverfügung erlässt oder ob man zu dem Schluss kommt, dass es den Erfolg der 
Maßnahme erhöht, dies nicht zu tun. Das ist im Übrigen auch das Kriterium, nach dem 
bewertet werden muss, ob man diese Ordnungsverfügung erlässt oder nicht. 

Flugbuchungen werden generell und bundesweit nach Zugriff durch die jeweiligen 
Zentralbehörden der Länder gebucht. Die greifen sozusagen alle auf die gleichen zur 
Verfügung stehenden Flüge zu. Ich habe vorhin ausführlich erläutert, dass es eben 
keine explizit dafür vorgesehenen und reservierten Plätze gibt, also keine Charterma-
schinen beispielsweise. Im Fall von Bulgarien gibt es auch keine Möglichkeit der Land-
überstellung, sodass man beispielsweise über Busmaßnahmen nachdenken könnte. 
Das ist alles nicht möglich, sodass bei den Flugbuchungen alle zentralen Stellen, die 
in den Ländern für die Flugbuchungen und die Flugabschiebungen verantwortlich sind, 
auf die gleichen Flüge zugreifen. 

Um die Frage zu erörtern, wem eigentlich die Schuld zugeschrieben, zugeschoben 
wird: Die Einrichtung, in der sich die Person zum damaligen Zeitpunkt aufgehalten hat, 
war eine Unterbringungseinrichtung des Landes. Die ZABs sind organisatorisch kommu-
nale Behörden, aber zu 100 % durch das Land finanziert. Sie übernehmen Aufgaben 
für das Land. Vor diesem Hintergrund ist es natürlich die Verantwortung des Landes 
und meine Verantwortung, sich diese Abläufe sehr konkret anzuschauen. Genau das 
haben wir in den letzten Tagen auch getan, um Sachverhaltsaufklärung zu betreiben 
und um diese Sachverhalte, die sehr komplex sind – wie ich erläutert habe –, öffentlich 
zu erörtern, um aufzuzeigen, was dazu geführt hat, dass diese Rücküberstellung nicht 
erfolgreich durchgeführt werden konnte. 

Was muss eigentlich weiterhin geschehen? Das ist eine völlig berechtigte Frage, und 
die richtet sich natürlich an alle Ebenen, die richtet sich auch an das Land. Vor diesem 
Hintergrund haben wir die ZABs in der Vergangenheit bereits gestärkt. Man natürlich 
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unterschiedlicher Auffassung dazu sein, ob das schneller hätte gehen können oder 
nicht. Fakt ist, dass wir mit dem Haushalt 2024 zusätzliche 5 Millionen Euro in dieses 
System gegeben haben, dass wir zusätzliche Befugnisse an die ZABs gegeben haben, 
dass es weitere organisatorische Unterstützung seitens der ZABs für die Kommunen 
gibt. Dieser Prozess soll weitergeführt werden, um die Kommunen bei den Rückfüh-
rungsmaßnahmen klar zu unterstützen und um einen Beitrag dazu zu leisten, dass die 
Maßnahmen klarer gebündelt und aufgestellt werden. 

Dublin-Überstellungen sind ein System, bei dem ich der Auffassung bin, dass es sinn-
voll wäre, wenn das aus einer Hand gemacht werden würde. Das bedeutet aber na-
türlich auch, dass wir auf Landesebene über weitere Unterstützung, weitere koordinie-
rende und zentralisierende Funktionen der Zentralen Ausländerbehörden hinsichtlich 
der Unterstützung und besseren Bündelung für die kommunalen Ausländerbehörden 
reden müssen. Wir müssen weiter daran arbeiten. 

Das ist nach vorne gerichtet, das, worum es gehen muss, wenn wir die Analyse haben. 
Bei diesem Fall tritt ja sehr deutlich zutage, dass das System in dieser Art und Weise 
nicht dafür geschaffen ist, dass europarechtliche Maßnahmen so durchgesetzt werden 
können, dass Rücküberstellungen auch wirklich funktionieren. Gleiches gilt im Übrigen 
auch für Rückführungsmaßnahmen, also sogenannte Abschiebungen. Rechtsstaatlich 
ist natürlich klar: Wenn jemand kein Bleiberecht hat, kann am Ende rechtsstaatlicher 
Verfahren die Verpflichtung zur Ausreise stehen, also entweder die freiwillige Rück-
kehr oder die Abschiebung. 

Klar muss sein, dass wir jetzt gemeinsam schauen müssen, wie diese Verfahren ver-
bessert werden können. Das ist aber eben nicht die alleinige Zuständigkeit des Lan-
des, sondern basiert auf asyl- und aufenthaltsrechtlichen Fragen, die bundesgesetz-
lich geregelt sind, die zum Teil auch europarechtlich geregelt sind, aber in der Ausfüh-
rung wiederum bei den Ländern und bei den Kommunen liegen. Das macht deutlich, 
dass es jetzt wichtig ist, sich dieser gemeinsamen Verantwortung für das System zu 
stellen und zu schauen, an welchen Stellschrauben, an welchen Rädern gedreht wer-
den muss, um dieses System insgesamt besser aufzustellen, sodass alles besser in-
einandergreifen kann und Maßnahmen nicht nur in der Theorie, sondern auch in der 
Praxis umgesetzt werden können. 

Dietmar Panske (CDU): Wir haben eben schon vom Kollegen Golland gehört, wie 
wichtig es für die Opfer und deren Angehörige ist, die politische Aufarbeitung mit viel 
Verantwortung und dem nötigen Augenmaß zu machen. Aus meiner Sicht gibt es viele 
Faktoren, die da berücksichtigt werden müssen. Ich will nur mal zwei nennen. Noch 
nicht gesagt wurde heute, dass das System „Asyl“ seit Monaten unter Volllast läuft, 
nicht nur in Nordrhein-Westfalen, in allen Bundesländern, auch in den Kommunen, 
egal ob sie mit der Unterbringung teilweise überfordert sind oder nicht. Das betrifft aber 
auch die Schulen, die Kitas. Das liegt an der Anzahl der Menschen, die jeden Tag zu 
uns kommen und den vielen gescheiterten Abschiebungen bzw. den viel zu wenigen 
Abschiebungen, die durchgeführt werden können. Dabei muss man in den nächsten 
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Wochen und Monaten auch behördliches Handeln, egal ob in Nordrhein-Westfalen o-
der an anderer Stelle berücksichtigen. 

Ich weiß gar nicht, wer es gesagt hat: Es sollten keine Schnellschüsse erfolgen. – Das 
ist klug, aber nachdem ich manche Wortbeiträge hier gehört habe, frage ich mich, ob 
das für die Aufarbeitung richtig verstanden worden ist. 

(Zuruf von Justus Moor [SPD]) 

Die Kollegin Kapteinat spricht von einem NRW-Regelungschaos. Wenn man sich im 
Asylrecht auskennt: Das finde ich ziemlich spannend. 

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

Wir haben heute viel zu den Verfahren gehört, und ich weiß nicht, ob man mit so einer 
platten Zuweisung von Verantwortung in der Aufarbeitung tatsächlich weiterkommt. 

Ich würde gerne noch auf zwei, drei Punkte eingehen. Die Frau Ministerin hat es ge-
rade herausgestellt. Wenn ich es richtig verstanden habe, haben wir bei den Dublin-
Überstellungen eine Quote 10 bis 15 %. Das ist nicht mal im Ansatz eine Zahl, mit der 
sich irgendein Bundesland oder der Bund zufriedengeben könnte. Eine Frage dazu: 
Betrifft diese Quote von 10 bis 15 % nur Abschiebungen, Rückführungen in Richtung 
Bulgarien, oder gibt es andere Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, hinsichtlich 
derer wir ähnlich schlechte Quoten haben, was die Rückführung von Menschen an-
geht, bei denen das Asylverfahren durchgeführt werden muss? 

Wir haben viel zu den Flugkapazitäten gehört. Hier sage ich: abenteuerliche Zahlen. 
Man muss sich das überlegen: Man kann bundesweit nur Einzelpersonen an bestimm-
ten Tagen, von montags bis donnerstags, in einem schmalen Zeitfenster und nur nach 
Sofia auf eine Maschine buchen. Nicht nur, dass alle Bundesländer auf diese Kontin-
gente zugreifen müssten, möglicherweise sind es auch EU-Nachbarstaaten, die selbst 
keine direkte Flugverbindung nach Bulgarien haben. Auch das muss man mitberück-
sichtigen. Dazu meine Fragen: Führen die Bundesländer selbst die Verhandlungen mit 
Bulgarien oder anderen EU-Mitgliedsstaaten zu den Überstellungsmodalitäten? Wer 
legt die Kapazitäten fest? Welche Airline fliegt überhaupt Menschen aus, die nach Bul-
garien oder woandershin rückgeführt werden sollen? Ist das eine Zuständigkeit des 
Landes NRW und aller anderen Bundesländer, oder liegt diese Zuständigkeit möglich-
erweise woanders? 

Ich habe noch eine weitere Frage. Im Juni 2023 sollte die Rückführung erfolgen. Im 
Mai 2023 – daran kann ich mich gut erinnern – gab es eine Ministerpräsidentenkonfe-
renz, auf der vehement gefordert wurde, dass wir beim Thema „Rückführung“ deutlich 
besser werden müssten. Ich will gar nicht sagen, dass es irgendwie besser gewesen 
wäre, wenn man schneller gearbeitet hätte. Das Rückführungsverbesserungsgesetz, 
das ja erst Monate später im Bund beschlossen wurde, ist auch kein so großer Wurf, 
wie ich finde, weil dadurch unter dem Strich deutschlandweit pro Jahr nur 600 Abschie-
bungen mehr erfolgen sollen – 600 Abschiebungen deutschlandweit pro Jahr. 

Ich weiß nicht, ob Sie es gesagt haben, Frau Ministerin, oder ich es in der Presse 
gelesen habe: Als der Betroffene am 5. Juni abgeschoben werden sollte, war er nicht 
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in der Unterkunft. Er soll aber am Vorabend da gewesen sein und am nächsten Tag 
beim Mittagessen wieder, auch in der Folge. Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten: Entwe-
der er hat das gewusst, oder er war irgendwo außerhalb seines Zimmers, möglicher-
weise in unmittelbarer Nähe. Hätten hinsichtlich dieses Punkts Maßnahmen aus dem 
Rückführungsverbesserungsgesetz – wenn man sie eher gehabt hätte – geholfen, um 
nicht nur sein Zimmer nach ihm absuchen zu können, sondern möglicherweise auch 
weitere Orte in der Zentralen Unterbringungseinrichtung? 

Christina Kampmann (SPD): Meine erste Frage geht an Ministerin Paul. Vielleicht 
habe ich es überhört, aber können Sie sagen, wann Sie nach dem Anschlag in Solin-
gen waren? Meine Kollegin Frau Kapteinat hatte diese Frage eben gestellt. 

Herr Golland: Ja, die Gefahr durch radikal-islamistische Attentäter ist bundesweit ge-
stiegen. Trotzdem müssen wir feststellen, dass NRW offensichtlich im Fadenkreuz 
steht. Fast alle vereitelten Anschläge sollten hier stattfinden, und – der Minister hat es 
eben gesagt – vor noch nicht einmal anderthalb Jahren hatten wir hier einen vollzoge-
nen Anschlag. Deshalb hat mich Ihr Eingangsstatement ein bisschen gewundert, Herr 
Reul, denn Sie haben gesagt: Es darf jetzt nach Solingen keine Schnellschüsse ge-
ben. – Als wäre es das erste Mal gewesen, dass hier ein solcher Anschlag stattfindet; 
dann aber haben Sie auf den Anschlag im Fitnesscenter in Duisburg hingewiesen. 
Deshalb von mir die Frage: Welche Lehren und Konsequenzen hat die Landesregie-
rung aus dem islamistisch motivierten Anschlag in Duisburg gezogen? 

Wir hatten hier vor Kurzem den Verfassungsschutzbericht. Da ist noch mal deutlich 
geworden, wie weit die Radikalisierung im Internet fortgeschritten ist. Wir haben hier 
schon oft darüber diskutiert, was die Landesregierung dagegen macht. Mir sind dazu 
aber keine Antworten bekannt. Wenn es die jetzt gibt, wäre es erfreulich, die zu hören. 

Ich habe eine weitere Frage an Herrn Reul. Sie haben eben gesagt, dass der Tatver-
dächtige polizeilich bzw. in Bezug auf Staatsschutzdelikte vorher nicht bekannt gewe-
sen sei. Können Sie mit absoluter Sicherheit ausschließen, dass der Tatverdächtige 
vor der Tat bei Polizei, Verfassungsschutz oder anderen Sicherheitsbehörden aufge-
fallen war oder in einer Datenbank erfasst wurde? 

Herr Panske hat gerade darüber geredet, wie wichtig das Thema „Abschiebung“ sei. 
Ich hatte Sie in der letzten Ausschusssitzung gefragt, wie viele islamistische Gefährder 
im Zusammenhang mit der aktuellen Gefährdungslage in Sachen Islamismus ausge-
wiesen worden seien. Der Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen konnte mir 
keine Antwort darauf geben. Sie sagten mir, Sie würden diese Informationen schriftlich 
nachreichen. Daraufhin bekam ich am 8. August diesen Brief von Ihnen, 

(Christina Kampmann [SPD] hält einen Brief in die Höhe.) 

in dem Sie schrieben, dass Sie keine Informationen dazu hätten. Offensichtlich hat 
auch Ihr Haus keine Informationen darüber. Sie sagten dann, dass Sie die zuständige 
Ministerin um wohlwollende Prüfung dahin gehend bitten würden, ob eine Erfassung 
der entsprechenden Zahlen möglich erscheine. 
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Herr Reul, mal unabhängig davon, dass Ihr Parteivorsitzender fordert, grundsätzlich 
wieder nach Syrien abzuschieben, während die Landesregierung in Nordrhein-West-
falen offensichtlich weder Wissen noch Kontrolle darüber hat, was bei Personen, die 
eine besondere Gefährdung aufweisen, eigentlich los ist und ob die schon abgescho-
ben worden sind oder nicht: Wie zufrieden sind Sie mit dieser Abschiebepraxis? Falls 
Sie das genauso unbefriedigend finden wie wir: Warum hat die Landesregierung trotz 
der seit längerer Zeit bekannten gestiegenen Gefahren durch islamistische Gefährder 
nichts daran geändert? 

Für eine letzte Frage würde ich aufgreifen, was der Kollege Lürbke gesagt hat, weil 
dazu aus meiner Sicht noch nicht alles beantwortet wurde. Sie haben kurz etwas ge-
sagt zu den Radikalisierungserkenntnissen, die es eben nicht gegeben habe. Gibt es 
denn irgendwelche Anhaltspunkte bei Social Media? Ich erinnere mich, dass uns zu 
dem Fall in Duisburg gesagt wurde: Der hat sich im stillen Kämmerlein radikalisiert. 
Wenn man sich die Urteilsverkündung angeschaut hat, dann weiß man, dass der 
Staatsschutzsenat durchaus gesagt hat: Es gab eine radikal-islamistische Gesinnung, 
die offen in Videos gezeigt wurde. 

Also: Ist er auf Social-Media-Kanälen oder in anderen Chatformen im Internet in irgend-
einer Form auffällig geworden? Denn in Duisburg hätte es offensichtlich die Vorrats-
datenspeicherung gar nicht gebraucht, weil es offen im Internet zu finden war. 

Es kam auch noch die Frage nach der Moschee, in die der Tatverdächtige regelmäßig 
gegangen sein soll. Wurde diese Moschee vom Verfassungsschutz beobachtet – die 
Frage wurde eben schon einmal gestellt –, und wurde sie als salafistisch beeinflusst 
oder sogar salafistisch geprägt bewertet? Ich glaube, das könnte für den Erkenntnis-
gewinn heute wesentlich sein. 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich will noch eine andere Perspektive einbringen, weil ich 
ein bisschen auch meine Rolle darin sehe bei meinem persönlichen Background. 

Ich will deutlich machen: Dieser terroristische Anschlag war auch so niederträchtig, 
weil er auf einem Fest der Vielfalt passiert ist. Wir wissen nicht, ob es Zufall war oder 
nicht; unter Umständen war es kein Zufall. Das zeigt aber ganz klar und deutlich, was 
Islamismus für ein Ziel hat, nämlich unsere Vielfalt und vor allem unsere freie Gesell-
schaft zu zerstören. Das ist der Feind. Islamismus verabscheut das, was wir hier als 
liberale demokratische Gesellschaft leben, nämlich das Zusammenleben von Menschen 
unterschiedlicher Herkunft, Hautfarbe und Religion, sexueller Orientierung oder sexuel-
ler Identität. Das ist das, was der IS verabscheut. Ich glaube, das ist das Ziel gewesen. 

Deswegen fand ich es ganz wichtig, welches Signal gestern aus Düsseldorf gekom-
men ist. Bei der Gedenkveranstaltung gab es das interreligiöse Gebet auch in Solida-
rität mit den Opfern von Solingen. 

Zum Thema der Opfer möchte ich die Gelegenheit nutzen und davon berichten, wie mich 
zahlreiche Menschen mit Einwanderungsgeschichte und/oder Fluchtgeschichte dieser 
Tage – eigentlich auch schon vorher, aber dieser Tage insbesondere – angesprochen 
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haben und ihre Betroffenheit bekunden. Das sind vor allem Menschen, die selbst unter 
Umständen vor genau diesem Terror geflüchtet sind. 

Stellen Sie sich einmal vor, Sie seien jesidischer oder kurdischer Herkunft und hätten 
die Gräueltaten des IS am eigenen Leib oder in nächster Umgebung erlebt, kämen auf 
der Suche nach Schutz nach Deutschland und müssten feststellen, dass genau dieser 
Terror, vor dem Sie mal geflüchtet sind, hier Menschenleben kostet. Stellen Sie sich 
dann bitte vor, was für eine Form von Retraumatisierung es sein muss, wenn man 
täglich in der Berichterstattung hört, dass der islamistische Terror auch in Deutschland 
wütet. 

Einer der Verletzten aus Solingen – dazu gab es Berichterstattung, er hat selbst seine 
Geschichte erzählt – kommt aus dem Iran, ist erst seit einem Jahr in Deutschland und 
ist genau vor diesem Terror geflüchtet. Jetzt wurde er in Deutschland, wo er eigentlich 
Schutz gesucht hat, von einem Islamisten verletzt.  

Deshalb meine Nachfrage an Herrn Reul, was wir eigentlich rund um die Opferbera-
tung machen. Welche Zugänge haben Opfer? Welche Maßnahmen gibt es da? Wel-
che Angebote gibt es, in Solingen speziell, aber auch generell? Gibt es mehrsprachige 
Angebote? Ich habe gerade davon berichtet, dass es viele neu Zugewanderte gibt, die 
sehr betroffen sind. 

Die Frage an Frau Paul: Haben Sie Erkenntnisse darüber, wissen Sie etwas darüber, 
wie die Unterkunft das Ganze nachbereitet? Wird mit den Leuten vor Ort gesprochen? 
Findet also eine Form von Beratung statt? 

Enxhi Seli-Zacharias (AfD): Herr Minister Reul, ich muss ganz ehrlich gestehen, bei 
Ihren Einlassungen haben mich zwei Sachen doch durchaus überrascht. 

Sie haben des Öfteren, auch gerade in der Antwortrunde, unterstrichen, dass Sie indi-
rekt stolz auf sich selbst und auf Ihre Behörde sind, weil Sie durchaus viele Anschläge 
verhindern konnten. Das kann man durchaus als Erfolg verzeichnen. Aber ich möchte 
gleich nachfolgend sagen: Sie haben Wochen und Monate im Voraus den Menschen 
immer wieder eine Warnung mitgegeben. In sämtlichen Interviews haben Sie gesagt: 
Wir haben eine abstrakte Bedrohungslage. – Jetzt ist sie eingetreten. Aber man muss 
darüber sprechen, dass genau diese Warnungen am Ende des Tages, auch wenn man 
viele Anschläge verhindert hat, nicht unbedingt darauf zurückzuführen sind, dass man 
stolz auf sich ist, sondern man muss sich die Frage stellen: Was macht das mit den 
Menschen? 

Ich glaube, heute sind wir alle nicht nur wegen Solingen an sich zusammengekommen – 
das ist schlimm genug –, sondern wir sind auch deshalb zusammengekommen, weil 
wir über die politische Frage nachdenken müssen, was das alles, diese Umstände, 
diese abstrakte anhaltende Bedrohungslage, mit den Menschen draußen macht.  

Ich gehöre der Kommune Gelsenkirchen an. Herr Reul, Sie sind in Vergangenheit gerne 
mal nach Gelsenkirchen gereist – aus der Peripherie kann ich durchaus „gereist“ sagen – 
und haben sich die Zustände vor Ort angeschaut. Ich kann mir durchaus vorstellen, 
dass man, wenn man in der entsprechenden PR-Inszenierung mit Hundertschaften 
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und Sicherheitsbegleitung dort aufschlägt, eine gewisse Autorität ausstrahlen und die 
Lage anders beherrschen kann. Aber für die normalen Menschen, die beispielsweise 
in Gelsenkirchen oder anderswo im Ruhrgebiet leben, hat sich die Bedrohungslage 
durchaus ganz anders entwickelt. 

Das meine ich, wenn ich sage: Das macht etwas mit den Menschen. Denn viele der 
Menschen, die eine gewisse Angst in sich tragen, stellen sich Fragen wie: Kann mein 
Kind heute Abend den Discobesuch mitmachen? Kommt mein Kind heute Nacht mal 
heil nach Hause? Kann ich dieses schöne Familienfest am Sonntag besuchen, oder 
muss ich mir vielleicht Gedanken darüber machen, dass meine 80-jährige Mutter nicht 
schnell genug wegrennen kann? Es hört sich vielleicht lustig an, dass man sich solche 
Gedanken macht, aber das ist inzwischen die Lebensrealität vieler Menschen mitten 
in Deutschland. Das ist alles andere als beruhigend. Das ist auch alles andere als 
schön. – So viel dazu. Das muss man erst mal festhalten. Man muss auch politisch für 
sich zur Kenntnis nehmen, dass das inzwischen unsere neue Lebensrealität geworden 
ist. 

Gleichzeitig müssen wir hier im Parlament, obwohl wir an diesem Tag zusammenge-
kommen sind, zur Kenntnis nehmen, dass sich die grüne Vorrednerin besonders dar-
über Gedanken und Sorgen macht, dass Flüchtlinge nach solch einem Anschlag retrau-
matisiert werden könnten. Für mich persönlich grenzt das an Pietätlosigkeit, aber ge-
schenkt. Bleiben wir gerne beim Thema. Ich denke, das ist in Anbetracht der Umstände 
durchaus wichtiger. 

Mein Kollege Markus Wagner hat gerade zwei wichtige Fragen gestellt. Eine möchte 
ich noch einmal in Erinnerung rufen, weil Herr Reul darauf keinerlei Antwort gegeben 
hat. 

Wir sprachen von einer vermeintlichen Moschee. Herr Wagner fragte gerade: Liegen 
Erkenntnisse vor, wo dieser Attentäter, Terrorist womöglich radikalisiert wurde? – Herr 
Reul, Sie haben darauf keine Antwort gegeben. Wir haben inzwischen neue Erkennt-
nisse erfahren, dankenswerterweise über die Presse. Ich persönlich hätte mir erhofft, 
dass wir in diesem Ausschuss mehr Informationen bekommen, aber nein, das ge-
schieht heutzutage tatsächlich über die Presse. 

300 m vom Flüchtlingsheim, wo dieser Terrorist lebte, gibt es diese Moschee. In dem 
Bekennervideo, das inzwischen aufgetaucht ist, kann man sehen, dass es dort gedreht 
wurde, wo die Moschee ist. Es gibt anscheinend einen Zusammenhang. Frage an Sie, 
Herr Reul – das ist ja durchaus eine neue Information –: Ist Ihnen das bekannt? Wenn 
Sie Bekennervideos untersuchen, haben Sie da einen sachlichen Zusammenhang her-
gestellt? Das ist einfach eine offene Frage. 

Noch einmal zur Wiederholung, weil Herr Wagner diese Frage gestellt hat: Ist die Mo-
schee unweit der Flüchtlingsunterkunft auf Ihrem Radar? Können Sie uns etwas zu 
dieser Moschee sagen, die im Übrigen inzwischen sämtliche Inhalte von ihrer Website 
gelöscht hat? Zum Glück vergisst das Internet nichts, und zum Glück gibt es Men-
schen, die so etwas archivieren. – So weit, so gut, Frage Nr. 1. 
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Frage Nr. 2: Herr Reul, Sie hatten in Ihrem Eingangsstatement auch von den inzwi-
schen 185 erfassten Gefährdern in Nordrhein-Westfalen gesprochen. Dabei erinnere 
ich gerne an unseren Antrag explizit zu den Islamistinnen im Land Nordrhein-Westfa-
len, zu dem Sie damals – ich zitiere Sie – frohen Mutes am Rednerpult nach meiner 
Einlassung ganz stolz gesagt haben: Frau Seli-Zacharias, wir haben alles im Griff. – 
Ich erinnere gerne noch einmal daran. Da ging es aber um die Islamistinnen. 

Weiter im Text: 185 Gefährder im Land Nordrhein-Westfalen. Sie sagten in diesem 
Kontext: Dann tritt halt Folgendes ein, dass jemand plötzlich auftritt, ganz plötzlich, 
oder sich schleichend radikalisiert. Sie sprachen auch – ich habe es mir extra aufge-
schrieben – von autonomen Kleinstgruppen. – So weit, so gut. 

Jetzt sitzt aber der Mitbewohner des Terroristen in Haft. Er wolle – die WELT hat es 
genauso zitiert – auspacken. Das war wohl der Wortlaut. Die Frage ist also: Wenn es 
diese Gruppen gibt, Kleinstgruppen, die sich selbst radikalisieren, Einzeltäter – alles 
nachvollziehbar, alles richtig –, welche Verbindung gibt es denn? Was möchte der Mit-
bewohner auspacken? Anscheinend wusste er was, sonst würde die Presse das in 
dieser Form nicht zitieren. Ich stelle die Frage also noch mal. Genau dieser Sachzu-
sammenhang spricht dagegen, dass es sich vielleicht um eine Person handelt, die sich 
selbst radikalisiert hat. 

Wenn wir uns das Ganze darüber hinaus – diese Frage richtet sich an Frau Ministerin 
Paul, neben der Chronik des Scheiterns bei dieser Abschiebung an sich, das ist eine 
Geschichte, die kann tatsächlich die Schulbücher füllen – genau angucken, dann muss 
man durchaus über eine Sache nachdenken. ‚Auch die Heimleitung spielt in diesem 
Komplex eine Rolle. Wenn wir wissen, dass anscheinend bekannt war, dass dieser 
Terrorist in seinem Zimmer die IS-Flagge an der Wand hängen hatte, dann frage ich: 
Was genau wusste denn die Heimleitung? War die Heimleitung in diesem Kontext un-
terrichtet? Hatte sie eine Ahnung davon? 

Gehen wir mal weiter. Was soll ich von einer Heimleitung halten, die am Eingang des 
Flüchtlingsheims einen QR-Code duldet, der sozusagen Flüchtlinge vor ihrer Deporta-
tion warnt, also offensichtlich einer linksextremistischen Organisation? Wenn man sich 
auf Instagram da ein bisschen näher reinpfuscht, kann man sehen, welche politischen 
Verbindungen es gibt. Wie akribisch arbeitet sie, wenn solche Deportations-QR-
Codes, die die Flüchtlinge … 

(Elisabeth Müller-Witt [SPD]: Deportation? Denken Sie bitte über Ihre 
Worte nach!) 

– Ja, korrekt. Genauso wird dieser QR-Code hier genannt. 

(Thorsten Klute [SPD]: Das ist ja das, was sie wollen!) 

Wenn eine Heimleitung genau so etwas in ihrer Einrichtung duldet, stelle ich die Frage: 
Wusste die Heimleitung womöglich von dieser IS-Flagge? War das alles längst be-
kannt und ist vielleicht gar nicht weitergegeben worden, weil man nicht für Aufsehen 
sorgen wollte? Was ist da womöglich dran? Es gibt durchaus Fragen, wenn ein Heim 
in dieser Art und Weise agiert. 
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Zuletzt möchte ich, in der Hoffnung, dass diese drei Fragen – ich glaube, die waren 
mehr als präzise – beantwortet werden, noch eine Sache sagen, die hier durchaus zu 
kurz gekommen ist, weil vielleicht keiner über den großen Elefanten im Raum spre-
chen möchte. 

Wenn man eine Kultur in den eigenen Reihen akzeptiert, die das Messer als besten 
Freund versteht, als besten Freund dafür, Konflikte zu lösen, die Ehre der Schwester 
zu verteidigen oder womöglich auch die eigene Ehre zu verteidigen, dann müssen wir 
darüber sprechen. Es geht darum, die vielen Messerangreifer auf deutschem Boden 
bis hin zu den Terroristen auch psychisch zu verstehen. Es geht um die Frage: Was 
ist das für eine neue Kultur in unseren Reihen, wenn wir tagtäglich Messerangreifer 
auf den Straßen haben? 

Diese Messerangreifer machen sehr viel mit uns als Gesellschaft, und sie machen 
auch sehr viel mit den Sicherheitskräften. Warum? Heute haben wir wieder in der 
Presse vernommen, dass zwei Personen von Polizisten erschossen werden mussten, 
weil es zu Überfällen mit Messern kam. 

Auch das ist eine entscheidende Frage an Sie, Herr Reul: Was können Sie einem 
jungen Mann oder einer jungen Frau heute sagen, einer angehenden Polizistin, einem 
angehenden Polizisten? Vor vielen Jahren – Sie sind lange im Geschäft – konnten Sie 
wahrscheinlich beruhigt sagen: Das ist ein sicherer Job. – Das ist ein Job, der erfordert 
einiges. Es gibt nie 100%ige Sicherheit, aber Sie konnten sicherlich – davon bin ich 
felsenfest überzeugt – sagen: Das ist ein Job mit Zukunft. – Aber heute können Sie 
vielen Polizisten nicht mehr sagen, wie ein Einsatz ausgehen mag, weil sich nämlich 
vieles verändert hat. Das macht sehr wohl sehr viel mit den Kräften vor Ort. Das erlebe 
ich persönlich auch immer wieder in Vieraugengesprächen. 

Darüber hinaus – ich sagte es gerade – macht es auch sehr viel mit uns als Gesell-
schaft. Ganz deutlich gesprochen: Ich bin als Kind so aufgewachsen, mein Vater hat 
mir beigebracht: Zivilcourage ist wichtig. Misch dich ein, wenn da jemand am Boden liegt. 

Heutzutage – und ich glaube, viele der anwesenden Eltern werden das für sich verin-
nerlichen – können Sie gar nicht mehr ruhigen Gewissens zu Ihrem eigenen Kind sa-
gen: „Zivilcourage ist wichtig“, weil man nämlich nicht weiß, was aus Zivilcourage wird 
und worin sie endet. Genau das ist das Traurige, was diese importierte Gewalt und 
diese importierte Kultur in Bezug auf Messer und, und, und mit uns als Gesellschaft 
macht. Darüber sollte man sprechen. Ich habe wirklich wahrlich die Hoffnung, dass auf 
meine drei konkret gestellten Fragen gleich eine Antwort folgt.  

Susanne Schneider (FDP): Es wurde schon ganz viel gesagt, es wurde auch schon 
gedankt. Dem Dank an die ganzen Polizei-, Rettungskräfte usw. schließe ich mich na-
türlich gern an. Ich möchte jetzt aber vor allem noch den ganzen Seelsorgern danken, 
die vor Ort waren und die Menschen unterstützt haben und das immer noch tun. Ich 
habe mich persönlich riesig gefreut, dass der Opferbeauftragte der Bundesregierung 
sehr schnell nach Solingen gefahren ist, geguckt hat: „Was kann man tun?“, und immer 
wieder in den sozialen Medien aufruft: Wendet euch bitte an uns, wenn ihr Hilfe braucht. 
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Wir helfen gerne. – Das ist eine ganz, ganz, ganz wichtige Geschichte, denn diese 
schrecklichen Bilder werden sicherlich lange in den Köpfen bleiben werden. Ich bin 
froh, dass es Menschen gibt, die sich haupt- und ehrenamtlich um die Psyche ihrer 
Mitmenschen kümmern und vor allem wirklich Seelsorge betreiben. 

Ich hätte noch drei Fragen an Ministerin Paul. Frau Ministerin, vieles von dem, was Sie 
heute gesagt haben, habe ich heute Morgen schon in meinen Ruhr Nachrichten gele-
sen. Sie haben gesagt, dass der mutmaßliche Täter beim Mittagessen in der Einrich-
tung war, aber abends dann nicht auffindbar war. Wurde nach der gescheiterten Rück-
überstellung in der Unterkunft registriert, wann er wieder da war, und wurde das an die 
zuständige Behörde gemeldet, wenn ja, zu welchem Zeitpunkt?  

Was mein Kollege schon gefragt hat, haben Sie auch nicht beantwortet: Wurde nach 
dieser gescheiterten Rücküberstellung noch Taschengeld an den Verdächtigen aus-
gezahlt, und ist er an den Auszahlungsterminen in dieser Unterkunft erschienen? 

Was ich persönlich überhaupt nicht verstehe, ist, aus welchen Gründen keine Anord-
nung von Abschiebungshaft bzw. auch kein Fahndungsaufruf zur Aufenthaltsermitt-
lung erfolgte. Ist das nicht sonst üblich? 

Ich würde mich freuen, wenn Sie die Fragen beantworten könnten. Ich finde es wichtig, 
auch für die Hinterbliebenen und überhaupt für die Menschen in unserem Land.  

Vorsitzende Angela Erwin: Wir machen hier wieder einen Cut und gehen in die Be-
antwortung.  

Minister Herbert Reul (IM): Ich versuche es. Ich hoffe, ich vergesse nichts. 

Mit Duisburg fange ich mal an. Natürlich ist da eine Menge passiert. Zum Beispiel ist 
der Staatsschutz ausgebaut worden. Zum Beispiel haben wir Auswertedienststellen im 
Grunde in jeder Staatsschutzstelle zusätzlich eingerichtet. Wir haben uns personell ver-
stärkt. In allen Leitstellen gibt es einen Social-Media-Beobachter, sage ich mal. Das ist 
allerdings sehr oberflächlich und nur im Sinne von: Fällt irgendwas Auffälliges auf? 

Bei den Staatsschutzstellen wird natürlich gezielt geschaut und auch gezielt gearbei-
tet. Wir haben, glaube ich, im Rahmen der Betrachtung des Islamismus elf oder zwölf 
Stellen zusätzlich geschaffen – in der Größenordnung. Wir haben schon erkannt, dass 
es da eine Notwendigkeit gibt. Was Personal angeht und Zuständigkeiten angeht, sind 
wir jetzt breiter aufgestellt. 

Die zweite Frage war, ob ich mit absoluter Sicherheit ausschließen kann, dass der 
Mensch nie aufgefallen ist und nicht irgendeiner irgendwo was gesagt hat. Ich kann 
überhaupt nichts mit absoluter Sicherheit sagen. Das werde ich nie in meinem Leben 
tun. So dumm bin ich nicht. Ich kann doch gar nicht wissen, ob irgendwer in irgendeiner 
Ausländerunterkunft mal was gesagt oder gesehen hat. Das weiß ich nicht. Ich kann 
Ihnen nur sagen: Bei uns in den polizeilichen Datenlagen gibt es einen einzigen Ein-
trag, bei dem dieser Mann auftaucht. Das ist aber kein Hinweis: „Der hat was Böses 
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getan“, sondern: Der ist Asylbewerber. – Ich mache es mal kurz. Also die Spiegelung 
der Daten aus dem Ausländeramt, mehr gibt es da nicht. Das ist relativ klar.  

(Sven Wolf [SPD]: Die Abteilung 6 auch? – Danke, das reicht schon!) 

Das ist das Einzige, was bei uns in den Daten vorkommt. Das heißt aber nicht, dass 
es überhaupt … Ich kann nicht ausschließen – das ist doch vollkommen klar –, dass 
irgendwo der Mensch mal aufgefallen ist und irgendwo einer was gesagt hat. In den 
Akten gibt es nichts.  

Gefährder abgeschoben/Wissen, diese Datenlage. Frau Kampmann, es ist relativ ein-
fach: Ich habe die Daten wirklich nicht. Das ist auch gar nicht meine Zuständigkeit. 
Vielleicht kann uns Frau Paul dabei gleich helfen. Ich glaube aber nicht, dass wir über-
haupt diese Statistik irgendwo haben. 

(Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]: Doch!) 

– Haben Sie. Super. Dann kann ich jetzt aufhören. Dann kriegen wir sie gleich; dann 
ist das Thema erledigt. 

Die Erledigung dieser Tätigkeiten geht über die Sicherheitskonferenz. Da sind zwar 
meine Leute als Ratgeber, als Informanten usw. beteiligt, aber mehr ja nicht. Wir haben 
keine Notwendigkeit, das nachzuvollziehen.  

Zu dem Radikalisierungsthema. Jetzt haben zwei oder drei Leute da noch mal nach-
gefragt. Ich kann Ihnen nicht sagen, wie dieser Mensch radikalisiert worden ist. Ich 
hoffe, wenn wir viele Untersuchungen haben, werden wir es irgendwann sagen kön-
nen. Es kann aber auch sein, dass wir es nie sagen können. Wir bemühen uns im 
Moment, alle Daten zusammenzutragen. 

Bei Social Media, noch mal, gibt es bei uns keine eigenen Erkenntnisse, die sagen: 
„Wir haben den irgendwo gesehen“, oder: „Der hat da irgendwas gemacht“; das heißt 
aber nicht, dass der nie im Netz irgendwas Schräges gemacht hat. Sagen Sie mir mal, 
wie man das sicherstellen soll. Das kann man einerseits durch mehr Personal sicher-
stellen, das das Netz von morgens bis abends betrachtet. Aber ich glaube, wir sind 
uns alle einig: So viele Leute können Sie gar nicht einstellen. 

Dann kommt man an eine zweite Stelle. Brauchen wir Technologie, mit deren Hilfe wir 
im Netz so was feststellen können? Wie kriegen wir das abgeglichen zu: „Kein totaler 
Überwachungsstaat, aber die Sachen feststellen“? – Das ist die Frage, über die die 
Politik schon ewig streitet. Die ist auch nicht leicht zu beantworten. Ich habe auch nicht 
die Antwort, wie wir das morgen machen können, weil es politisch und rechtlich sehr 
schwierig ist. Ich bin mir nicht sicher, ob man überhaupt für irgendeinen dieser Wege 
politisch eine Mehrheit in irgendeinem Parlament bekommt. Bisher höre ich immer nur, 
was man da nicht machen darf. Ich habe wenig Bereitschaft gehört, dass es die geben 
kann. 

Da kommt man an Fragen der KI usw. nicht vorbei, wenn man sagt: Die Menge der 
Daten im Netz kann man sich mit Manpower alleine nicht anschauen. Dafür gibt es da 
zu viel. – Darum kann man nie ausschließen, dass irgendwer, der nachher straffällig 
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wird, auch vorher schon mal was gemacht oder gesagt oder geschrieben hat. Das 
können Sie nicht ausschließen.  

(Christina Kampmann [SPD]: Aber in diesem Fall hätte man es sich 
angucken können!) 

– Wann denn? 

(Zuruf von Christina Kampmann [SPD]) 

– Frau Kampmann, Sie sind ein normaler Mensch. Der war auch ein normaler Mensch. 
Zu dem gab es keine Aktenlage, keinen Hinweis, keinen Verdacht. Gar nichts. Also 
guckt man nicht, was der im Netz schreibt. Wir gucken doch auch nicht, was Sie im 
Netz schreiben.  

(Christina Kampmann [SPD]: Aber nach der Tat doch!) 

– Ja, nach der Tat. Einverstanden. 

(Christina Kampmann [SPD]: Und danach habe ich gefragt!) 

Dann Punktlandung. Dann muss ich Ihnen sagen: Natürlich wird das jetzt nach der Tat 
gemacht. Ganz intensiv. Das ist doch logisch. Das habe ich aber eben auch schon mal 
beantwortet, um es ehrlich zu sagen. Ich habe Ihnen gesagt: Das wird gemacht. Wir 
haben 150 Leute im Einsatz. Das BKA ist im Einsatz, das LKA ist im Einsatz.  

Wenn die jetzt was finden, werden die das zusammentragen, und dann wird der Ge-
neralbundesanwalt das auswerten. Dann werde ich das erfahren, wenn ich Glück 
habe, und die Öffentlichkeit auch. Ich sage Ihnen mal ein Beispiel. Wenn die irgend-
welche Hinweise finden, wo der Mann irgendwas gemacht hat und über diesen Hin-
weis auf die Idee kämen, zu beweisen: „Da gibt es noch einen zweiten, einen dritten, 
einen fünften oder sogar ein Netzwerk“, dann wären die bescheuert, das jetzt öffentlich 
zu machen, weil sie sich damit jede Möglichkeit der Aufklärung kaputtmachen. 

Das ist das, was mich an diesen Nachfragen … Die verstehe ich. Ich will die ja auch 
beantwortet haben. Aber ich habe mittlerweile begriffen: Wenn man darauf besteht, 
die zu beantworten, gefährdet man Ermittlungsergebnisse. Darum bin ich da viel zu-
rückhaltender und bitte darum, dass Sie das einsehen und nachvollziehen können. Die 
Auskunft, selbst wenn der Generalbundesanwalt sie geben würde und wir sie öffentlich 
machen würden, würde uns jetzt nicht viel helfen, aber gefährden können. Das muss 
nicht sein. Vielleicht gibt es ja gar nichts. Wir stochern ja im Moment alle im Nebel. 
Das könnte sein; es kann auch nicht sein. 

Noch mal, ich wiederhole: Es kann auch sein, dass er schon radikalisiert hier ange-
kommen ist. Ich kann das nicht beurteilen. Das könnte höchstens jemand beurteilen, 
der den gesehen hat. Aber wenn dem das aufgefallen wäre, hätte er es wahrscheinlich 
den Sicherheitsbehörden gemeldet – hoffentlich. Wenn nicht, haben wir Pech gehabt. 
Insofern sind da ganz viele „Wenn“ drin.  

Diese Moschee, die da auftaucht. Die Moschee in Solingen, von der die Rede ist, ist 
bei uns nicht unter Beobachtung. Ich kann das auch mal genau sagen. Wir haben 
hinsichtlich der Aktivitäten dieser Moschee des Islamischen Zentrums in Solingen und 
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hinsichtlich der Aktivitäten des VIKZ in der Konrad-Adenauer-Straße keine Informatio-
nen. Die rechtlichen Voraussetzungen für eine öffentliche Bewertung der genannten 
Moschee durch den Verfassungsschutz liegen nicht vor. Das schließt nicht aus, dass 
einzelne Personen darin verkehren, die einen solchen Verdacht nicht nur unterstützen, 
sondern ihn auch bestätigen. Die wissen genau, wie kompliziert das ist, was der Ver-
fassungsschutz beobachten darf, was der sagen darf, was er öffentlich sagen darf. Da 
gibt es keine zugänglichen Informationen, die uns hier weiterhelfen würden.  

Natürlich werden diese Fragen, die Sie gestellt haben, von den Leuten, die sich im 
Moment darum kümmern, alle behandelt. Da können Sie ganz sicher sein. Irgendwann 
wird es darauf eine Antwort geben, die hilfreich ist, oder es wird die Antwort geben: 
Wir haben keine Informationen. – Aber das wird nicht vorher öffentlich gemacht.  

Selbst, wenn das in den Zeitungen steht und selbst wenn, Frau Kollegin, das richtig 
wäre, werde ich es nicht bestätigen können, weil ich damit die Ermittlungen gefährde. 
Darum müssen manche, die Berichterstattung machen, sich mal überlegen, ob das 
alles so klug ist. Ich verstehe das. Dieser Wettbewerb der Nachrichtenwelt: „Wer ist 
der Erste, der Beste, der die neuesten News hat?“, führt dazu. Aber ich sage, es ist 
schön, dass wir dann was erfahren. Vielleicht ist es richtig, vielleicht ist es falsch. Na-
türlich werden die Mitbewohner auch genau angeschaut. Glauben Sie, nur der von der 
Zeitung geht da rein und redet mit den Mitarbeitern? Aber es ist klug, solche Informa-
tionen nicht öffentlich zu machen, bevor man sie nicht abgleichen kann und weiß: „Was 
ist dran?“, weil es sein kann, dass da noch mehr Notwendigkeiten existieren. 

Dieser berühmte Polizist, der jetzt verängstigt durch die Gegend läuft. Frau Kollegin, 
erste Feststellung: Die Radikalität in der Gesellschaft ist heute vielleicht gefährlicher. 
Vielleicht ist sie auch nicht gefährlicher. Ich kann mich an Zeiten erinnern, als ich zu-
mindest schon auf der Welt war, in denen die Gefahr „RAF“ hieß. Da waren die Poli-
zisten extrem gefährdet, um es mal klar zu sagen, und nicht nur die Polizisten, sondern 
auch die übrigen Menschen, denn keiner wusste, wo welcher Anschlag stattfindet. So 
zu tun, als hätte es das noch nie gegeben, ist neu. Polizistinnen und Polizisten wissen 
exakt: Das ist kein Job, bei dem es um die Frage geht: Welche Beförderung könnte 
ich bekommen?“, sondern da geht es um die Frage: „Wie erledige ich die Aufgabe, 
und wie sichere ich mich?“. 

Lassen Sie sich bei einer Gelegenheit informieren, wie viel Aufwand Polizei betreibt, 
um Polizistinnen und Polizisten zu schulen, Eigensicherung zu betreiben, wie viel Auf-
wand wir betreiben und in den letzten Monaten und Jahren betrieben haben, um die 
möglichst sicher auszustatten. Wir schaffen die tollen Westen an und haben dann den 
SEK-Beamten, der trotzdem getroffen und erschossen wird. 

Ja, das ist eine zentrale Frage. Das weiß jeder von denen, die dabei sind. Ich bin 
sicher: Deswegen gehen die auch sorgfältig miteinander um. Noch mal, ich habe es 
eben schon mal by the way angedeutet: Natürlich haben wir alle sensibilisiert, dass die 
Zeiten jetzt etwas angespannter sind, weil die Gefahr in solchen Zeiten immer groß ist, 
dass es Nachahmungstäter gibt, die unterwegs sind. Da unterscheiden wir uns wahr-
scheinlich grundsätzlich. Ich glaube, es ist jetzt die Zeit, den Menschen zu sagen: „Es 
gibt eine Gefahr“, aber gleichzeitig auch zu erklären: Wir mühen uns, und wir kommen 
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auch ganz gut voran. Die meisten Gefahren haben wir im Griff, aber wir können euch 
keine totale Sicherheit vorgaukeln, weil es die nicht gibt. – Das ist die eine Sicht. So 
mache ich das.  

Es gibt andere Leute in dieser Gesellschaft, die sagen: Es gibt Gefahren. Ihr müsst Furcht 
haben. Es ist alles fürchterlich. Am besten wählt ihr die ganzen Typen ab und … – Die 
Geschichte erzähle ich nicht zu Ende. Sie müssen irgendwann auch eine Antwort ge-
ben auf die Frage: Was kann man besser machen? Wie kann man mehr Sicherheit 
schaffen? – Wir haben Razzien. Von einer Seite wird gesagt, es ist Unsinn, die Raz-
zien im Ruhrgebiet zu machen. Andere sagen: Wir fühlen uns sicherer, wenn die Poli-
zisten da sind. – Für beides gibt es gute Argumente. 

Aber da muss man sich entscheiden: Was machen wir? – Den Aufwand, den wir an 
mehr Präsenz von Polizei in Nordrhein-Westfalen in den letzten Jahren betrieben ha-
ben, können Sie an der Zahl ablesen, dass wir über 17.000 Leute neu eingestellt ha-
ben. Das reicht wahrscheinlich immer noch nicht, weil es immer noch einen Anschlag 
geben kann, ich den nie verhindern kann, ich damit lebe und es mich auch total unruhig 
macht, weil ich genau weiß, dass ich mich um möglichst viel Sicherheit kümmern muss. 
Jeder Polizist weiß, dass er sich darum kümmern muss, und jeder weiß gleichzeitig: 
Hundertprozentig kriege ich das leider niemals hin, weil die Welt so ist wie sie ist.  

Wenn ein solcher Vorgang wie jetzt dazu führt, dass man guckt: „Wo ist noch eine 
Lücke, und zwar eine Lücke, die man wirklich schließen kann und nicht nur eine, die 
man sich wünscht?“, dann sage ich Ihnen, bin ich dabei. Jeder kluge Vorschlag wird 
sorgfältig geprüft, und wir sind auch kräftig dabei. Ich glaube nur, dass wir nach der 
Phase „mehr und besser ausstatten; mehr Polizisten“, jetzt die Frage beantworten 
müssen und nicht mehr daran vorbeikommen: „Was müssen wir am Recht ändern, 
damit Polizisten bessere Arbeitsbedingungen haben?“, damit das ein kleines bisschen 
besser wird und damit wir frühzeitiger an Daten kommen. 

Zur Opferhilfe will ich Ihnen nur mitteilen, damit ich es nicht vergesse: Es waren ins-
gesamt 19 Kräfte vor Ort, die sich gekümmert haben, von Notfallseelsorgern bis zu 
Kräften der Feuerwehr, des Rettungsdienstes, PSNV. Alles, was an Bord war aus nah 
und fern, war da. Die haben einen super Job gemacht. 

Die Frage, ob die fremdsprachlich unterwegs waren, kann ich Ihnen nicht beantworten, 
aber ich habe von keinem eine Klage gehört.  

Am Ende ist das ja nur die Erstversorgung. Danach geht das in die Zuständigkeit der 
Opferschutzbeauftragten. Ich bin ganz sicher – ich weiß es nicht, aber die Fälle waren 
alle so –, dass man sich sehr sorgfältig darum kümmert. Ich habe auch noch nirgendwo 
gehört, dass da ein Problem ist, und wenn, dann können wir das garantiert lösen. Da 
bin ich also eher positiv gestimmt.  

Am meisten Sorge macht mir: Fragen stellen ist das eine. Antworten finden, die man 
auch realisieren kann, ist notwendig. Ansonsten erweckt man Erwartungen, die man 
wieder nicht erfüllen kann. 
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Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Ich will noch mal eines deutlich machen: Ich 
habe vorhin ausgeführt, man könnte jetzt diesen Fall für eine Verkettung unglücklicher 
Umstände, für ungünstige Zufälle halten. Aber, ganz klar, es handelt sich hierbei nicht 
um unglückliche Umstände, sondern es handelt sich hierbei darum, dass das System …  

Und das führt dann auch zu der Frage: Ist es eigentlich in anderen Mitgliedstaaten 
auch so, dass die wie wir hier restriktive Überstellungsbedingungen mit Bulgarien ha-
ben? Ja, das ist das Problem. Deswegen kommen ja bundesweit diese Zahlen so zu-
stande, wie sie zustande kommen, dass nämlich viele Überstellungen faktisch nicht 
durchgeführt werden können, weil die Länder jeweils die Überstellungsbedingungen 
deutlich machen. 

Nur der Bund könnte mit den Ländern in weitere Gespräche gehen, um darüber zu 
verhandeln, ob es nicht auch andere Überstellungsmöglichkeiten und -modalitäten ge-
ben könnte, insbesondere dort, wo viele Rücküberstellungen eigentlich angezeigt wä-
ren, dort, wo auch viele Rücküberstellungsgesuche seitens der jeweiligen Länder wie 
auch im Fall von Bulgarien … Bulgarien akzeptiert viele Rücküberstellungsgesuche. 
Aber dass sie faktisch dann auch durchgeführt werden, damit dann das Asylverfahren 
im zuständigen Land, nämlich Bulgarien, durchgeführt werden kann, das passiert so 
eben nicht, weil die Modalitäten so sind, wie sie sind. Darauf hat das Land keinen 
Einfluss.  

Noch mal zu der Frage von Steuerung und dazu, welche Möglichkeiten man noch ge-
habt hätte, beispielsweise über die ZUR zu gehen. Ich finde es sehr sinnvoll, dass es 
mit der ZUR eine Einrichtung gibt, die noch mal die Länder bei unterschiedlichen Din-
gen weiter unterstützt, die aber keine Flugbuchungsplattform ist und für die grundsätz-
lich Dublin-Überstellungen kein Themenbereich sind. Es ist trotzdem gut und richtig, 
dass wir mit der ZUR eine Institution haben, die beispielsweise auch beim Thema der 
Gefährder und der schweren Straftäter mit unterstützt, ein Bereich, der natürlich immer 
prioritär behandelt wird, im Übrigen auch von Nordrhein-Westfalen, denn Nordrhein-
Westfalen hat bei der Rückführung von Gefährdern und sicherheitsrelevanten Perso-
nen bundesweit die meisten Rückführungen dieses Personenkreises.  

(Justus Moor [SPD]: Das ist das größte Bundesland!) 

– Natürlich sind wir das größte Bundesland. Wir haben mit Abstand die meisten Rück-
führungen, was das angeht, im Übrigen auch bei den Rückführungen generell von 
Menschen, die nicht sicherheitsrelevant oder Gefährder sind, auch über das Maß hin-
aus, dass Nordrhein-Westfalen das größte Bundesland ist. Dementsprechend werden 
wir schwieriger Umstände zum Trotz natürlich weiterhin versuchen, diese Dinge durch-
zusetzen. Das gilt im Übrigen auch für die Rücküberstellungen. 

Dann will ich auch noch einmal darauf hinweisen: Die Person galt nicht als flüchtig, 
und es gab zu diesem Zeitpunkt keine sicherheitsrelevanten Erkenntnisse bei den Aus-
länderbehörden oder in unserem Haus. Das wären mögliche Haftgründe gewesen. 
Haftgründe müssen dann richterlich geprüft werden, stehen unter Richtervorbehalt und 
müssen verhältnismäßig sein.  
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Natürlich bekommen auch Personen, die einmal bei einer Rücküberstellung nicht an-
getroffen werden konnten, grundsätzlich weiter beispielsweise Taschengeld, weil das 
geltende Rechtslage ist. Und eine Person, die einmal in der Einrichtung nicht angetrof-
fen worden ist, gilt auch noch nicht als flüchtig. Ausweislich des Buchungssystems war 
sie ja auch nicht untergetaucht. 

Konnte man zum damaligen Zeitpunkt die Räume durchsuchen? Nein, konnte man 
nicht. Natürlich liegt immer die Frage nahe, wenn man eine Person in den eigenen 
Räumlichkeiten nicht antrifft, ob sie möglicherweise in anderen Räumlichkeiten der 
Einrichtung ist. Aber vor dem Inkrafttreten des Rückführungsverbesserungsgesetzes 
gab es die rechtlichen Möglichkeiten nicht, andere Räumlichkeiten zu betreten. Das 
heißt, an dieser Stelle ist eine rechtliche und gesetzliche Veränderung vorgenommen 
worden, die nicht zwangsläufig in diesem Fall dazu geführt hätte, dass die Person auch 
hätte aufgegriffen werden können. Aber sie hätte die Möglichkeit eröffnet, auch weitere 
Räumlichkeiten innerhalb der Einrichtung zu durchsuchen. 

Wir hatten zum damaligen Zeitpunkt keine sicherheitsrelevanten Erkenntnisse. Dem-
entsprechend sind natürlich an vielen Stellen auch einfach die Verfahrensabläufe so 
gelaufen, wie das in Dublin-Überstellungen üblich ist. Um das noch mal zu unterstrei-
chen: Das ist in diesem Fall keine Verkettung ungünstiger Umstände, sondern es zeigt 
sich hier sehr deutlich, dass dieses System in seiner Komplexität und in den unter-
schiedlichen Dingen, die zusammenwirken müssen, eben auch die Frage der Möglich-
keiten und Modalitäten der Rücküberstellung, ein grundsätzliches Problem ist, das jetzt 
angegangen werden muss. 

Auch daran müssen die Ebenen gemeinsam arbeiten. Wir als Land sind natürlich be-
reit, unseren Beitrag in unserem Verantwortungsbereich zu tun, beispielsweise durch 
die weitere Stärkung der ZAB bei Rückführungen. Eines der grundsätzlichen Hinder-
nisse ist beispielsweise eine mangelnde Identitätsklärung. Das ist oftmals ein Abschie-
behindernis. Hinzu kommen Schwierigkeiten und Herausforderungen, die bei Passer-
satzpapierbeschaffung oder Passbeschaffung bestehen. Dabei unterstützt die ZAB die 
kommunalen Ausländerbehörden, und wir haben sie auch mit zusätzlichen Befugnis-
sen ausgestattet, damit sie eben zur Identitätsklärung und zur Unterstützung für die 
kommunalen Ausländerbehörden in diesem Bereich auch Datenträger auslesen kön-
nen.  

Dementsprechend haben wir schon viele Maßnahmen ergriffen. Trotzdem ist es rich-
tig, weiter darüber zu sprechen, welche zusätzlichen Maßnahmen ergriffen werden 
müssen. 

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Frau Ministerin. – Es ist 14:37 Uhr. Der 
Ausschuss ist einberufen bis 15:00 Uhr. Ich habe jetzt noch fünf Personen, die eine 
Wortmeldung angemeldet haben. Es ist von jeder Fraktion eine Person dabei. Ich 
würde die Rednerliste dann auch schließen wollen und darf darum bitten, die Fragen 
sehr prägnant zu stellen, damit auch noch eine Reaktion seitens der Landesregierung 
möglich ist.  
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Dorothea Deppermann (GRÜNE): Ich möchte daran anknüpfen, was Sie vorhin ge-
sagt haben, Herr Reul, dass es wichtig ist, Informationen zusammenzutragen, die uns 
dabei helfen können, zu eruieren, welche Maßnahmen wir brauchen, um die Wahr-
scheinlichkeit für einen weiteren Anschlag zumindest zu reduzieren. Deshalb finde ich 
es gut, noch mal in die Sachlage zu gucken, was wir in Bezug auf IS und in Bezug auf 
Vernetzung wissen. Daher würde mich interessieren, welche Erkenntnisse Sie dazu 
haben, wie diese Tat, dieser Anschlag in den sozialen Netzwerken von der salafisti-
schen Szene, aber auch von der rechten Szene kommentiert wird, und welche Er-
kenntnisse Sie haben zu weiteren beteiligten Personen, die gegebenenfalls den mut-
maßlichen Täter unterstützt haben könnten, beraten haben könnten oder sonst wie vor 
oder nach der Tat begleitet haben könnten. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): So ganz kurz kann ich es nicht machen. – Frau Kollegin 
Seli-Zacharias, als ich 1993 die Ausbildung bei der Polizei gemacht habe, ist mir unter 
anderem in einem mündlichen Fachgespräch die Frage gestellt worden, was ich denn 
im Streifendienst machen würde, wenn jemand mit einem Messer vor mir stehen 
würde. Ich habe damals gesagt, dass ich von der Schusswaffe Gebrauch machen 
würde, und habe dann die rechtlichen Einzelheiten thematisiert. Ich bin damals noch 
gefragt worden: Wäre es nicht verhältnismäßiger, man würde sich zurückziehen, um 
zu deeskalieren? Darauf habe ich geantwortet: Das ist mit meinem Staatsverständnis 
nicht vereinbar, wenn ein Messerangreifer einen Staatsbediensteten angreift, dass 
sich die Polizei dann zurückzieht, weil das auch mit Blick auf die Außenwirkung eher 
problematisch ist, sondern ich würde im Notfall dann auch von der Schusswaffe Ge-
brauch machen, wenn er nicht vom Messer ablassen würde.  

Ich war im ersten Jahr im Streifendienst und hatte schon den ersten Widerstand. Auch 
im ersten Jahr hat schon ein 14-Jähriger in meinen Pistolenlauf geguckt, weil er ein 
Straftäter war und weil er ganz heftig Straftaten begangen hat und gegenüber der Po-
lizei aufgetreten ist. Also, es war auch schon 1993 sehr, sehr problematisch.  

Wir haben heute mit den vielen Messerattacken eine andere Qualität. Da sind wir bei-
einander. Das ist ganz zweifelsfrei so. Aber es war auch damals schon problematisch. 
Insofern würde ich es mir wirklich wünschen, dass wir jetzt gemeinsam zukunftsorien-
tiert gucken und uns eben nicht weiter streiten. Wir streiten uns eigentlich schon min-
destens seit 2017, seitdem ich dabei bin.  

Wir haben schon seit 2017 oft über Abschiebungen und über Probleme bei Abschie-
bungen diskutiert, nicht nur mit Blick auf den leider letzten konkreten tragischen Ter-
roranschlag, über den wir jetzt gerade hier diskutieren. Ich bin Marc Lürbke sehr dank-
bar, dass er eben noch einmal angesprochen hat, wirklich über die Ursachen zu dis-
kutieren. Das sollten wir dann auch wirklich alle gemeinsam tun. Wir sollten auch über 
konkrete gemeinsame Maßnahmen diskutieren. Da möchte ich einfach mal welche 
hier in den Raum stellen, über die wir nicht heute diskutieren müssen, sondern gerne 
in der Zukunft.  

Abschiebungen scheitern sehr oft, weil die Identität nicht feststeht. Auch heute, im Jahr 
2024, reisen viele Menschen in die Europäische Union ein, ohne dass die Identität 
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zweifelsfrei festgestellt wird. Wir haben Probleme bei den Abschiebungen, weil bei der 
Einreise die Identität nicht zweifelsfrei festgestellt wird. Wir müssen über Einreisen reden. 
Wir müssen darüber reden, was an den Grenzen getan werden muss. Frontex hat sich 
nicht bewährt. Wir haben keinen effektiven Grenzschutz an den EU-Außengrenzen. 
Darüber müssen wir diskutieren.  

Und wir müssen, was Frau Ministerin Paul gesagt hat, über das Dublin-System disku-
tieren, das sich ebenfalls nicht in der Form bewährt hat. Es kann nicht sein, dass ein 
Staat, der für einen Menschen verantwortlich ist, in dem Fall Bulgarien, dem Staat, in 
dem sich der Mensch befindet, in kleinster Art und Weise aufoktroyiert, unter welchen 
Voraussetzungen er überhaupt den Menschen zurücknehmen würde. Es ist eine Ver-
pflichtung, ihn zu nehmen. Eigentlich müsste man es vom System her umkehren. 
Wenn jemand einen Asylantrag in einem Land gestellt hat, ist das Land ohne weitere 
Voraussetzungen verpflichtet, ihn zurückzunehmen. Es kann nicht sein, dass wir da-
von abhängig sind, dass das Land kooperiert, sondern es muss denjenigen zurück-
nehmen.  

Das sind die Dinge, über die wir wirklich diskutieren müssen.  

(Silvia Gosewinkel [SPD]: Wo sind die Fragen?) 

Wenn wir insgesamt gemeinsam effektiv Terrorismus bekämpfen wollen, dann können 
wir natürlich über Personal, Technik und auch Befugnisse diskutieren. Aber dann las-
sen Sie uns auch das bitte sehr, sehr konkret machen. Ich habe bis heute noch nie-
manden gehört, der mal klar benannt hat, wie viel Personal bei den Sicherheitsbehör-
den ausreichend ist oder nicht ausreichend ist. Ich habe noch niemanden gehört, der 
mit Blick auf die Technik gesagt hat, was er unterstützen würde oder nicht, Stichwort 
„der Einsatz von Künstlicher Intelligenz“. Und das gilt erst recht für die Befugnisse.  

Da würde ich mir wünschen, dass wir wirklich konkret über die notwendigen Maßnah-
men diskutieren. Ein paar Stichworte sind schon gefallen: … 

Vorsitzende Angela Erwin: Herr Kollege, ich darf Sie bitten, zum Ende zu kommen. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): … Onlinedurchsuchung, Quellen-TKÜ, Schleierfahn-
dung, aber auch Vorratsdatenspeicherung.  

Und wir müssen auch mal wirklich über den Datenschutz reden, der nur in Deutschland 
Täterschutz ist. Das ist ein ganz wesentlicher Aspekt, auch gerade bei der Bekämp-
fung des Terrorismus. Denn das muss doch unser Kernanliegen sein und nicht der 
Streit über die Frage, wann wer was falsch gemacht hat.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herr Kollege. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): Insofern würde ich Sie bitten ... Da würde ich jetzt ab-
schließend meine Frage an Frau Ministerin Paul stellen, wie ihre Erkenntnislage im 
Hinblick auf das ist, was ich gerade angesprochen habe: Gibt es Bestrebungen der 
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Bundesrepublik Deutschland, auch das, was auch Sie dargestellt haben mit Blick auf 
das Dublin-System, zukünftig zu verändern, um da zu einem anderen Verfahren zu 
kommen?  

Marc Lürbke (FDP): Ich versuche, es ein bisschen kürzer zu machen. 

Ich habe dreieinhalb Fragen.  

Die erste, Frau Ministerin Paul: Wann – ich habe es vielleicht einfach nur überhört – 
waren Sie denn jetzt in Solingen?  

(Hartmut Ganzke [SPD]: Die Antwort kennen wir doch alle!) 

Was hatten Sie uns dazu ausgeführt?  

Dann die nächste Frage an Sie. Es stellt sich schon die Frage, warum die Ausländer-
behörde den mutmaßlichen Attentäter erst im Juni 2023 aufgesucht hat, obwohl schon 
seit Februar klar war, dass er kein Bleiberecht hat. Meine Frage ist: Wann wird eigent-
lich die ZAB über die Zustimmung von Bulgarien über die Rücknahme informiert? Wie 
läuft das in der Praxis? Erfolgt das digital, oder warten die auf ein Schreiben mit dem 
Poststempel? Wie war das hier konkret?  

Nächste Frage, Nachtzeitverfügung. Dazu gab es jetzt mehrere Nachfragen. Ich habe 
Sie so verstanden, Sie meinten, das wäre nicht verhältnismäßig. Meine Frage: Warum 
ist das eigentlich nicht verhältnismäßig?  

Die letzte Frage. Darüber haben wir noch gar nicht gesprochen, wenn ich das richtig 
notiert habe, nämlich über die anwaltliche Vertretung. Der mutmaßliche Attentäter war 
offensichtlich bestens informiert über seine Rechte und Möglichkeiten und auch über 
mögliche Lücken im System. Haben Sie Kenntnisse darüber, wer ihn beraten hat? In 
den Medien stand ja eine Anwältin aus Dresden. Haben Sie irgendwelche Informatio-
nen, wie da der Kontakt erfolgt ist, und wer macht eigentlich diese Beratungen in Biele-
feld und Paderborn? 

Markus Wagner (AfD): Gerade wurde auch vonseiten der CDU mehrfach über die 
Bedeutung von Abschiebungen gesprochen. Das höre ich zwar gerne, aber es ist doch 
Ihr Ministerpräsident, der stellvertretend für die Koalition deutlich gemacht hat, dass 
Abschiebungen in NRW keine Priorität besitzen. Das ist doch eine Tatsache, und das 
merkt man auch, wenn man sich die Regierungserklärungen des Ministerpräsidenten 
ansieht: In den Regierungserklärungen vom 3. November 2021, vom 28. Juni 2022 
und vom 13. Dezember 2023 findet sich zu Kriminalität und Abschiebung kein Wort.  

Und auch, wenn sich Clankriminelle in Essen bürgerkriegsähnliche Zustände liefern, 
die nicht durch unsere Staatsmacht beendet werden, sondern durch einen islamischen 
Friedensrichter, dann hat Herr Wüst zu diesem staatlichen Offenbarungseid nichts zu 
sagen.  

Zumindest am 16. Dezember 2021, dem fünften Jahrestag des Terroranschlags am 
Breitscheidplatz in Berlin, hat er etwas gesagt: Herr Wüst hat Fehler eingeräumt, 
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„Fehler auch im Verantwortungsbereich von Behörden innerhalb unseres 
Landes. Es ist nicht gelungen, den Attentäter außer Landes zu bringen oder 
vor der Tat festzusetzen. […]. Wir müssen aus Fehlern lernen, und wir ha-
ben gelernt.“ 

Im vorliegenden Fall ist es nicht gelungen, den Attentäter außer Landes zu bringen 
oder vor seiner Tat festzusetzen. Was haben Sie denn nun gelernt? Wie äußert sich 
denn das Lernen, das Herr Wüst so toll beschrieben hat? 

Neben der Frage nach der IS-Flagge, auf die ich noch keine Antwort erhalten habe, 

(Minister Herbert Reul [IM]: Doch!) 

habe ich eine weitere Frage an den Herrn Minister. Der Täter aus Solingen soll in zwei 
Moscheen, dem Islamischen Zentrum und dem VIKZ, gebetet haben. Den Sicherheits-
behörden liegen keine Erkenntnisse zu diesen Glaubensstätten vor. Herr Minister, pla-
nen Sie auf Grundlage der Tatsache, dass dort ein Terrorist ein- und ausgegangen ist, 
zu prüfen, was dort gebetet wird? Das würde mich brennend interessieren. 

Thorsten Klute (SPD): Frau Ministerin Paul, da nun schon zwei Gelegenheiten nicht 
genutzt wurden, um zu sagen, wann Sie nach dem Anschlag in Solingen waren – es 
wurde gerade schon nachgefragt; vielleicht habe auch ich es überhört, und möglicher-
weise waren Sie noch nicht da – und weil man als Ministerin auch am Wochenende im 
Dienst, stelle ich die Frage: Wo waren Sie am Samstag, den 24. August, am Sonntag, 
den 25. August, und am Montag, den 26. August? 

Minister Herbert Reul (IM): Ich mache es schnell. Der islamistische Bereich ist im 
Netz relativ ruhig, der rechtsextreme Bereich hingegen ist sehr mobil. Da geht die Post 
ab, und da wird dieser Anschlag nicht für eine sachlichen Debatte genutzt, um besser 
zu werden, sondern, um die Bevölkerung aufzuhetzen.  

(Thorsten Klute [SPD]: Richtig!) 

Das meinte ich eben: Das ist eine Katastrophe und sehr gefährlich.  

(Sven Wolf [SPD]: Absolut!) 

Wir alle müssen aufpassen, dazu nicht noch eine Hilfeleistung zu geben, und sei es 
auch nur indirekter Art, obwohl wir es überhaupt nicht wollen. Sachlichkeit und Nüch-
ternheit sind angesagt.  

Für Abschiebungen bin ich nicht zuständig. Da Sie aber den Ministerpräsidenten an-
gesprochen haben, sage ich Ihnen: Der Herr Ministerpräsident hat recht. Es ist nicht 
so, dass das keine Rolle spielt, aber zu glauben, dass die Frage, über die wir diskutiert 
haben, allein durch eine Abschiebung zu lösen ist, ist Unsinn; das ist nicht möglich. 
Wir müssen bei Abschiebungen immer noch besser werden. Wir sind in Nordrhein-
Westfalen verdammt gut, übrigens nicht nur in der jetzigen Regierung. Der Vorgänger 
hat auch ordentlich gearbeitet, soweit ich das weiß, und insofern, Herr Lürbke, muss 
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da überhaupt kein Disput entstehen. Es bleibt aber immer ein Problem, dass die Quan-
titäten, um die es hier geht, mit Abschiebungen allein nicht gelöst werden können.  

Noch einmal zu Herrn Wagner. Ich habe keine Ahnung, ob da eine Flagge gehangen 
hat oder nicht. Wir haben keine Meldung vorliegen. Ich habe einen Zeitungsartikel vor-
liegen, in dem jemand behauptet, gesehen zu haben, dass da eine Flagge gehangen 
habe, die dann wieder weg gewesen sei. Das alles wird aber natürlich gecheckt, weil 
es eine wichtige Frage ist. Aber selbst wenn die Ermittler heute schon herausbekom-
men hätten, dass die Flagge dort gehangen hat, würde ich es ihnen nicht sagen, weil 
das die Ermittlungen gefährden würde.  

Genauso ist es bei den Moscheen. Glauben Sie im Ernst, dass ich Ihnen jetzt nicht 
darauf antworte, ob wir uns die Moscheen jetzt anders angucken als vorher, weil ich 
es Ihnen nicht sagen will oder weil wir faul sind und nichts tun? Ich sage es nicht, weil 
wir klug sind.  

(Enxhi Seli-Zacharias [AfD]: Ah!) 

Wenn man sich um solche Fragen kümmert, dann sollte man es möglichst nicht in der 
Zeitung ankündigen. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Um das klar zu erklären: Ich habe natürlich 
auch mit Oberbürgermeister Tim Kurzbach Kontakt aufgenommen. Um Ihre Frage klar 
zu beantworten: Ich war am Sonntagvormittag auf einer Gedenkveranstaltung im fran-
zösischen Maillé zum 80. Jahrestag der Zerstörung dieses Ortes durch die deutsche 
Wehrmacht, bei der ich gesprochen habe und bei der auch Vertreter der französischen 
Regierung zugegen waren. Unmittelbar danach habe ich die Reise abgebrochen, bin 
nach Deutschland zurückgekehrt, habe das Kabinett schon auf dem Weg in einer Vi-
deoschalte über die mir zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Erkenntnisse informiert, ge-
nau wie Minister Reul informiert hat, und habe natürlich sofort gemeinsam mit dem 
Haus sowie der Fachabteilung die Sachverhaltsaufklärung begonnen. 

Noch einmal zu den konkreten Sachfragen: Das BAMF hat am 20.03.2024 die Zustim-
mungserklärung aus Bulgarien erhalten und diese gemeinsam mit der Anordnung zur 
Vollziehbarkeit der Überstellung am 16.03.2024 an die ZAB in Bielefeld übersandt. Die 
Überstellungsfrist von sechs Monaten began allerdings mit dem 20.03.2024. Das 
heißt: An dieser Stelle gingen schon erste Wochen ins Land. Deshalb ist es so wichtig, 
genau über diese Schnittstellen und darüber zu sprechen, ob es nicht sinnvoller wäre, 
das in einer Hand durchzuführen. 

Verzeihung: Am 20.02.2024 gab es die Zustimmungserklärung Bulgariens, und am 
16.03.2024 ist die Zustimmungserklärung zusammen mit der Anordnung der Vollzieh-
barkeit an die ZAB Bielefeld übersandt worden. Die Frage der … 

(Marc Lürbke [FDP]: Vorher hatten sie nichts digital erhalten?) 

– Vorher hatten sie sie meines Wissens und laut dem, was uns seitens der ZAB in 
Bielefeld berichtet wurde, nicht. Vielmehr haben sie die Zustimmungserklärung 
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Bulgariens gemeinsam mit der Anordnung der Vollziehbarkeit am 16.03.2024 erhalten. 
Die ZAB in Bielefeld ist dann tätig geworden und hat die Flugbuchung vorgenommen. 

Zu der Frage nach der Verfügung: Natürlich hat sich jedes Instrument immer an der 
Frage der Verhältnismäßigkeit zu orientieren. Vor allem lautet die Frage aber, ob es 
das in dem jeweiligen Fall zielführende Instrument ist. In diesem Fall ist die Frage, ob 
eine mögliche Ankündigung mit dem Datum der Ordnungsverfügung das Risiko erhöht, 
dass eine Person dann nicht mehr anzutreffen ist, oder ob man sozusagen das Mo-
mentum hat, wenn man von diesem Instrument nicht Gebrauch macht und die Person 
das Datum dann eben nicht weiß. Das gilt es dann im Einzelfall abzuwägen. 

Abschließender Punkt ist die Frage, wie es auf europäischer Ebene geregelt werden 
muss. Wir alle haben die langen GeRS-Verhandlungen verfolgt. Allerdings sind die 
Dublin-Modalitäten nicht Kernbestandteil des GeRS-Rahmens, der zunächst einmal 
umgesetzt werden muss. Also wäre es zielführend, miteinander darüber in den Aus-
tausch zu kommen, ob die Dublin-Modalitäten über den Bund mit den einzelnen Staa-
ten, in denen einerseits Überstellungsmodalitäten möglicherweise besonders schwie-
rig und andererseits viele Überstellungsfälle vorhanden sind, weiter ausgehandelt und 
damit verbessert werden könnten. 

Vorsitzende Angela Erwin: Damit sind wir am Ende der Sitzung angekommen. Ich 
darf mich ganz herzlich bedanken, wünsche allen einen schönen Restnachmittag und 
eine gute Heimreise. Wir sehen uns morgen zur Sondersitzung des Plenums wieder. 
Die Sitzung ist geschlossen. 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 
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Düsseldorf, den 24. August 2024 

Beantragung einer Sondersitzung des Innenausschusses gemäß § 53 Abs. 2 der 

Geschäftsordnung des Landtages Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

gemäß § 53 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-Westfalen beantragt die Fraktion 

der FDP die Einberufung einer Sondersitzung des Innenausschusses zu dem Thema: 

Anschlag in Solingen: Tote und Schwerverletzte 

Am 23. August soll bei dem Fest zum 650. Geburtstag der Stadt Solingen ein bislang unbekannter 

Täter drei Personen mit einem Messer getötet und mindestens fünf weitere schwer verletzt haben.' 

Medienberichten zufolge sei der Innenminister noch in der Nacht zum Tatort geeilt. In der Nacht zum 

24. August soll die Fahndung mit einem Großaufgebot, einschließlich Spezialeinheiten und 

Hubschraubern, im Bereich Solingen intensiviert worden sein. 

Die brutale Tat bedarf vor dem Hintergrund der Einstufung der Tat als Anschlag einer öffentlichen 

Beratung. Die besondere Dringlichkeit bzw. Notwendigkeit einer Sondersitzung liegt in der Schwere 

der Tat sowie dem außerordentlich großen Interesse der Öffentlichkeit und des öffentlichen 

Bedürfnisses an der Aufklärung des zugrundeliegenden Sachverhalts. 

Wir bitten daher um Einberufung einer Sondersitzung des Innenausschusses nach § 53 Abs. 2 der 

Geschäftsordnung des Landtages Nordrhein-Westfalen, in welcher der Innenminister über aktuelle 

Erkenntnisse zu der Tat sowie über die Reaktion der Landesregierung berichtet. 

Mit freundlichen Grüßen 

Mar rbke MdL 

Julica Jungehülsing, Michael Schlieben und Johannes Süßmann in ZEIT ONLINE: "Messerangriff in 
Solingen: Was über den Anschlag auf dem Solinger Stadt fest bekannt ist" vom 24.08.2024, abgerufen unter: 
https://www. zeit .deigesel lscha füzeitgesc hehen/2024-0 8/so lingen-messerangri ff-ansch lag-was-i st-bekannt . 
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Beantragung einer Sondersitzung des Innenausschusses gern. § 53 Abs. 2 
Geschäftsordnung des Landtags NRW 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

gemäß § 53 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-Westfalen beantragt die 
Fraktion der AfD die Einberufung einer Sondersitzung — bei Ablehnung hilfsweise als Be-
richtswunsch. 

Terror in Solingen: 26 Jahre alter Syrer tötet drei Menschen — Deutschland in Gefahr, 
weil Politik und Justiz völlig versagen 

Eigentlich sollte das für drei Tage geplante und am 23. August 2024 gestartete 650 Jahre Stadt-
jubiläum in Solingen ausgerechnet unter dem Motto „Festival der Vielfalt" abgehalten werden. 
Es wurde jedoch direkt am ersten Tag für mindestens drei Menschen zur tödlichen Veranstal-
tung. Wieder ist Deutschland einem Anschlag ausgesetzt. Schon wieder hat der Täter ein Mes-
ser verwendet. Schon wieder handelt es sich um einen vermeintlichen Schutzsuchenden aus 
dem Nahen Osten. Und schon wieder reagiert die Politik hilf- und ziellos. 

Während des Festivals am Freitagabend um kurz nach 21:30 Uhr war auch der mutmaßliche 
26 Jahre alte Attentäter, Issa al Hasan, vor Ort. Bewaffnet mit einem Küchenmesser, streifte er 
durch die Zuschauerreihen. Das Messer hatte er zuvor in der nahen städtischen Flüchtlingsun-
terkunft an der Goerdelerstraße, in der er lebte, aus einem Messerblock entwendet. Wahllos, 
aber absolut gezielt, rammte er die 15 bis 20 Zentimeter lange Klinge in den Hals seiner Opfer. 
Eine 56 Jahre alte Frau sowie ein 56 Jahre und 67 Jahre alter Mann starben. Acht Menschen 
wurden verletzt, vier von ihnen schwer.' 

1 Vgl. https://www.bild.de/news/inland/solingen-die-mordwaffe-nahm-der-killer-aus-dem-messerblock-
66caead8e205d32766b766d8. 
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Im Polizeibericht wird ausgeführt, dass der mutmaßliche Täter nach Aussage eines Zeugen bei 
seinen Tathandlungen „Allahu Akbar" gerufen haben soll.' Diese Darstellung würde in den Kon-
text passen, wonach die Terror-Organisation Islamischer Staat die Messerattacke für sich be-
ansprucht habe.3

Der Tatverdächtige nutzte die aufkommende Panik der übrigen Zuschauer, um vom Tatort zu 
flüchten und dabei das Messer in eine Mülltonne zu werfen. Darüber hinaus warf er seine blut-
verschmierte Jacke, in der seine Geldbörse mit seinen Papieren war, weg. Er soll sich anschlie-
ßend nur wenige Meter von dem Asylheim in einem Hinterhof versteckt haben. Rund 26 Stunden 
nach seiner Tat verließ der mutmaßliche Täter am Samstagabend gegen 23 Uhr das Versteck 
am sogenannten Entenpfuhl und begab sich mit folgenden Worten zu einem Streifenwagen: 

„Ich bin der, den ihr sucht."4

Mittlerweile hat ein Ermittlungsrichter am Bundesgerichtshof Haftbefehl wegen des Verdachts 
der Mitgliedschaft in der Terrormiliz Islamischer Staat und wegen Mordes gegen den Syrer er-
lassen. 

Dieser Terrorakt ist ein weiteres schreckliches Ergebnis der seit Jahren desaströsen politischen 
Arbeit in unserem Land und zeigt schonungslos auf, wie der Staat erneut völlig versagt hat. Issa 
al Hasan ist vermutlich illegal aus der Türkei über den Landweg in Bulgarien eingereist und dort 
registriert worden. Von dort ist er wiederum unerlaubt weitergezogen und hat schließlich in 
Deutschland einen Asylantrag gestellt. Nachdem der deutsche Staat die Prüfung seines Asyl-
antrags zurückgewiesen hatte, weil Bulgarien nach dem Dubliner Übereinkommen für ihn zu-
ständig war, hielt er sich weiterhin in Deutschland auf. Der deutsche Rechtsstaat war nicht in 
der Lage, Issa al Hasan, einen mit Islamisten in Verbindung stehenden Mann, auszuweisen, 
obwohl Bulgarien einer Überstellung zugestimmt hatte. Nach Angaben der WELT, hat die zu-
ständige Ausländerbehörde Bielefeld versucht, den Syrer unangekündigt zur Abschiebung ab-
zuholen. Doch da dieser nicht angetroffen werden konnte, habe die Ausländerbehörde „nichts 
weiter unternommen". Dieses politische Versagen hat schließlich drei unschuldige Menschleben 
gefordert.5

Ich bitte die Landesregierung darum, über den Vorfall und die bisher bekannten Hintergründe 
ausführlich zu berichten. In diesem Zusammenhang bitte ich auch um Informationen über den 
Tatverdächtigen, den Tathergang, die Vorstrafen des Tatverdächtigen und Straftatbestände. 
Außerdem bitte ich um Informationen, welche Staatsbürgerschaften der Tatverdächtige besitzt, 
seit wann der Tatverdächtige im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft ist, Vornamen und 

2 Vgl. https://apollo-news.net/tter-von-solingen-soll-aus-moschee-bekannt-sein-und-allahu-akbar-geru-
fen-haben/. 
3 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westralen/anschlag-bei-stadffest-messer-terrorist-auf-dem-
weg-zum-bundesgerichtshof-66cb03b42e96240be0bb9539. 
4 Vgl. https://www.bild.de/news/inland/solingen-die-mordwaffe-nahm-der-killer-aus-dem-messerblock-
66caead8e205d32766b766d8. 
5 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/plus253177706/Solingen-Attentat-Anschliessend-habe-
die-Auslaenderbehoerde-aber-nichts-weiter-unternommen.html. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 60 -
 

APr 18/638
 Anlage 2, Seite 2



Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen und sonstige polizeiliche 
Erkenntnisse über den Tatverdächtigen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Mark 
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r 
SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An die 
Vorsitzende des Innenausschusses des Landtags 
von Nordrhein-Westfalen 
Frau Angela Erwin MdL 

An den 
Vorsitzenden des Integrationsausschusses des 
Landtags von Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Gregor Kaiser MdL 

— Per Email — 

Antrag auf Sondersitzung des Innenausschusses und des 
Integrationssauschusses gern. § 53 Abs. 2 GO LT 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

SPD 

25.08.2024 

die Mitglieder der SPD-Fraktion im Innenausschuss und im 
Integrationsausschuss beantragen gem. § 53. Abs. 2 GO LT eine unverzügliche 
Sondersitzung des Innenausschusses und des Integrationsausschusses mit 
dem Tagesordnungspunkt 
„Erkenntnisse der Landesregierung zum mutmaßlichen IS-Terroranschlag in 
Solingen". 
Im Sinne des allgemeinen öffentlichen Erkenntnisinteresses bitten wir darum, 
dass die beiden Sondersitzungen als gemeinsame Sitzung des Innen- und des 
Integrationsausschusses durchgeführt werden. 
Entsprechend der jüngsten Auslegung des Landtagspräsidenten bei der 
Terminierung von unverzüglichen Sondersitzungen gehen wir davon aus, dass 
die Sondersitzung der beiden Ausschüsse am übernächsten Werktag nach 
Einreichung der Beantragung stattfinden wird. 

Grund für die unverzügliche Einberufung der beiden Ausschüsse sind die 
schrecklichen Ereignisse am Freitag, 23. August 2024 in der Solinger Innenstadt. 
Bei einem Terrorangriff hat ein Mann drei Menschen getötet und weitere 
teilweise schwer verletzt. Bei dem mutmaßlichen Täter soll es sich um einen 

NRW 
Die Fraktion 

Christina Kampmann MdL 
Innenpolitische Sprecherin 

Platz des Landtags1 
40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2518 
Christina.kampmann@landtag.nrw.de 
www.spd-fra ktion-n rw.de 

Volkan Baran MdL 
Integrationspolitischer Sprecher 

Platz des Landtags1 
40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2029 
Volkan.baran@landtag.nrw.de 
www.s pd-fra ktion-n rw.de 

Für die Vielen, 
nicht die Weni en. 
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26-jährigen ausreisepflichtigen Asylbewerber aus Syrien handeln, der in einer 
Flüchtlingseinrichtung lebte und eigentlich ausreisepflichtig war, da er über 
einen sicheren Drittstaat eingereist war. 

Angesichts der Dringlichkeit der Situation halten wir es für erforderlich, dass 
beide Ausschüsse unverzüglich zusammentreten, um das Parlament und die 
Öffentlichkeit über alle bisher vorliegenden Erkenntnisse der Landesregierung 
zu dieser grausamen Terrortat zu informieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

Christina Kampmann 
Innenpolitische Sprecherin 

Andreas Bialas 

Sonja Bongers 

Benedikt Falszewski 

Anna Teresa Kavena 

Nadja Lüders 

v c 
Sebastian Watermeier 

Seite 2 

VoTkan Baran 
Integrationspolitischer Sprecher 

C2()

a kio\ 34n1/4.9 

SI  Gosewi ke' 

Lisa-Kristin Kapteinat 

Thorsten Klute 

Für die Vielen, 
nicht die Wenigen. 
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